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Angst essen Seele auf
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Terror, Gewalt, Kriminalitt  SicherheitspolitikerInnen behaupten darauf eine Antwort zu haben. Aber was war eigentlich noch mal die Frage? Unsere AutorInnen haben versucht herauszufinden, was das eigentlich ist: Sicherheit. Sie haben sich an Antworten darauf versucht, ob es eine linke und emanzipatorische Sicherheitspolitik geben kann und worin diese eigentlich bestehen sollte.




Coverfoto: kallejipp / photocase.de




Gretchenfrage

Sag mir, wie hältst Du es mit der Sicherheit?




Diese Frage soll Sie verunsichern: Sag mir, wie hltst Du es mit der Sicherheit? Also ganz konkret: Was heit Sicherheit und wie finden wir die eigentlich? Die Antwort von folgenden fnf AutorInnen war uns sicher.
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Cara Rhner


Sicherheit gilt als ultimatives Ziel staatlichen Handelns. Damit ist die Vorstellung verbunden, dass Politik einfach auf gegebene Bedrohungslagen reagiere und Sicherheit zu erreichen sei, wenn man nur die richtigen Manahmen ergreife.


Demgegenber verstehe ich Sicherheit als eine performative Praxis. Sicherheitsbedrohungen sind keine natrlichen Phnomene, sondern intersubjektive Konstruktionen, die eine folgenreiche Logik aufweisen: Eine existentielle Gefahr verlangt schnelles Eingreifen  es besteht dringender Handlungsbedarf. Diese Notwendigkeitsrhetorik rechtfertigt das Ergreifen aueralltglicher oder sogar extralegaler Manahmen, wie etwa die Umgehung demokratischer Verfahren oder rechtsstaatlicher Bindungen. Man denke nur an die Renaissance des Folterdiskurses oder die immer weitergehende Einschrnkung von Brger*innenrechten. In Sicherheitsdiskursen finden zudem Grenzziehungen zwischen einem zu beschtzenden Wir und einem gefhrlichen Anderen statt.


Sicherheit ist daher keine unschuldige, sondern eine politische Praxis, die entdemokratisierende, rechtsstaatswidrige und hierarchisierende Effekte zeitigen kann. Die aktuelle Versicherheitlichung von Migration und Flucht zeigt dies eindringlich: Ansteigende Flchtlingszahlen werden als Bedrohung der deutschen Gesellschaft interpretiert und vlkerrechtswidrige Obergrenzen gefordert. Mnnliche Migranten gelten als kriminell und fr Frauen gefhrlich; das Aufenthalts- und Asylrecht wird verschrft, Menschenrechte im Eiltempo weiter ausgehhlt. Auf diese Sicherheitslogik kann ich gut verzichten. Daher: Sicherheit? Nein danke.
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Cara Rhner ist wissenschaftliche Mitarbeiter an der rechtswissenschaftlichen Fakultt der Universitt Frankfurt


Steffen Dittes


Sicherheit ist in erster Linie ein individuelles Gefhl und weniger ein Zustand. Jeder ordnet seinen Lebensalltag so, dass kaum ein Gefhl der Unsicherheit aufkommt. Dazu gehrt ebenso die Organisation von Ablufen als auch die Aneignung von Fhigkeiten und Erfahrungen. Dennoch ist jeder Tag mit einer Vielzahl von kleinen und groen Risiken verbunden, die wir nicht zwingend meiden, die aber kalkulierbar und beherrschbar scheinen. Dazu kommt, dass wir fr den Fall des Eintritts eines Schadens um zahlreiche Korrektive wissen, die ihn mildern oder regulieren knnen. Sicherheit ist also dann, wenn die Mglichkeit besteht, meine Fhigkeiten so zur Grundlage meiner Entscheidungen zu machen, um unter den vorhandenen Bedingungen die Risiken des Lebens ohne Angst auf mich nehmen zu knnen. Eine solche Balance wird durch die gesellschaftlichen Bedingungen verndernde Regeln permanent gestrt, zunehmend auch durch die Manipulation des Sicherheitsempfindens angegriffen. Risiken werden berbetont, abstrakte Gefahren werden zu konkreten umgedeutet. Dazu kommt ein Sicherheitsversprechen, das einlsbar wrde, wenn Handlungs- und Informationsfreiheit geopfert werden. Das Versprechen nach mehr Sicherheit wird zum trojanischen Pferd im Kampf gegen Brgerrechte. Und diejenigen, die in dieser Debatte noch darauf verweisen, dass Sicherheit Fragen der Verteilungsgerechtigkeit und der demokratischen Mitentscheidung mit umfasst, wirken leider hilflos in der aktuellen Debatte.


Steffen Dittes ist innenpolitischer Sprecher der LINKSFRAKTION im Thringer Landtag
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Ulrich Schneider


Zu Sicherheit habe ich ein vllig unverkrampftes, positives Verhltnis. Sicherheit ist ein absolutes Muss. Ich will mich sicher fhlen, nicht unsicher, sorgen- oder sogar angstvoll.


Es geht um krperliche Unversehrtheit, wenn wir nachts in unseren eigenen vier Wnden die Tren hinter uns schlieen knnen, oder wenn wir auch auf ffentlichen Pltzen keine Angst haben mssen vor Attacken gegen Leib und Leben.


Es geht aber auch um soziale Sicherheit. Es geht auch darum, sich nicht jeden Tag aufs Neue sorgen zu mssen, wie man mit dem wenigen Geld ber den Monat kommen soll, wenn es doch vorne und hinten nicht reicht, nicht bei jeder Rechnung, die ins Haus kommt, oder bei jeder Reparatur, die anfllt, nicht mehr weiter zu wissen, nicht stndig ein schlechtes Gewissen zu haben, weil man glaubt, den Kindern nicht das bieten zu knnen, was fr andere selbstverstndlich scheint. Sich stets sorgen zu mssen oder gar Angst zu haben, frisst Menschen auf, macht sie krank, lhmt sie, macht sie mutlos, passiv und unfrei. Sicherheit ist allererst die Voraussetzung fr Freiheit und fr Kreativitt, nicht deren Hemmschuh, wie Neoliberale es uns glauben machen wollen.


Es geht um das Grundbedrfnis eines jeden Menschen, sich in einer sozialen Gemeinschaft zu whnen, sich seiner Zugehrigkeit zu dieser Gemeinschaft und im Zweifelsfalle auch ihres Schutzes sicher zu sein. Es liegt in der Natur des Menschen, der nun einmal ein homo socialis ist, kein homo oeconomicus.


Ulrich Schneider ist Hauptgeschftsfhrer des Deutschen Parittischen Wohlfahrtsverbandes
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Dirk Schuck


Gesellschaften, in denen Freiheit herrscht, haben naturgem Sicherheitsprobleme. Wie sichergehen, dass Einzelne diese Freiheit nicht dazu nutzen, anderen und der Gesellschaft zu schaden? Daran, wie eine Gesellschaft diese Sicherheitsprobleme angeht, lsst sich ihr politisches Selbstverstndnis ablesen. In der Ideengeschichte war die sozialistische Antwort auf den Liberalismus die Sicherheitsfrage sozial zu wenden. Erst soziale Sicherheit schafft zivile Zustnde. Wer tglich verbissen um seine Existenz kmpfen muss, kommt zuweilen eher in die Versuchung, dafr den Schaden anderer in Kauf zu nehmen. Ein ideologischer Coup des Neoliberalismus war es, diese Argumentation auszuhebeln, indem ein Zusammenhang zwischen sozialer Sicherheit und individueller Passivitt hergestellt wurde. Vom Sozialstaat abhngige Menschen werden trge und unflexibel, weil sie sich das leisten knnen. Daher soll sie das Jobcenter jetzt auf Trab halten. Vergessen wird, dass Sicherheit Ruhe braucht. Im 18. Jahrhundert nannte man das Gemtsruhe. Ohne diese ist auch an die Ausbung von Freiheit nicht zu denken. Nur wer die Zeit hat, entspannt nachzudenken, kann berhaupt Freiheit willentlich ausben. Wenn die Betonung der Wichtigkeit von Sicherheit automatisch als Ruf nach mehr Repression  nach dem starken Staat  verstanden wird, sieht es fr ein angemesseneres Sicherheitsverstndnis schlecht aus. Aber es wre wichtig.


Dirk Schuck ist Politikwissenschaftlicher und Sozialpsychologe. Er lebt und arbeitet in Berlin.
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Martin Glasenapp


Es flieen ineinander Traum und Wachen, Wahrheit und Lge, Sicherheit ist nirgends, hat Arthur Schnitzler sagen lassen. Daher verachtet die Freiheit die Sicherheit. Unbedingte Sicherheit zu wollen ist eine Anfechtung und fhrt ins Bse: Freiheit geht nicht ohne Unsicherheit. Unbedingte Sicherheit zu wollen, gibt es folglich nur im Verzicht auf die Freiheit. Das vorausgesetzt, geht es natrlich darum, die Sicherheit einzufordern, die gegeben sein muss, damit Freiheit fr alle soll mglich sein knnen. Es geht um die Absicherung der Grundbedrfnisse aller, um den Schutz aller  damit fr alle die Mglichkeit gegeben ist, den Unterschied zwischen bloen berleben und eigentlichem Leben frei austragen zu knnen. Um ein naheliegendes Bild zu geben, das bedingungslose Grundeinkommen sollte dafr reichen. No risk no fun!
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Martin Glasenapp, Aktivist


Karin Binder


Sicherheit wie ich sie meine, beginnt mit natrlichen Lebensmitteln, Obst und Gemse unbelastet von Schadstoffen wie dem krebserregenden Glyphosat oder anderen giftigen Pflanzenschutzmitteln. Industriell gefertigte Lebensmittel brauchen verstndliche Kennzeichnungen. Was drin ist, muss auch drauf stehen, damit auch AllergikerInnen sicher sein knnen. Um weder EHEC noch Salmonellen eine Chance zu geben, brauchen wir gut ausgebildete und ausgestattete LebensmittelkontrolleurInnen.


Sicherheit, wie ich sie meine, schtzt Kinder vor gefhrlichem Spielzeug. Bleihaltige Farben, Schwermetalle oder Weichmacher im Kunststoff machen krank und haben in Kinderspielzeug nichts verloren. Kein Kind braucht solches Spielzeug.


Sicherheit wie ich sie meine, sichert die Energieversorgung in jedem Haushalt, auch fr Menschen mit wenig Einkommen. Stromsperren sind zu verbieten. Stattdessen braucht es kostenfreie Energieberatungen und preiswerte energiesparende Haushaltgerte, auch mit staatlichen Zuschssen  bei Autos ging es ja schlielich auch.


Sicherheit wie ich sie meine, bewahrt unsere Privatsphre und schtzt unsere Daten. Abhren unter FreundInnen geht gar nicht und Vorratsdatenspeicherung auch nicht. Meine Daten gehren mir und kein Unternehmen der Welt hat das Recht, sie zu verkaufen, um damit Profit zu machen oder mich mit Werbung zuzumllen/mailen.


Karin Binder ist eine linke Bundestagsabgeordnete und Ernhrungs- und Verbraucherpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE im Bundestag




Zehn Thesen zur allgemeinen Verunsicherung



Redaktion *prager frühling


1. Wiederkehr des Verdrngten


Verngstigung prgt mediale und ffentliche Diskurse sowie die Befindlichkeit erheblicher Bevlkerungsteile. Die Gleichzeitigkeit terroristische Anschlge in europischen Nachbarlndern sowie ffentlich sichtbare, kollektiv ausgebte sexualisierte Gewalt verbunden mit einer Unzahl bewusst in die Welt gesetzter Gerchte schaffen ein Klima verallgemeinerter Beunruhigung. Verstrkt wird dies durch individuell erfahrene soziale Entsicherung und den derzeitigen Umgang mit den aktuellen Migrations- und Flchtlingsbewegungen.


Letztere trifft auf eine fehlende soziale Infrastruktur und macht zum Teil ein eklatantes brokratisches Organisationsversagen sichtbar.
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Keines der zuvor genannten Phnomene ist fr sich neu: Bei allen Unterschieden von RAF ber 2. Juni bis zum NSU und der kaum beachteten Terrorwelle gegen Flchtlingsunterknfte, von La Belle bis Lockerby  immer gab es Gruppen und Staaten, die sich zum Erreichen politischer Ziele terroristischer Mittel bedienten. Seit anderthalb Jahrzehnten befindet sich Deutschland im Krieg gegen den Terror. Dieser Krieg wird zwar vor allem militrisch auf fernen Schaupltzen gefhrt, nichtsdestoweniger hat er gesellschaftliche Verhltnisse formatiert. Gleiches gilt fr Mnnergewalt. Die Hlfte aller ermordeten Frauen werden von (Ex-)Partnern gettet, bei der Verbreitung sexueller Belstigung befindet sich Deutschland ber dem EU-Durchschnitt, sexuelle Gewalt findet vor allem durch Tter aus dem Bekanntenkreis statt und der rechtliche Schutz vor sexueller Belstigung in der ffentlichkeit ist in Deutschland deutlich lckenhaft. Die neue Wahrnehmbarkeit von Flucht und Migration entsteht vor allem im Kontrast zu deren jahrelangen Klandestinisierung und Verunsichtbarung.


Der Verweis auf die historische Existenz der Einzelphnomene ist nur begrenzt zur Beruhigung geeignet. Denn die multiplen Krisenwahrnehmungen sind Ausdruck einer mehrfachen Krise.


2. Das groe Vakuum nach den groen Erzhlungen


Die verallgemeinerte Verngstigung fordert postdemokratische Gesellschaften ernstlich heraus. Erinnern wir uns: Auch die vermeintlich heile und sichere alte Bundesrepublik mit Deutschmark, Vorstadtreihenhaus und Vollbeschftigung war nicht so angstfrei wie sie im verklrten Rckblick gezeichnet wird. Atomtod, berbevlkerung, Kulturverfall und Waldsterben hieen groe kollektive ngste, die es in linker und rechter Ausfertigung gab.


Verschwunden ist, was diese ngste ertrglich werden lie. Blair und Schrder haben es mit ihrer Ideologie der Ideologiefreiheit geschafft gleich zwei gegenstzliche gesellschaftliche Versprechenskomplexe zu zertrmmern: Das Versprechen von Freiheit, Wohlstand und Glck des Nach-Erhardtschen Kapitalismus auf der einen Seite sowie das Versprechen gesellschaftlicher Vernderung und sozialer Emanzipation der Neuen Linken als Ausweg aus einer als bedrohlich empfundenen Gegenwart.


Bei Abwesenheit einer handlungsmchtigen Zivilgesellschaft im Sinne Gramscis findet sich politisches Handeln, das Versicherung und ein Gefhl der Gestaltbarkeit von Gesellschaft vermitteln knnten, in Deutschland derzeit vor allem in deformierten Formen: Brgerwehr statt Zivilgesellschaft. Doch egal ob als besorgte Brgerwehr oder flchtlingsfeindliche Brgerversammlungen, diese Agenturen beinhalten kein politisches Versprechen mehr. Sie sind lediglich Transformatoren, welche die Eingangsspannung Angst in eine Ausgangsspannung des Hasses umwandeln.


3. Das Gegenteil von Angst ist nicht Sicherheit


Als einigendes Band zwischen politischen Eliten und halbstarkem Mob besteht nur noch der Bezug auf eine mythische Sicherheit, die immer schon so fiktiv war wie ihr Gegenteil: Hobbes Naturzustand. (Dazu Mark Neocleous) Die Arbeit am Mythos ist reizvoll, denn sie entzieht sich einer rationalen Beurteilung. Eine Sicherheits-Politik, die auf mehr Polizei, mehr Bewaffnung, mehr Hrte setzt, ist vor allem symbolische Politik. Sie simuliert eine Handlungsfhigkeit, die durch Arbeit an den disparaten Einzelphnomenen nicht zu demonstrieren wre und fllt das in These 2. beschriebene Vakuum. Im schlechtesten Fall folgen linke Nachahmungstter, aus Furcht vor der Angst versuchen auch sie Handlungsfhigkeit zu simulieren und stimmen versptet in den schiefen Kanon von der vollen Hrte des Gesetzes ein. Diese Reaktion ist naiv, denn sie tappen in die Falle des Sicherheitsparadox: Traditionelle Sicherheits-Manahmen intensivieren das Gefhl von Unsicherheit noch. Davon leben die professionellen Angstraumbewirtschafter von AfD, CDU/CSU und Deutscher Polizeigewerkschaft: Vermummte Polizisten mit Maschinenpistolen und abgesagte Fuballspiele verstrken das Gefhl, dass jederzeit etwas Schlimmes passieren kann und ermuntern zum Ruf nach mehr und immer vom Immergleichen.


Dabei ist das Gegenteil der Fall. Im vergangenen Jahrzehnt ist die Zahl polizeilich registrierter Straftaten um fast zehn Prozent gefallen. Dass die Wahrscheinlichkeit Opfer schwerer Straftaten zu werden, in Deutschland geringer denn je ist, bleibt unbemerkt, weil vor allem spektakulre und brutale Straftaten im Fokus der ffentlichkeit stehen. Nur ca. jede hundertste Straftat wird berhaupt Gegenstand von Berichterstattung, wobei Raubberflle ber-, rassistische und sexualisierte Gewalt unterreprsentiert sind.[bookmark: _ftnref1][1] Gewalt im ffentlichen Raum wirkt dadurch auf einmal bedrohlicher. Auf der anderen Seite erscheinen sexuelle bergriffe wie in Kln auf der anderen Seite als exzeptionell.


4. Die zwei Sulen einer linken Politik im Feld von Rechts- und Innenpolitik


Eine linke Politik im Feld der inneren Sicherheit muss daher zweierlei leisten.


Zum einen muss es der politischen Linken gelingen, perspektivisch das beschriebene gesellschaftliche Vakuum zu fllen. Der Versuch eine europische Idee wirklicher Demokratie zu entwickeln, wie es Diem25 versucht, ist ein erfolgversprechender Ansatz. Ob er auch in Deutschland gelingen wird, wo es an der Erfahrung einer Demokratie der Pltze fehlt und wo selbst eine berwindung von Hartz IV fr viele wie Utopie klingt, bleibt auszuprobieren.


Zum anderen muss die Linke eine engagierte Rerationalisierung der Diskussionen von Innen- und Rechtspolitik betreiben. Anstelle von Schssen aus der Hfte braucht es eine Diskussion ber den Schutz von Grund- und Menschenrechten und ein Kernstrafrecht, das sich am Schutz von Rechtsgtern orientiert. Was das bedeutet, soll in den folgenden Thesen ausgefhrt werden.


5. Schluss mit einer Politik als Schuss aus der Hfte


Egal wie disparat die Ereignisse, die politische Reaktion erfolgt immer im gleichen Modus: als Schnellschuss. Die Antwort auf Kln kam nach vier Wochen, noch bevor alle Details des behrdlichen Versagens geklrt waren: Ein Gesetzentwurf fr schnellere Abschiebung von straffllig gewordenen Auslndern. Eine Manahme, die weder den Opfern hilft, noch der Resozialisierung der Tter dient.


Die Antwort auf die Anschlge von Paris kam ebenfalls aus der Hfte geschossen: Vier Wochen spter wurde die BFE+ eine neue Spezialeinheit der Bundespolizei aufgestellt. Ausgestattet mit automatischen Gewehren, wie sie sonst nur beim Militr eingesetzt werden. Auch bei den Landespolizeien wurde ber strkere Bewaffnung diskutiert.


6. Gefahr aus den Gewehrlufen


Ein unvoreingenommener Blick in die polizeiliche Statistik lsst einen beim Gedanken an Aufrstung eher schaudern. Zum Glck gab es im letzten Berichtsjahr keine tdlichen Angriffe auf PolizistInnen. Im selben Zeitraum erschossen PolizistInnen sieben Personen und verletzten 31. Nicht wenige von Ihnen waren psychisch oder durch Drogenkonsum beeintrchtigt. Die Ausrstung mit Kriegswaffen  nichts anderes sind Maschinengewehre  erhht die Gefahr noch, dass bei Schusswaffeneinsatz Menschen gettet und auch Unbeteiligte verletzt werden. Bereits jetzt tragen Polizisten standardmig grokalibrige Pistolen, die bei Einsatz schnell tdliche Wirkung entfalten.


Angriffe auf Polizeibeamte erfolgen jedoch ganz berwiegend in drei Situationen: Whrend Demonstrationsgeschehen, durch einzelne alkoholisierte Mnner und im Kontext persnlichen Krisen im huslichen Umfeld. In keinem sind Schusswaffen hilfreich. Das wissen die meisten PolizistInnen, die im brigen hufig nach Schusswaffeneinsatz auf Jahre ebenfalls traumatisiert werden.


Auf dem Hhepunkt der Terrorhysterie des deutschen Herbstes fhrte das z.T. zu ungewhnlichen Reaktionen So gab es Polizisten, die aus Furcht vor der aufgeputschten Atmosphre die Schlagbolzen aus ihren eigenen Maschinenpistolen entfernten und sich so selbst entwaffneten. Ihr Fall wurde bis zum BGH verhandelt.[bookmark: _ftnref2][2]


7. Eine andere Polizei 


Der sicherste Weg zu einer Verstrkung des Sicherheitsgefhls sind nicht hochgerstete und militarisierte Sondereinheiten, sondern die Prsenz von Streifenbeamten im ffentlichen Raum. Von anderen Polizeitraditionen wie z.B. in Grobritannien wo (trotz des auch dort vorhandenen Trends zur Aufrstung) bis heute lediglich 6.000 der 130.000 Polizisten berhaupt mit einer Schusswaffe ausgestattet sind, liee sich jedoch einiges lernen.


Neben einem zivilen Auftreten gehrt dazu auch eine Verankerung in der Wohnbevlkerung. Bei lediglich vier Prozent Polizisten mit Migrationshintergrund in einer Stadt wie Berlin kann davon derzeit keine Rede sein.


8.  und eine verunsicherheitlichte Idee von Gesellschaft


Zu einer anderen Idee von Polizei, bruchte es einen anderen Begriff von Sicherheit. Nicht Herstellung von Ruhe durch Repression der vermeintlich gefhrlichen Klassen: Frher das Proletariat, heute jene, die mit den Stereotypen bildungsfern, jugendlich, migrantisch, muslimisch, mnnlich als kumulierende Marker des Bedrohlichen versehen werden.


Stattdessen bruchte es ein Nachdenken und ein Interesse an den Lebensbedingungen, derer die gesellschaftlich ausgegrenzt und an den Rand gedrngt sind. Menschen, die im Gefngnis landen, sind, von der Gruppe der SteuerhinterzieherInnen einmal abgesehen, in der Regel Menschen, die bereits vorher in Schwierigkeiten steckten. Scheitern im selektiven Bildungssystem oder Leiden an den Schikanen der auslnderbehrdlichen Brokratie.


Ein wichtiger Ansatz knnte entgegen dem allgemeinen Ruf nach Hrte eine Entkriminalisierung von Bagatelldelikten sein. Das betrifft insbesondere Schwarzfahren und opferlose Verbrechen wie Verste gegen das Betubungsmittelgesetz durch Drogenkonsumenten.


9. Ermchtigung von Geschdigten


Der Ruf nach mehr Polizei und hrteren Strafen nutzt Geschdigten oft nur begrenzt. Zum Teil werden sie durch die Behandlung bei Polizei und Gericht erneut retraumatisiert, wie es bei allen Verbesserungen immer noch hufig fr Opfer sexualisierter Gewalt der Fall ist.
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	Nur beim Kinderfasching okay: Schnellschsse aus der Hfte
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Oder sie werden sogar zu Ttern stilisiert, wie es den Opferfamilien der Morde und Bombenanschlge des NSU ging. Sie wurden ein zweites Mal Opfer durch die falschen Verdchtigungen der Ermittlungsbehrden.
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	Richtige Fragen sind oft besser als vorschnelle Antworten
	Christian Bucad (CC BY-NC-ND 2.0)


10. Frage nach Ursachen statt vorschneller Antworten



		Die Antworten von Sicherheits-Politikern passen immer, denn sie sind allgemein. Linke Antworten auf die verallgemeinerte Verunsicherung mss(t)en spezifisch sein. Ein besserer Schutz vor sexualisierter Gewalt erfordert anderes als die Prvention der Anwerbung von Jugendlichen durch religise Extremisten.

		Spezifische Antworten haben einen Vorteil: Sie knnen diffuse und berwltigende Verngstigung in bearbeitbare Aufgaben bersetzen.

		Ihr Nachteil: Sie sind oft langsamer als Facebook, Twitter und Markus Sder, weil die Erhebung von Fakten oft Zeit braucht. Das ist der Preis, der Gewinn: Glaubwrdigkeit.

		Grundsatz muss sein, Recht statt Rache und gleiches Recht fr alle. Gastrecht und Wegsperren-und-zwar-fr-immer haben in einem linken Diskurs nichts zu suchen.




Anmerkungen


[bookmark: _ftn1][1] Zahlen fr Wien, in deutschen Grostdten drfte die Quote noch niedriger sein.


[bookmark: _ftn2][2] Isola, Horst (1987): Gewaltmonopol in der Demokratie. Die Polizei im Rechtsstaat. Polizeiliche Mitverantwortung im Rechtsstaat oder Machtinstrument der Regierung. In: Recht und Politik : Vierteljahreshefte fr die Rechts- und Verwaltungspoliutik 23 (4), S. 191.




Mit Sicherheit unsicher

Eine materialistische Perspektive auf Sicherheitspolitik

Anna Kern


Die Anschlge auf das franzsische Satiremagazin Charlie Hebdo im Januar 2015 und anschlieend auf die Pariser Clubs markieren den Meilenstein einer neuen Konjunktur der sicherheitspolitischen Diskussion in Europa. Lngst zhlen nicht mehr nur verschiedene terroristische Gruppen und gefhrliche Staaten als sicherheitspolitisches Problem, sondern  und gerade  nicht zu kontrollierende Individuen und Einzeltter, die u.a. innerhalb der durch die weltweiten Kriege und Ausbeutung initiierten Flchtlingsbewegungen vermutet werden. Die praktische Konsequenz: Groevents wie die Silvester-Feuerwerke in Brssel und Paris werden abgesagt, in Mnchen werden Bahnhfe geschlossen, der Ruf nach Sicherheit ist wieder laut und prsent.


War die sicherheitspolitische Diskussion nach 9/11 gerade etwas abgeflaut, erlebt sie nun ihr fulminantes Comeback. Die durch Wikileaks, NSA und NSU-Affre gebeutelten Geheimdienste sind zurck auf den politischen Bhnen, Politikerinnen und Politiker werden wieder vermehrt an ihrer Fhigkeit Sicherheit im Land herzustellen gemessen, Polizist/innen und Militr bestreifen wahrnehmbar bewaffnet den ffentlichen Raum. Der Ruf nach klaren Lsungen und entschlossenen Antworten ist laut.


Dabei msste lngst klar sein, dass das mit der Sicherheit leider nicht so einfach ist. Denn die Sicherheit der einen ist meistens nur auf Kosten der Sicherheit der anderen zu haben. Fliehen Menschen vor Krieg und Armut, wchst die gefhlte Bedrohung in den Ziellndern. Pltzlich geht es dann nicht mehr um DIE Sicherheit, sondern darum, wessen Sicherheit wo wieviel wert ist. Und berhaupt: wie war das noch mit dem Unterschied zwischen objektiver und gefhlter Sicherheit? Dieser Kontext markiert die Herausforderungen, denen sich auch eine progressive Sicherheitspolitik stellen muss.


Aber beginnen wir am Anfang. Sicherheit ist bereits in der frhen politischen Theorie das zentrale Thema. Die Philosophen der Aufklrung etablierten sie als erstrebenswerten, der anarchischen und gewaltfrmigen Urgesellschaft vorzuziehenden, brgerlichen Wert und als Letztbegrndung der Organisation des brgerlichen Staates. In ihrer Perspektive bertragen die Staatsbrger ihr individuelles Recht auf Gewaltausbung auf den Staat und erschaffen so den Gewaltmonopolisten. Der hat die zentrale Aufgabe mittels der Androhung oder Anwendung von Gewalt eine allgemeine, objektive Sicherheit fr die Brger herzustellen. Das gilt fr Staatsfeinde nach innen ebenso wie fr den Umgang mit Bedrohungen, die auerhalb des Staates liegen. Whrend die Gewalt im Staatsinneren als weitgehend domestiziert gilt, zhlt das anarchische internationale Staatensystem als gefhrliche Umgebung, in der Staaten um Territorien, Ressourcen, etc. konkurrieren. Sicherheit und Macht gehren in dieser Vorstellung bereits untrennbar zusammen, Sicherheit bedeutet hier die Abwesenheit von Gewalt und die Sicherheit von Privateigentum als Grundlage der brgerlich-kapitalistischen Gesellschaft (statt vieler: vgl. Hobbes 1651 (2011)).


Fr das Zusammenspiel von Sicherheit und Macht interessieren sich, wenn auch vor dem Hintergrund einer vllig anderen theoretischen Grundlage, ebenfalls die Poststrukturalist/innen im Anschluss an den franzsischen Historiker Michel Foucault. Sie identifizieren Sicherheit als ein Dispositiv, d.h. eine Regierungstechnik, die auf die Kontrolle und Regulierung der Bevlkerung zielt. Sicherheit ist hier also kein Zustand, sondern sie schreibt sich als Modus und Prozess der Legitimation verschiedener Praxen in die Konstitution der Gesellschaft ein. Anhand einer historischen Rekonstruktion der Bedeutung von Sicherheit zeigen verschiedene Poststrukturalist/innen so, dass diese und das Bedrfnis nach ihr keineswegs naturgem gegeben ist, sondern vielmehr gesellschaftlich konstruiert wird und Vernderungen unterliegt. Was Sicherheit jeweils spezifisch bezeichnet, hat demnach sehr viel damit zu tun, was als unsicher gilt. Gleichzeitig verweist diese Analyse auf die zentrale Bedeutung von Praxen der Sicherheit fr die Herstellung und Regulierung von Gesellschaft und ihrer Subjekte (vgl. Lemke o.J; Lemke o.J.b).


Diese Bedeutung und die damit zusammenhngende enorme legitimatorische Macht von (Un)Sicherheit kennt auch die Kriminalsoziologie. Da sie aber zwischen verschiedenen Klassen und Schichten in der Bevlkerung differenziert, gibt sie der anonymen Macht der Poststukturalist/innen darber hinaus konkrete Akteure. Sie zeigt damit, wie Sicherheitspolitiken und die Definition ihrer Adressaten und Strategien mit der Etablierung und Aufrechterhaltung von Machtstrukturen zusammenhngt.


Dabei stellen die meisten Arbeiten keineswegs einen einfachen Zusammenhang zwischen dem Block an der Macht und Sicherheitspolitik her, sondern entwickeln in Anlehnung an verschiedenen Modernisierungs- und Rationalisierungstheoreme komplexe Analysen. So haben sich mit der Ausdifferenzierung der modernen Gesellschaft und ihrer Steuerungsmechanismen auch die Orte, Akteure und Mechanismen von Sicherheitspolitik vervielfltigt. Eine extrem kleinteilige Betrachtung zeigt hier, dass auf dem sicherheitspolitischen Terrain zwar nur wenige hegemoniale Strategien miteinander konkurrieren, sie sich jedoch aus einer Vielzahl, teilweise auch gegenlufiger Praxen, verschiedenster Akteure an unterschiedlichen gesellschaftlichen Orten konstituieren (Legnaro 1997, Singelnstein / Stolle 2008, Kern 2016).
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	Die Sicherheit des einen, ist nicht unbedingt die des anderen. Besonders, wenn sie Eigentum betrifft.
	Stphane Escaich (CC BY-NC 2.0)


Was ist also Sicherheit und welche Bedeutung haben sicherheitspolitische Praxen? Angelehnt an Hubert Beste: Sicherheit ist eine Chiffre fr gesellschaftliche Auseinandersetzungen um die Deutungshoheit ber die Einrichtung der Gesellschaft (Beste 2000). Es ist besonders wirkmchtig, weil das Bedrfnis nach Sicherheit als ein natrliches Bedrfnis gilt, und sicherheitspolitische Praxen sich damit oft ber jede Kritik erheben und immun werden fr eine grundlegende Kritik. Die sicherheitspolitischen Diskussionen knpfen in diesem Sinne an als natrlich definierte ngste an und gelten so als besonders legitimierend fr weitgehende Einschrnkungen politischer Freiheitsrechte. Sie sind ein zentraler Bestandteil der brgerlichen Gesellschaft, haben mit der Zeit ihre eigene Logik entwickelt und schreiben diese permanent fort. Auf diese Weise sind sie Teil der Herstellung gesellschaftlicher Normalitt und tragen zur Normierung der vielen sicherheitspolitischen und regulatorischen Praxen bei (Kern 2016).


Linke und progressive Praxen haben sich in diesem Feld sehr lange in einer Fundamentalopposition, bzw. der Kritik der Sicherheit im Namen der Freiheit und einer Verurteilung von Kriegen erschpft. Diese Position ist wichtig, weil sie eine Gegenposition zur hegemonialen sicherheitspolitischen Strategie markiert. Sie ist aber gleichzeitig nicht ausreichend, weil sie sich zum einen in der Skandalisierung und kulturpessimistischen Vorhersagen erschpft (1984!) und andererseits die durch die prekre Vergesellschaftung der kapitalistischen Produktionsweise produzierten individuellen ngste und Befrchtungen nicht ernst nehmen kann. Ein erster Schritt einer Debatte ber eine progressive Sicherheitspolitik wre es hier zu zeigen, dass ngste und Bedrfnisse niemals naturgegeben sind, sondern gesellschaftlich konstruiert werden und erst so ihre Materialitt erhalten. Ein kluger Materialismus versteht die prekre kapitalistische Vergesellschaftung als Kontext dieser ngste und Bedrfnisse, einer plumpen Gegenberstellung von Freiheit und Sicherheit wre dann eine Verstndigung ber die Demokratisierung von Sicherheitspolitiken vorzuziehen. Diese ist sich ber deren herrschaftliche Momente bewusst, nimmt die Materialitt von Sicherheitsbedrfnissen aber zur Kenntnis und ist sich nicht zu schade, die Gewaltfrmigkeit dieser Vergesellschaftung zu diskutieren, ohne in die Skandalisierungsfalle zu tappen. Nur so kann sie sich spezifische Gestaltungsmacht verschaffen und erhalten, ohne auf ihr kritisches Potenzial zu verzichten.


Anna Kern ist Politologin und hat in Marburg ber Urbane Sicherheitsregimen im Neoliberalismus promoviert.
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Wer verliert, wenn Sicherheit siegt?

Kann es eine linke Sicherheitspolitik geben

Mark Neocleous
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Die brgerliche Moderne rckt Sicherheit in den Mittelpunkt. Von Thomas Hobbes bis David Cameron: Diese Tradition beginnt in der brgerlichen politischen Theorie und reicht bis zur stndigen Wiederholung von Sicherheit durch zeitgenssische PolitikerInnen. Von Hobbes stammt die Idee, dass der einzige Ausweg aus der Unsicherheit des Naturzustands der Gehorsam zum Leviathan ist, von dem im Gegenzug Sicherheit erwartet werden kann. Der Staat rckt damit in den Mittelpunkt als Lieferant des einen Gutes, das alle Menschen vermeintlich begehren, Sicherheit. Von Hobbes zu Cameron: In seiner Weihnachtsbotschaft behauptete der britische Premierminister, wenn es eine Sache gibt, die sich Menschen zu Weihnachten wnschen, ist es die Sicherheit, ihre Familie um sich herum und ein sicheres Heim zu haben. Von Hobbes Schilderung, warum wir den Naturzustand verlassen bis zu Camerons Darstellung, was wir uns alle zu Weihnachten wnschen: Sicherheit, Sicherheit, Sicherheit.
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	Cameron und der Antanztrick in der Downingstreet
	Palazzo Chigi  (CC BY-NC-SA 2.0)


Im Angesicht der Allgegenwart der Metapher Sicherheit kme man leicht auf den Gedanken, dass sich auch die Linke in diesem Feld positionieren msste. Gibt es eine linke Sicherheitspolitik?, wurde ich von der Redaktion dieses Magazins gefragt.


Ich glaube, dass eine solche weder wnschenswert noch mglich ist. Wenn Sicherheitspolitik von der Linken formuliert werden soll, kann nur eine Abfolge von Plattitden dabei herauskommen. Vier seien hier genannt, auch wenn diese sich teilweise berschneiden:



		Die erste Banalisierung problematisiert die Unterscheidung zwischen Staat und privatem Sektor und fhrt die Klage der Privatisierung von Sicherheit. Ganz so, als wre alles in Ordnung, so lange Sicherheit nur irgendwie vom Staat monopolisiert wrde.

		Der zweite Ansatz arbeitet mit dem Konzept der Abwgung. Sicherheit sei wichtig, msse aber gegenber anderen Gtern wie Freiheit, Datenschutz oder Demokratie abgewogen werden.

		Der dritte Zugang verweist auf ironische Aspekte von Sicherheitspolitik, wie dem Umstand dass jedes Jahr mehr Menschen in der Badewanne ertrinken, als durch terroristische Anschlge sterben. Dieser Ansatz macht geltend, dass sobald wir die Absurditt der derzeitigen Sicherheitspolitik erkennen, in der Lage wre, eine rationale und weniger verheerende Sicherheitspolitik anzustreben, die auf weniger Panikmache zielt.

		Zu guter Letzt gibt es einen vierten Ansatz, der auf die diskriminierenden Praktiken der derzeitigen Sicherheitspolitik verweist und vorschlgt, eine nichtdiskriminierende Sicherheitspolitik zu entwickeln, die nicht auf den Ausschluss von Minderheiten zielt.




Das immanente Problem all dieser Anstze ist, dass sie implizit die Position von Hobbes-Cameron mit der Annahme eines universellen Begehrens nach Sicherheit, bernehmen. Sie nehmen an, dass eine wirkliche Sicherheit auf dem Spiel steht, die erreichbar sei, wenn Sicherheitspolitik besser organisiert wre, bessere oder vernnftigere Ziele verfolgte, weniger diskriminieren und nicht den Wirtschaftsinteressen der Sicherheitsindustrie folgen wrde. In anderen Worten: Sie nehmen an, dass Sicherheit wirklich ein universelles Gut ist, das mit der richtigen Politik erreicht werden knnte. Wenn man diese Annahme teilt, siegt Sicherheit immer. Wenn aber Sicherheit siegt, wer verliert dann?


Sicherheit als Leitmotiv der brgerlichen Moderne


Um den Siegeszug der Sicherheit zu verstehen, muss man Sicherheit als Leitmotiv der modernen brgerlichen Gesellschaft begreifen. Man braucht dafr einen Begriff von den Sicherheit innewohnenden Verbindungslinien zwischen Staat und Kapital.


Eine kritische Perspektive auf Sicherheit versteht sie nicht als universellen Wert, sondern als einen von Kapital und Staat eingesetzten Mechanismus. Dieser Einsatz von Sicherheit ist wesentlicher Bestandteil einer breiteren Politik der Angst, die der brgerlichen Moderne zu Grunde liegt. (Der Ausgangpunkt bei Hobbes ist die Angst, die im Naturzustand herrscht und die, sobald der Leviathan etabliert ist, durch eine andere Angst ersetzt wird: einer Angst vor echten und eingebildeten Feinden.)


Weit entfernt davon etwas zu sein, das je erreichbar wre, existiert Sicherheit als Mglichkeit, Dinge in ihrem Namen zu erreichen. Sicherheit ist ein Mechanismus der erlaubt zu mobilisieren, zu berwachen und zu bestrafen. Mit anderen Worten: Sicherheit ist ein machtvolles Instrument zur Herstellung gesellschaftlicher Ordnung.


Die Macht von Sicherheit liegt im sogenannten Zeitalter der Menschenrechte darin, als das wichtigste aller Rechte prsentiert zu werden. Laut der Vereinten Nationen sind Leben, Freiheit und Sicherheit Grundrechte aller Menschen. Dieser Anspruch wiederholt lediglich den revolutionren Menschenrechtsdiskurs des 18. Jahrhunderts. Ein Denker, der die Implikationen dieses Anspruchs erkannte, war Karl Marx. Bei der Entwicklung seiner Kritik des Rechtsdiskurses in den 1840er Jahren errterte er die Vorannahmen der genannten Rechte: Das Recht auf Freiheit, als Recht des auf sich beschrnkten Individuums zur Absonderung des Menschen vom Menschen. Das Menschenrecht der Freiheit als Anwendung des Menschenrechts auf Privateigentum.


Es sind diese Beobachtungen die Marxens Bemhungen an einer Kritik der Politischen konomie erst in Gang setzen. Bemerkenswert ist jedoch, was er ber den Stellenwert von Sicherheit in der Deklaration der Menschenrechte sagt: Die Sicherheit ist der hchste soziale Begriff der brgerlichen Gesellschaft [] die ganze Gesellschaft [ist] nur da, um [bookmark: S366]jedem ihrer Glieder die Erhaltung seiner Person, seiner Rechte und seines Eigentums zu garantieren. Fr Marx wird die brgerliche Gesellschaft durch das Konzept der Sicherheit nicht ihres Egoismus enthoben. Im Gegenteil, es stellt diesen erst sicher. Sicherheit ist Fundament und berbau der anderen egoistischen Rechte, die mit der brgerlichen Moderne verbunden werden  Freiheit, Gleichheit, Privateigentum  und die den brgerlichen Egoismus garantieren sollen.


Marx fhrt diesen Punkt nie weiter aus, aber ich denke, wenn wir einen Gedanken ernstnehmen, den er in der selben Zeit formuliert hat, dann ist unsere Aufgabe nicht, die Welt in einer Weise zu verndern, wie sie von jenen Sozialisten angestrebt wird, die fr alles einen detaillierten politischen Plan entwerfen wollen. Wenn stattdessen die Aufgabe eine schonungslose Kritik alles bestehenden ist, dann bestnde diese schonungslose Kritik derzeit in einer Kritik der politischen Religion Sicherheit. Eine solche Kritik msste Sicherheit neben die Kritik des Kapitals und seiner Fundamente stellen.


Sicherheit als Ware und Produktionsmittel


Sicherheit ist hochproduktiv. Die Nachfrage nach Neuem  neuen Mrkten und neuen Erfindungen  bedeuten stndige Unsicherheit und Verunsicherung. Kapital bentigt eine stndige Umwlzung der Produktionsmittel und der Produktionsverhltnisse und damit auch aller sozialen Verhltnisse. Das Kapitalverhltnis ist damit ein Zustand grundlegender und dauerhafter sozialer Unsicherheit, aus der eine Politik der Sicherheit folgt.


Um produktiv fr das Kapital zu sein, muss Sicherheit zunchst in eine Ware verwandelt werden. Marx stellt fest, dass ein Ding sobald es Ware wird, seiner sinnlichen Eigenschaften beraubt wird und stattdessen einen mystischen Wert erhlt. Wenn dies fr Waren im Allgemeinen zutrifft, so hat Sicherheit als Ware einen zustzlichen Vorteil, da sie scheinbar ein menschliches Grundbedrfnis befriedigt. Marx Argument ist aber, dass Warenproduktion von vornherein keine triviale oder leicht durchschaubare Angelegenheit ist. Der Versuch die Umrisse der Produktion der Ware Sicherheit zu erkennen, bringt uns zum Kern des Prozesses, der Sicherheit als Fetisch in warenfrmige soziale Beziehungen einschreibt.
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	Sichheit als Ware
	Steven Guzzardi (CC BY-ND 2.0)


Das ist die Grundlage der Sicherheitsindustrie. (Die Terrorismusindustrie, die seit mittlerweile zwei Jahrzehnten eine Hochkonjunktur erlebt, ist nur ein Teil einer viel greren und lteren Sicherheitsindustrie.) Die Sicherheitsindustrie bettigt sich weder in ihrem Feld, weil es ihr darum ginge Unsicherheit zu bekmpfen, noch weil sie an sozialer Kontrolle oder berwachung interessiert wre. Stattdessen ist ihr Interesse viel weltlicher: Profit erwirtschaften. Um Profit zu erwirtschaften, muss die Sicherheitsindustrie Sicherheit verkaufen. Und um Sicherheit verkaufen zu knnen, muss sie mit existierenden ngsten spielen und neue Befrchtungen und Unsicherheiten schaffen. Sie muss nicht zuletzt den Eindruck erwecken, dass all diese ngste und Befrchtungen sehr real seien und man in irgendeiner Art und Weise mit Ihnen umgehen msse.


Wie jede andere Industrie ruft die Sicherheitsindustrie die Konsumenten als souverne Subjekte an (Der Kunde ist Knig). Sie ruft sie aber auch als besorgte Subjekte an (Der Kunde ist unsicher). Somit spielt die Sicherheitsindustrie eine Schlsselrolle bei der Herstellung einer viel umfassenderen Kultur der Angst und Unsicherheit, die genutzt wird, um den Sicherheitsstaat zu sttzen. Auf der einen Seite nutzt der Staat ngste, um Untersttzung fr das Projekt nationale Sicherheit zu erhalten. Auf der anderen Seite zielt die Sicherheitsindustrie darauf, Angst in Warenkonsum zu verwandeln. Wo der Staat regelmig immer neue Lsungen in Form von sicherheitspolitischen Manahmen anbietet, offeriert die Sicherheitsindustrie immer mehr warenfrmige Lsungen, schlielich werden immer mehr Waren als Lsungen fr die eine oder andere Bedrohung vermarktet.


Somit verfestigt die Sicherheitsindustrie mit ihrem vermeintlichen Sorge um die Menschen und deren Sicherheit beides: Die Sicherheitslogik und die Logik der Warenform.


Die Trgerischen Versprechen der Sichheitsreligion


In dem Ausma wie Staat und Kapital von der Herstellung von Sicherheit abhngen, mssen sie sicherstellen, dass diese Sicherheit niemals erreicht wird. Insofern mssen Sicherheitsindustrie und Sicherheitsstaat die Brger-Subjekte regelmig in Bezug auf ihre Versprechungen tuschen. Der Wechsel wird aufs immer Neue verlngert, was enthllt wie illusorisch das Versprechen ist: Sicher ist nur, dass das Ziel nicht erreicht werden wird. Sicherheit ist illusorisch. So wie Religion einst eine illusorische Sonne war, von der es einst hie, die Welt kreise um sie, so ist Sicherheit die illusorische Sonne, von der uns gesagt wird, dass sich alle Politik um sie herum drehen msse. Sicherheit ist eine Illusion, aber eine, von der in Vergessenheit geraten ist, dass sie eine solche ist.


In dieser Hinsicht verlangt Sicherheit die Anerkennung ihrer selbst als Sicherheit und von allen Dingen, die in ihrem Namen getan werden sowie aller Dinge, die sie als besonders schutzbedrftig erachtet: Eigentum, Warenhandel, Gesetz und Ordnung. Sicherheit will uns weismachen, das nichts anderes als Sicherheit als erstrebenswert gelten kann oder zumindest, dass nichts, was als erstrebenswert betrachtet werden kann so gut ist, wie Sicherheit. Darber hinaus will sie uns weismachen, dass alles was gut ist, auch sicher sein muss. Sie unterwirft die Menschen und maskiert die tatschliche Verarmung menschlichen Lebens. Schlimmer noch, sie lsst diese Verarmung als sicherungsbedrftig erscheinen. Sicherheit ist somit die Ideologie par excellence fr das weltumspannende Herrschaftssystem, in dem sich Bewegungen und Individuen frchten msse, sobald sie schuldig befunden werden, die Grenzen von Sicherheit und deren Imperativen berschreiten zu wollen. Deshalb ist Sicherheit so begierig: Es ist nahezu unmglich die vielen Ansprche, die Sicherheit an uns stellt und die immense Arbeit, die Sicherheit permanent an uns ausrichtet, zu entschlsseln. Eine Arbeit, die immer neue Ansprche an uns als Subjekte richtet, indem sie neue Gesetze schafft durch die wir vermessen werden, neue Zielsetzungen postuliert, die wir anstreben sollen und neue Mechanismen kreiert durch die Hoffnungen und Trume durchkreuzt werden.


Teil dieser Unterwerfung ist, dass Sicherheit ohne Gegenber existieren mchte. Sie will jeden Widerspruch eliminieren und jede Rebellion unterdrcken, bevor Widerspruch und Rebellion berhaupt begonnen haben. Wir sollen uns vor ihr beugen, ohne zu fragen warum und wofr. Jeder Widerspruch gegen Manahmen  nicht zuletzt der Wirtschaftspolitik  die von den Mchten ausgefhrt werden, die uns Sicherheit versprechen, werden entweder selbst mit Sicherheitsmanahmen der gewaltvollen Art beantwortet  mit Trnengas und Taser, mit Knppel und Wasserwerfer. Oder sie treffen auf die Erwartung, dass jede Vernunft sich vor ihnen erniedrigen muss. Alle kritische Wissenschaft hat zur Seite zu treten, wenn unsere fhrenden Verteidiger der Sicherheit uns auffordern zu schweigen, zuzuhren und zu gehorchen.


Freiheit vor Sicherheit? Undenkbar.


Jene, die gegen die Spar- und Austerittspolitik kmpfen, werden als Gefahr fr die nationale Sicherheit behandelt. (Jngstes Beispiel war Jeremy Corbin. Gleich nachdem er zum Vorsitzenden von Labour gewhlt wurde, wurde er zum Sicherheitsrisiko erklrt.) Knnen wir Freiheit gegenber Sicherheit den Vorrang geben? Nein. Niemals! Und denke niemals ber ein so ambitioniertes Projekt wie die Emanzipation des Menschen nach.


Fern jeder Emanzipation verlangt Sicherheit nichts anderes als absoluten Gehorsam. Die Anerkennung von Sicherheit als das alle politische Grundstze berragende Prinzip und der Idee, dass Sicherheit das Fundament jeder Politik sei, dass sie Ausgangspunkt allen politischen Denkens und Grundlage des Schutzes des Staates sei bzw. das, was wir uns zu Weihnachten wnschen, ist nichts anderes als die Forderung nach Gehorsam.


Was stellt dieser Gehorsam im Namen der Sicherheit her? Die Antwort ist nicht schwer: Gehorsam selbst. Gehorsam produziert Gehorsam, wie Foucault einst ber das, was er Pastoralmacht nennt, schrieb. Es handelt sich um ein selbstreproduzierendes System des Gehorsams: Man akzeptiert den Grundsatz der Sicherheit, um gehorsam zu werden und reproduziert diesen Zustand des Gehorsams im Streben nach dem mythischen Zustand von Sicherheit. Das ist genau der Punkt auf den Hobbes im letzten Absatz des Leviathan anspielt: Sicherheit, somit Gehorsam. Das ist genau der Punkt, den alle gegenwrtigen PolitikerInnen meinen, wenn sie die Sprache der Sicherheit sprechen. Und es ist derselbe Punkt, den alle Diskurse und politischen Manahmen bezglich des Terrorismus implizieren: Was ist Anti-Terrorgesetzgebung anderes als ein Ruf nach Gehorsam?


Gehorsam wird dadurch zu einem dauerhaften Seinszustand, zur Staatsraison, die vom Staat aus Grnden der Sicherheit verlangt werden kann. Unsere Gehorsamsbung wird dadurch zu einer Einbung der politischen Ordnung. Und im Angesicht der Verbindung von Sicherheit und Warenform ist das, wofr wir gehorsam gemacht werden nichts anderes als die Unterwerfung unseres Lebens unter das Kapital.


Die Implikationen fr die Linke sind gro. Die Logik der Sicherheit verlangt von uns, dass wir uns nicht darauf konzentrieren Geschichte zu machen, sondern die kapitalistische Gegenwart sicherer zu machen. Sicherheit verlangt, dass wir uns unserem kapitalistischen Schicksal beugen, sie verlangt aber auch dass wir es als unser Schicksal akzeptieren, uns vor der Sicherheit zu beugen. Auf dieser Grundlage sollte die Linke nicht darber nachdenken eine eigene Sicherheitspolitik zu entwickeln. Stattdessen sollte sie ber eine Politik nachdenken, die ber Sicherheit hinausweist.


Mark Neocleous ist Professor fr Kritik der Politischen konomie an der Brunel University und Redakteur von Radical Philosophy. bersetzung aus dem Englischen: Stefan Gerbing.
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Versagen der Sicherheitspolitik

Unsicherheit durch anlasslose Datenspeicherung

Jan Philipp Albrecht


Die Politik der anlasslosen Datenspeicherung hat die Gesellschaft unsicherer gemacht. Die einseitige Forderung nach immer mehr Daten zur Terrorismusbekmpfung war getrieben vom allgegenwrtigen Unsicherheitsgefhl. Es hat die Innenminister und Sicherheitsbehrden blind gemacht fr die eigentlichen Notwendigkeiten effektiver Sicherheit. Nun kann nur eine Radikalkur helfen.


Die schrecklichen Terroranschlge des Jahres 2015, vor allem jene in Paris, haben die Welt schockiert. Die weltweite Anteilnahme am Schmerz der Angehrigen und Freunde der Opfer war gewaltig. Doch den Solidarittsbekundungen und Trauermrschen, die ein kraftvolles Bekenntnis zur freiheitlichen Demokratie und Lebensweise sein sollten, folgten schnell harsche Einschrnkungen eben dieser Werte im Namen vermeintlicher Sicherheitsgewinne. Allein in Frankreich ist der Katalog hchst fragwrdiger Eingriffe in rechtsstaatliche Prinzipien und Grundrechte enorm. Jngst nahm die engagierte franzsische Justizministerin Taubira im Protest gegen die Aberkennung der Staatsbrgerschaft bei Terrorverdchtigen den Hut. Der von Staatsprsident Hollande ausgerufene Notstand wurde in der Verfassung verankert, die als eines der Geburtsdokumente der Menschenrechte in Europa gilt.


Leider zeigten gerade die Anschlge von Paris deutlicher als viele andere zuvor: Die Anti-Terror-Politik seit dem 11. September 2001 ist in eine gefhrliche Sackgasse geraten. Trotz umfangreichster Datensammlungen (in Frankreich gibt es schon seit lngerem die anlasslose Vorratsdatenspeicherung ber zwlf Monate sowie die versuchsweise Erhebung und Analyse von Fluggastdaten) wurden die Anschlagsplanungen nicht entdeckt. Stattdessen waren viele Tter und deren Kontaktpersonen den Sicherheitsbehrden sogar schon lange vor den Anschlgen als Gefhrder bekannt und zahlreiche Informationen ber diese Personen in den Datenbanken von Geheimdiensten und Ermittlungsbehrden unterschiedlicher EU-Lnder.


Die Datenberge sind hoch genug


Das eigentliche Problem im Fall der Pariser Anschlge lag demnach nicht in mangelnden Datenbergen, sondern in der zgigen Auswertung und Nachverfolgung vorhandener Anhaltspunkte. Dieses Phnomen steht im Einklang mit den zahlreichen Fllen verbter oder verhinderter Terroranschlge an anderen Orten: Auch in Ottawa, in Boston, in Toulouse, in Brssel und im Flugzeug nach Detroit hatte es solche Verdachtsmomente gegeben. Doch entweder gingen diese in der Masse der Informationen unter oder es fehlte an ausreichend Personal und Ausstattung, diese Daten zgig auswerten zu knnen.


Ursache dieser Entwicklung ist ein grundlegender Fehler in der derzeitigen Sicherheitspolitik: Whrend die anlasslose Datensammlung als vermeintlich gnstiges und wirksames Mittel gegen Terroristen und Kriminelle angepriesen und umgesetzt wurde, musste bei den Sicherheits- und Ermittlungsbehrden  vor allem vor Ort  massiv eingespart werden. Der fehlende Fokus der Datensammlungen auf Verdachtsmomente und Risikofelder sorgt dafr, dass der gefhlte Sicherheitsgewinn zu einem realen Verlust an effektiver Sicherheit auf den Straen fhrt. Allein in Paris wurden 2014 rund 1700 Stellen gestrichen. In Deutschland waren es in den fnf Jahren zuvor nach Angaben der Gewerkschaft der Polizei etwa 15.000 Stellen.
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	Da haben wir den Salat  Datenberge ohne Zweck
	Bob Mical (CC BY-NC 2.0)


Diese PolizistInnen fehlen nicht nur bei der Auswertung von Daten. Sie fehlen bei der Arbeit vor Ort. Sie fehlen in den Vierteln, in denen die Radikalisierung zunimmt und Jugendliche zu Strafttern werden. Gerade in Zeiten knapper Kassen wre es daher unverantwortlich, die verfgbaren Mittel zum Beispiel in die ziellose berwachung von Fluggsten zu stecken, wie es nun eine EU-Richtlinie vorsieht, die demnchst vom Europischen Parlament verabschiedet werden soll. Diese anlasslose Fluggastdaten-Sammlung wird  nach Schtzungen der EU-Kommission  rund 500 Millionen Euro kosten. Die europische Ermittlungsbehrde Europol hingegen hat derzeit gerade einmal ein jhrliches Budget von einigen hunderttausend Euro fr gemeinsame Ermittlungsteams, in denen Beamte verschiedener Mitgliedstaaten gemeinsam an einem Fall arbeiten.


Kooperation statt anlasslose berwachung


Dabei ist es gerade die fehlende grenzbergreifende EU-weite Zusammenarbeit von Ermittlern, die Unsicherheit schafft. Selbst fhrende Ermittler bezweifeln, dass die anlasslose Speicherung von Daten berhaupt einen Mehrwert bei der Prvention von Terrorismus und organisierter Kriminalitt bietet. Vielmehr ist es dringend notwendig, die bereits umfangreich erlaubten berwachungsmanahmen bei auftretenden Verdachtsmomenten sowie in Risikofeldern in den Fokus der Sicherheitspolitik zu rcken. Dies kann aber nur dann erfolgen, wenn die Risiko- und Verdachtsmomente zgig und ohne Vorbehalte zwischen den Behrden ausgetauscht werden und gemeinsam an ihrer Verfolgung gearbeitet wird.


Die Terroristen profitieren davon, dass die aktuelle Sicherheitspolitik nicht dementsprechend umgestellt, sondern sogar verstetigt wird. Viel zu oft endet eine Ermittlung oder berwachung, wenn ein Gefhrder das Land wechselt. Viel zu selten geben die zustndigen Behrden in einem EU-Mitgliedsland alle Erkenntnisse an ihre Kollegen in den Nachbarlndern weiter. Dabei sind schon jetzt viele Daten vorhanden: Wir wissen, wer in welchem Flugzeug sitzt und wenn ein Kmpfer aus Syrien zurckkehrt und in die Europische Union wiedereinreist  auch per Zug oder Auto -, sollten das sofort die Ermittlungsbehrden aller Mitgliedstaaten wissen. Doch die Regierungen verschlieen sich vor dieser Analyse und ihren Konsequenzen. Sie versuchen, mit den immer gleichen Mitteln das Sicherheitsgefhl in der Bevlkerung zu erhhen, schaffen damit aber erst die real existierende Sicherheitslcke.


Datensammeln ist wichtig und richtig, wenn es Verdachtsmomente oder konkrete Gefhrdungen gibt. Wie das EU-weit funktionieren knnte, zeigt das krzlich vom Europischen Parlament verabschiedete System fr die Bekmpfung von Geldwsche und Korruption. Auf Grundlage fester Kriterien sollen "gefhrdete" Personen identifiziert werden: PolitikerInnen, aber auch ihre SekretrInnen und FahrerInnen. Sie werden systematisch berprft, wenn sie zum Beispiel ein Konto erffnen, um sicher zu stellen, dass das Geld "sauber" ist. Alle brigen BrgerInnen werden von solchen Manahmen aber verschont. Diese Richtlinie muss von den Mitgliedslndern schnellstmglich umgesetzt werden, weil so auch die Finanzierung von Terrorismus bekmpft werden kann. Zudem braucht es einen verpflichtenden Austausch dieser Informationen  hier verlieren sich die Regierungen der EU noch immer in Unttigkeit, obwohl klar ist, dass dies ein effektiver Weg wre, die Finanzierungsquellen des Terrorismus auszutrocknen.


Sicherheit ohne Generalverdacht


Es gibt keine Wunderwaffe im Kampf gegen den Terror. Eine absolute Sicherheit gegen Selbstmordattentter, die keine Skrupel haben, knnen wir nicht erreichen. Aber wir haben gute Chancen, unseren Schutz zu verbessern, ohne auf den Generalverdacht zu setzen. Das muss unser gemeinsames, europisches Ziel sein. Klar ist doch: Wenn sich ein Verdacht oder ein Risiko realisiert, muss ein Richter in der Lage sein, aus eben diesem Anlass Daten  auch zu einem frhen Moment  sammeln zu lassen. Das kann der Server sein, der regelmig von organisierten Kriminellen besucht wird und das kann die Fluglinie sein, auf der jihadistische Kmpfer nach Europa zurckkehren knnten. Doch das wre etwas vollkommen anderes als die geplante Kompletterfassung unserer aller Leben zum Zwecke der berwachung.


Wer im Lichte dieser Erkenntnisse immer noch nach dem schlichten Modell der anlasslosen Datenspeicherung ruft, ignoriert nicht blo die hchstrichterliche Rechtsprechung, die fr jede Datensammlung einen zumindest groben Bezug zu einem Verdacht oder einem Risiko einfordert, sondern luft auch Gefahr, effektive Sicherheit auf Kosten teurer Placebo-Manahmen zu opfern. Der unreflektierte Ruf nach der Speicherung aller Telekommunikations- und Fluggastdaten auf Vorrat zeigt, dass sich die Sicherheitspolitiker nicht mit der Frage nach der Effektivitt und Verhltnismigkeit befasst haben. Angesichts der Tatsache, dass die EU-Staaten seit dem 11. September 2001 mit etwa 240 Sicherheitsmanahmen in die Grundrechte der Menschen eingegriffen und dazu Milliardenbetrge aus den Steuerkassen geholt haben, wre eine solche Analyse allerdings das oberste Gebot, um endlich die Manahmen zu ergreifen, die wirklich mehr Sicherheit bringen und mit unserer freiheitlichen Demokratie vereinbar sind.


Jan Philipp Albrecht ist grner Abgeordneter im Europaparlament und hat die alternativen Polizeikongresse organisiert. 
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Leaking und Transparenz

Gefahren für die Sicherheit?

Anna Biselli (Netzpolitik.org)
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	Leakt gewaltigt - stetes Tropfen hhlt geheim. Notwehr gegen Geheimhaltung braucht manchmal Lcher
	Fredrik Linge (CC BY-SA 2.0)


Immer wieder finden eingestufte Dokumente aus Geheimdiensten und anderen Behrden ihren Weg an die ffentlichkeit. Beim Bundesnachrichtendienst stieg die Anzahl der geleakten Dokumente in den vergangenen Jahren stetig an, Zahlen dazu musste das Bundeskanzleramt nach einer Klage des Tagesspiegels im Dezember 2015 offenlegen. Fr die Geheimdienstler ist das unangenehm, Leaking wird immer wieder als Risiko fr die nationale Sicherheit oder das Staatswohl bezeichnet. Das darf keine Pauschalausrede sein, in vlliger Geheimhaltung und Intransparenz zu agieren. Aber solange das der Fall ist, ist Leaking eine notwendige Vorraussetzung, Missstnde und demokratiegefhrdende Entwicklungen aufzudecken.


Doch was ist, wenn geleakte Dokumente tatschlich Informationen enthalten, die Nachteile fr die nationale Sicherheit bedeuten oder etwa durch die Verffentlichung von Namen Menschen in Gefahr bringen? Leaking ist immer ein Abwgungsprozess, eine Einzelfallentscheidung. Mit der Verffentlichung von Dokumenten geht die Verantwortung einher, einzuschtzen, welche Konsequenzen ein Leak haben kann, ob damit unschuldige Menschen in Gefahr gebracht werden und ob im Zweifel das ffentliche Interesse an den Informationen berwiegt. Diese Verantwortung muss sowohl die Quelle selbst tragen als auch derjenige, der das Material publiziert.


Letzterer ist traditionellerweise ein Journalist, der das Material aufarbeitet und verffentlicht. Er hat auch die Verantwortung, dafr Sorge zu tragen, dass die Quelle nicht identifiziert werden kann und in Gefahr gert. Darberhinaus ist seine Aufgabe, Informationen so in den Kontext zu setzen und zu erklren, dass sie einen tatschlichen Mehrwert fr eine breite ffentlichkeit darstellen. Oftmals sind Informationen, isoliert betrachtet, schwer zu verstehen und ihre gesamtheitliche Bedeutung kaum zu interpretieren.


Die Art des Leakens hat sich verndert


Durch Whistleblower-Plattformen wie Wikileaks hat sich das klassische Verhltnis von Quelle und Journalist verndert. Informationen werden zunehmend auch ohne Begleitung eines Nachrichtenmediums verffentlicht, auerdem leisten auch NGOs vermehrt einen Beitrag, indem sie geheime Daten verffentlichen und erklrend aufbereiten. Das bringt groe Chancen mit sich, da die Deutungs- und Verffentlichungshoheit der Medien geschwcht wird. Es erhht aber auch das Risiko, dass ein grndlicher Abwgungsprozess fehlt und Informationen an die ffentlichkeit gelangen, die tatschlich Einzelne in Gefahr bringen, etwa wenn Namen Unbeteiligter nicht geschwrzt werden.


Um Menschen den verantwortungsvollen Umgang mit sicherheitsrelevanten Dokumenten zu ermglichen, die keinen offiziellen Pressestatus haben, ist es wichtig, ihnen den gleichen Schutz durch Pressefreiheit zu gewhrleisten wie berufsmigen Journalisten. Dafr ist es dringend geboten, den Straftatbestand der Datenhehlerei wieder abzuschaffen, der mit der Gesetzgebung zur Vorratsdatenspeicherung durch die Hintertr eingefhrt wurde. Er bringt durch unklare Rechtsformulierungen jene in Gefahr, mit denen Informationen geteilt werden. Dabei ist genau das unabdingbar, um die Tragweite von Verffentlichungen zu beurteilen. Sich ein Urteil von Rechtskundigen und Technikspezialisten zu holen, sollte die Pflicht sorgfltiger publizistischer Aufbereitung sein.


Eigentlich sollten Leaks in einer demokratischen Gesellschaft nur eine Ausnahme sein mssen. Leaking ist Transparenz von unten, wo der Staat verfehlt, von sich aus gengend Informationen bereitzustellen, um eine gesellschaftliche Diskussion ber Grundrechtsgefhrdungen zuzulassen. Sei es im Entwurfsprozess von Gesetzen, beim Einsatz von berwachungstechnologie und -manahmen oder anderen sicherheitspolitisch relevanten Sachverhalten. Mechanismen zu Transparenzverpflichtungen des Staates gegenber seinen Brgern gibt es bereits, ihre Anwendbarkeit und Umsetzung besteht nur unzureichend.


Pauschalausnahmen vom Informationsfreiheitsgesetz


Das Informationsfreiheitsgesetz regelt die Mglichkeit, von Bundesbehrden und hnlichen Stellen Zugang zu amtlichen Informationen zu bekommen. Das stellt ein wichtiges Instrument der demokratischen Kontrolle dar, weil die angefragten Stellen im Grundsatz zur Auskunft verpflichtet sind. Oft genug scheitern Informationsfreiheitsantrge, sind zu groen Teilen geschwrzt oder bringen Kosten mit sich, die den Fragenden abschrecken. Zumindest aber muss eine Ablehnung begrndet werden. Der Antragssteller hat daraufhin die Mglichkeit, dieser Ablehnung zu widersprechen und gerichtlich feststellen zu lassen, ob sie zulssig war. Fr Geheimdienste gilt das nicht.  3 des Informationsfreiheitsgesetzes sieht eine sogenannte Bereichsausnahme fr Nachrichtendienste und andere Stellen vor, sobald sie Aufgaben von vergleichbarer Sicherheitsempfindlichkeit vornehmen.


Das bedeutet, dass Geheimdienste selbst trivialste Informationen nicht mit der ffentlichkeit teilen mssen. Ein Paradebeispiel dafr ist eine Informationsfreiheitsanfrage nach den Kosten des vom BND herausgegebenen Kochbuchs Top(f) Secret  Die Geheimrezepte des Bundesnachrichtendienstes. Eine Gefahr fr das Staatswohl wrde eine Herausgabe dieser Information wohl kaum darstellen  fr Verfassungsschutz, Bundesnachrichtendienst und den Militrischen Abschirmdienst ist das unerheblich.
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	Kosten geheim: Kochbuch des BND
	Netzpolitik.org


Eine solche pauschale Ausnahme erstickt Transparenz und rechtsstaatliche Kontrolle im Keim. Wenn Informationen geheim bleiben sollen, muss das fr jeden Fall begrndet und von einem unabhngigen Gremium berprft werden knnen.


Mehr Transparenz und Eigeninitiative notwendig


Eine Ausweitung des Informationsfreiheitsanspruchs gegenber Geheimdiensten und Co. kann nur der erste Schritt sein. Wnschenswert wre es, dass Informationen nicht erst ber Informationsfreiheitsanfragen ans Licht gezerrt werden mssten, sondern von den betroffenen Stellen proaktiv verffentlicht wrden. Ein inhrentes Problem ist nmlich, dass zum Anfragen von Informationen und Dokumenten bekannt sein muss, welche Informationen berhaupt vorhanden sind.


Das Bereitstellen von Informationen muss zum Standard werden  in maschinenlesbarer und umfassender Form. Wenn Informationen als Verschlusssachen eingestuft sind und ihre Verffentlichung unterbunden werden soll, sind Kriterien dafr in Verschlusssachenanweisungen, Verwaltungsvorschriften und dem Sicherheitsberprfungsgesetz geregelt. Es soll jeweils der niedrigste angemessene Geheimhaltungsgrad gewhlt werden. Welcher das ist, wird von der jeweiligen Stelle selbst entschieden. Eine berprfung durch Dritte wre hierbei dringend notwendig, um willkrliche bereinstufungen zu verhindern.


Wovor haben die eigentlich Angst?


Nicht nur der ffentlichkeit wird es verwehrt, sicherheitspolitische Praktiken zu beurteilen. Auch die Parlamentarischen Kontrollinstanzen wissen besonders in Bezug auf Geheimdienste kaum, was wirklich passiert. Besonders im Rahmen des NSA-Untersuchungsausschusses wurde deutlich, wie jahrelang die G-10-Kommission und das Parlamentarische Kontrollgremium hinters Licht gefhrt und ihnen Informationen vorenthalten wurden. Selbst wenn den Parlamentarier Einsichtnahme gewhrt wird, ist ihnen oftmals verwehrt, ffentlich und konkret ber diese zu reden. Noch dazu sind die beiden zentralen Kontrollinstanzen des Parlaments personell und fachlich zu schwach ausgestattet, um einen umfassenden Geheimdienstapparat beurteilen und damit kontrollieren zu knnen.
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	Nicht verheddern, lieber schreddern. Leak-Prvention nach Geheimdienstart
	DaveBleasdale (CC BY 2.0)


Leaks aus der Vergangenheit haben gezeigt, dass viele der Informationen, die der ffentlichkeit vorenthalten werden, keineswegs die Sicherheit der Bundesrepublik oder die konkreter Personen gefhrdet haben. Meist ist das Operieren im Verborgenen eine Vermeidung gesellschaftlicher Diskussion, die Verschleierung unrechtmiger Praktiken und Planungen oder schlicht die Angst vor Peinlichkeit. Gerade in diesen Fllen ist eine Offenlegung von fragwrdigen Zustnden unentbehrlich.


Solange es kaum Transparenz und wirksame Kontrollmechanismen gibt, sind wir als Gesellschaft auf die Courage von Whistleblowern und Leakern angewiesen. Angemessene Gesetze zum Schutz derer zu erlassen, die sich durch die Offenlegung von Missstnden in Gefahr bringen, ist das mindeste was ein Gesetzgeber tun muss. Wenn ein Whistleblower daran scheitert, Missstnde intern zu Bewusstsein zu bringen und sich dann dem Risiko von Strafverfolgung aussetzt, um diese der ffentlichkeit mitzuteilen, muss es Schutzmechanismen geben. Denn: Whistleblower gefhrden nicht unsere Sicherheit. Sie verteidigen unsere Demokratie.


Anna Biselli ist Informatikerin, Journalistin und Datenreisende. Sie schreibt bei netzpolitik.org.
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„Wir müssen uns auf einen sehr langen Kampf einstellen“

Interview mit Anne Roth über Erfahrungen aus dem NSA-Untersuchungsausschuss

Anne Roth
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prager frhling (pf): Anne, Du warst persnlich im Visier von berwachungsorganen, nun arbeitest als Referentin fr die Linksfraktion im NSA-Untersuchungsausschuss an deren Kontrolle und Aufarbeitung. Wie sicher fhlst Du Dich eigentlich?


Das hngt ein bisschen von meiner Tagesform ab. Sicher vor berwachung fhle ich mich nicht. Ich glaube, das kann inzwischen niemand mehr, der oder die das Internet benutzt. Und seit Snowden wissen wir: Wer sich konsequent schtzt, fllt besonders auf. Wir knnen blo whlen, weswegen wir in die Schleppnetze von Staaten und Firmen geraten.


Konkrete Anhaltspunkte habe ich keine, aber es wre naiv zu glauben, dass die Geheimdienste, um die es im Untersuchungsausschuss geht, sich nicht fr alle interessieren, die mit dem Ausschuss zu tun haben. Seit Beginn des Untersuchungsausschusses vor zwei Jahren werden viele Informationen an die ffentlichkeit geleakt, und seit dem Landesverrats-Verfahren gegen netzpolitik.org wissen wir ja aus den uerungen von Verfassungsschutzprsident Maaen, dass bei vermutetem Geheimnisverrat immer Ermittlungsverfahren eingeleitet werden. Es ist nicht weit hergeholt, dass davon alle betroffen sind, die ber den Untersuchungsausschuss Zugang zu geheimen Dokumenten haben. Damit ginge dann auch eine berwachung einher.


Und schlielich benutze ich Computer, Internet, Smartphone: da ist das Tracking, also die Nachverfolgung der Nutzer_innen schon fast berall integriert.


pf: Im Rahmen des Untersuchungsausschusses bekommt Ihr einen tiefen Einblick in das Funktionieren oder Nichtfunktionieren von Nachrichtendiensten, in ihre Kommunikation untereinander, aber auch in Verwaltungsablufe. Sind Geheimdienste eigentlich zu irgendwas gut? Und: wie viel Peinlichkeit tritt zu Tage?


Ob die Dienste zu irgendwas gut sind, lsst sich schwer sagen. Sie behaupten ja gern, stndig Anschlge zu verhindern, aber im Detail knne leider nicht darber geredet werden. Und die wenigen, die etwa in den parlamentarischen Kontrollgremien ein bisschen darber erfahren, drfen nicht darber reden. Dienste und Regierung fordern einen enormen Vertrauensvorschuss, aber zahllose Affren des BND, der NSU-Skandal und die Snowden-Enthllungen, geben fr Vertrauen berhaupt keinen Anlass.


Peinlichkeiten gibt es dafr jede Menge, kleine und groe. Am bekanntesten ist wohl die berwachung durch den BND in Deutschland, im Auftrag der NSA. Noch peinlicher wohl die Versuche der Bundesregierung, den Skandal auch noch kleinzureden. Das Ausma an Gehen Sie weiter, hier gibt es nichts zu sehen hat mich persnlich bei aller sowieso kritischen Haltung der Bundesregierung gegenber schon berrascht.


Dann etwa die durchsichtigen Ausweichmanver bei der Frage, ob Deutschland Edward Snowden Schutz bieten knnte, oder msste, wenn er denn herkommen wollte (und knnte). Wir versuchen seit jetzt zwei Jahren, den Untersuchungsausschuss dazu zu bewegen, den eigenen Beschluss umzusetzen, Snowden als Zeugen zu laden. Union und SPD machen im Ausschuss extreme Verrenkungen, um die ntigen Beschlsse zu verhindern, whrend sie sich fnf Minuten spter vor die Mikros stellen und erklren, dass sie nichts lieber wollen, als alles aufzuklren. Das Justizministerium wei bis heute nicht, ob es der Meinung ist, dass Deutschland eigentlich verpflichtet wre, ihm als politisch Verfolgten Asyl zu gewhren. Krzlich haben sie, nachdem wir mal wieder nachgefragt haben, eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die das feststellen soll. Soweit ich wei, erarbeiten die derzeit einen Fragenkatalog, den sie der US-Regierung unterbreiten wollen.


Der BND hat gemeinsam mit dem Kanzleramt wirre Theorien entwickelt. Die Weltraumtheorie etwa besagt, dass Kommunikationsdaten, die per Satellit von A nach B transportiert werden und vom BND in Bad Aibling erfasst, gespeichert und ausgewertet werden, nicht in Deutschland, sondern im Weltraum erfasst werden: am Satelliten nmlich. Fr den BND hat das den ungeheuren Vorteil, dass dann bestimmte  fr den BND sowieso minimale  Datenschutzregeln nicht gelten, weil das Ganze eben nicht in Deutschland stattfinde. Wie gesagt: die Empfangs-Antennen stehen in Bayern.


Ich knnte jetzt noch ein Dutzend Beispiele aufzhlen. Hufig keine ganz groen Skandale, aber in der Masse wirklich enorm.


pf: Frher galt es in der Geheimdienstwelt klar zwischen vermeintlichen Freunden und Feinden zu unterscheiden. Seit dem Bekanntwerden der NSA-Spionagepraxis und der BND-Selektorenlisten ist diese Unterscheidung wohl obsolet geworden. Hat sich hier ein System vollkommen von seinem ursprnglichen Zweck verabschiedet und fttert sich selbst? Anders gefragt: heit die Konfliktlinie heute nicht mehr West gegen Ost sondern Geheimdienstwelt gegen die mehr oder weniger offenen Gesellschaften?


Auch whrend des Kalten Krieges haben die Dienste auf beiden Seiten die jeweils eigene Bevlkerung im Auge gehabt, von offenen Gesellschaften lsst sich in der Hinsicht also auch nicht unbedingt reden, auch wenn mir klar ist, dass es weltweit viele deutlich repressivere Gesellschaften gab und gibt als das Westeuropa der Vorwendezeit oder Gesamtdeutschland heute.


Die Entwicklungen nach 1989/90 haben auch die Dienste nicht unberhrt gelassen. Es wre mir zu verschwrungstheoretisch davon auszugehen, dass die Geheimdienste dann neue Bedrohungen aufgebaut haben, aber das neue Feindbild Islam, die Kriege im Nahen und Mittleren Osten und das Anwachsen des islamistischen Terrorismus haben ihnen jedenfalls reichlich neue Beschftigung gegeben. Dazu kam das Internet und die enormen Mglichkeiten der berwachung digitaler Kommunikation. Seit Snowden wissen wir  einige ahnten es und fhlten sich vielleicht manchmal blo paranoid  dass die Mglichkeit der Massenberwachung viele Begehrlichkeiten geweckt haben und die Regierungen der vermeintlich offenen Gesellschaften sich dem jedenfalls nicht in den Weg gestellt haben.


Die repressiven Regime nutzen die Mglichkeiten noch viel hemmungsloser, hufig untersttzt durch Software aus dem Westen, die hier (noch) verboten wre.


Das Ergebnis sind Geheimdienste und Geheimdienstverbnde, die ein tatschlich fast vllig unkontrolliertes Eigenleben fhren und Regierungshandeln zur Farce degradiert haben.
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pf: Nach den Anschlgen in Paris und frheren vermeintlich vereitelten Anschlgen von Islamisten in Deutschland ist die Forderung nach einer Auflsung nicht mehr besonders populr. Trotzdem bleibt sie auch und gerade nach den Erkenntnissen des NSA-Untersuchungsausschusses auf der Agenda linker Politik. Zu Recht? Wie sollte das Sicherheitssystem aus Deiner Sicht umgestaltet werden?


Ich habe dafr kein Rezept parat. Ich glaube auch nicht, dass sich eins am Reibrett entwerfen liee. Aktuell ist die Frage, ob der BND sofort abgeschafft werden msste, ja eine eher hypothetische: Ich kann berhaupt nicht beurteilen, was geschhe, wenn der BND, wenn die westlichen Auslandsgeheimdienste, oder alle Auslandgeheimdienste pltzlich zugemacht wrden. Eine politische Situation, die das auch nur denkbar machte, wre ganz anders als die, die wir jetzt haben. Entsprechend wren die Konzepte, die wir htten, anders als berlegungen, die wir in der jetzigen Situation entwickeln.


Aber wir mssen endlich anfangen, darber nachzudenken. Kaum jemand in der politischen Landschaft traut sich aktuell, die Abschaffung des BND zu fordern. Fr den Verfassungsschutz gibt es solche berlegungen schon lange, da sind die Aufgaben und die Praxis ein bisschen klarer und viele Grundrechte-Organisationen haben klare Vorstellungen, wie die Alternativen aussehen mssten. Fr den BND fehlt das vllig und die Diskussion muss gefhrt werden  gerade jetzt, wo wir so viel ber die Lgen und illegale Praktiken erfahren und noch erfahren werden. Die Verstrickung der deutschen Dienste in den Geheimen Krieg werden wir im Untersuchungsausschuss erst noch grndlich untersuchen und das ist noch mal ein ganz anderes Kaliber als die eher abstrakte Gefahr der Totalberwachung.


pf: In einem Text hast Du mal gefragt, warum angesichts der vielen Skandale rund um Geheimdienste und Brgerrechte eigentlich niemand protestiert. Hast Du heute eine Antwort darauf? Sind Brgerrechte ein Aktivist_innenthema? Oder was fehlt zur Bewegung?


Ich habe auch Antworten gegeben und ich glaube, die sind noch gltig: Nach Snowden haben sich viele angesichts des Ausmaes an berwachung hilf- und machtlos gefhlt und das wurde verstrkt durch das Verhalten der Bundesregierung, die seitdem so tut, als gbe es das erstens gar nicht und zweitens, dass das alles vllig normal sei und dabei ihrer Loyalitt gegenber den USA und Grobritannien alles andere unterordnet. Das erleben wir seit zwei Jahren stndig im Untersuchungsausschuss, wo wir am Argument der Bundesregierung abprallen, dass selbst Vereinbarungen zwischen BND und NSA, oder deutsche Unterlagen der Regierung darber dem Ausschuss nicht vorgelegt werden knnten, weil die US- und die britische Regierung das nicht erlaubten.


Zurck zur Bewegung: die Bewegung, die es hier ja gab und die ungefhr bis Snowden groe Demonstrationen auf die Beine gestellt hat, ist genau zum falschen Zeitpunkt zerbrochen. Ein groer Teil ist in der Piratenpartei verschwunden und war dann mit internen Reibereien beschftigt. Andere Parteien beschftigten sich nur unter dem Konkurrenzdruck der Piraten mit digitalen Themen und inzwischen ist das an vielen Stellen leider vllig eingeschlafen.


Mein Eindruck ist, dass ganz viele 2013/14 demonstrieren und protestieren wollten und ein bisschen darauf gewartet haben, dass die, die jahrelang riesige Freiheit-statt-Angst-Demos organisiert haben, das in die Hand nehmen. Aber da war nur noch eine groe Lcke brig geblieben.


Und ganz viele andere waren zwar mit der berwachung berhaupt nicht einverstanden, hatten und haben aber das Gefhl, dass sich gegen dieses Ausma einfach nichts ausrichten lsst. Ich glaube gar nicht, dass berwachung sich als Thema schlecht eignet, weil sie so unsichtbar sei  ein beliebtes Argument. Atomkraft ist auch unsichtbar und die Gefahr, von einem GAU persnlich betroffen zu sein, gefhlt nicht so gro. Aber es hat eben Tschernobyl UND Fukushima und dazu jahrzehntelange gutorganisierte Proteste gebraucht, um sich mit der lange vllig unrealistisch scheinenden Forderung durchzusetzen, dass die Atomkraftwerke abgeschaltet werden mssen.


Ich glaube, wir mssen uns mit dem Kampf fr Grundrechte auf einen sehr langen Kampf einstellen. Aber es gibt dazu keine Alternative. Wollen wir unseren Kindern und Enkel_innen in 10 oder 20 Jahren erzhlen, wir htten einfach zugeguckt, als die kurze Phase der Demokratie beendet wurde?


pf: Welche Instrumente empfiehlst Du im Kampf gegen moderne berwachungsmethoden von Polizei und Geheimdiensten?


Ganz praktisch? Verschlsseln! Digitale Kommunikation ist letztlich nie absolut sicher, aber ich bemhe mich jedenfalls, es allen berwacher_innen mglichst schwer zu machen. Manchmal auch nicht, weil ich gerade keine Zeit habe oder keine Lust, da ist Mut zur Lcke gefragt. Aber Schritt fr Schritt lsst sich schon eine ganze Menge machen.


Keine scheinbar kostenlosen kommerziellen Mail-Anbieter wie Google, Hotmail, Web.de benutzen, sondern Posteo, Riseup oder Systemli.org. Google z.B. liest alle Mails mit und niemand wei, was davon bei der NSA landet.


Open-Source-Browser frs Internet wie Firefox nutzen und Cookies von Drittanbieter in den Einstellungen deaktivieren.


Plug-Ins verwenden die berwachung erschweren und das Tracking minimieren verwenden, z.B. HTTPS Everywhere, Noscript, Adblocker, Privacy Badger.


Jit.si statt Skype fr Internettelefonie nutzen und WhatsApp vermeiden. Bei der Installation nicht alle Kontaktdaten der eigenen Bekannten an WhatsApp verschenken. Korrekt wre alle erst zu fragen, ob sie einverstanden sind, dass alle Informationen ber sie in deinem Adressbuch jetzt einer Firma bergeben werden. Stattdessen als Messenger Signal, Threema oder Surespot benutzen. Am besten alle, damit du das Programm parat hast, was dein Gegenber vielleicht schon benutzt. Die Installation ist genauso einfach wie bei jeder anderen App.


E-Mails verschlsseln. Die Installation von GPG ist fr Anfnger_innen nicht im Alleingang zu empfehlen, aber wenns mal installiert ist, verschlsselt es Mails per Knopfdruck.


VPN oder Tor benutzen und als Betriebssystem lieber Linux statt Windows oder Mac verwenden.


Das war jetzt sehr knapp, eigentlich bruchte jeder Vorschlag ein bisschen mehr an Erklrung, und die Schwierigkeitslevel sind auch sehr unterschiedlich. Letztlich hngt es ein bisschen davon ab, wo sich alle einzeln ihre berwachungsfreie Zone am dringendsten wnschen und dann soll es ja auch noch Spa machen. Die beste Motivation ist die Lust, mal ein neues Programm auszuprobieren und sich schon mal darauf einzustellen, dass es vielleicht nicht gleich beim ersten Mal funktioniert. Am wichtigsten: fragen, fragen, fragen.


Anne Roth, Bloggerin, Medien- und Netzaktivistin, Referentin im NSA-Untersuchungsausschuss fr die Linksfraktion im Bundestag.
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Längst überfällig

Über unabhängige Beschwerdestellen gegen Polizeigewalt

Louise Majetschak und Eva Ritte


In den vergangenen Jahren wurde Deutschland wiederholt von Berichten ber massives polizeiliches Fehlverhalten erschttert, nicht zuletzt im Zuge der politischen Aufarbeitung der NSU-Morde. Schon 1996 empfahl der UN-Menschenrechtsausschuss die Einrichtung einer unabhngigen Beschwerdestelle fr Betroffene von Polizeigewalt in Deutschland.[bookmark: _ftnref1][1] Unter polizeilichen Beschwerdestellen werden unabhngige Mechanismen zur Untersuchung von Beschwerden ber Polizeigewalt verstanden. Gewalt meint hier nicht nur krperliche Misshandlungen, sondern auch nicht-physische Formen von Gewalt wie z.B. Diskriminierungen. Auch nichtstaatliche Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International fordern schon lange Manahmen gegen die Straflosigkeit von Polizeigewalt in Deutschland.[bookmark: _ftnref2][2]


1. Welche rechtlichen Anforderungen gibt es an den Umgang mit Beschwerden?


Das Recht auf wirksame Beschwerde ist in Artikel 2 Absatz 3 des UN-Zivilpaktes und Artikel 13 der Europischen Menschenrechtskonvention (EMRK) niedergelegt. Dieses Recht muss auch und gerade in Fllen von Menschenrechtsverletzungen durch Polizist*innen garantiert werden. Zudem verpflichten Artikel 7 des UN-Zivilpakts (Folter- und Misshandlungsverbot) sowie Artikel 2 (Recht auf Leben) und 3 (Folter- und Misshandlungsverbot) der EMRK den Staat zu einer unabhngigen Untersuchung von polizeilicher Gewalt.[bookmark: _ftnref3][3]


Doch was bedeutet Unabhngigkeit? Eine unabhngige Beschwerdestelle muss nach der Rechtsprechung des Europischen Gerichtshofs fr Menschenrechte (EGMR) zumindest unabhngig von unmittelbaren Kolleg*innen sowie hierarchischen und persnlichen Abhngigkeiten im Verhltnis zur Polizei agieren. Zudem mssen Beschwerdestellen in der ffentlichkeit als unparteiisch wahrgenommen werden, denn bei der Einrichtung einer Beschwerdestelle geht es nicht zuletzt darum, das Vertrauen von Brger*innen in die Polizei und den Rechtsstaat aufrechtzuerhalten bzw. zu etablieren.


Aufgrund des Menschenrechts auf effektiven Rechtsschutz, das u.a. in Artikel 13 der EMRK rechtlich verankert ist, muss eine Beschwerdestelle darber hinaus angemessen ausgestaltet sein. Das bedeutet, dass sie ber kompetentes Personal und adquate Ressourcen verfgen muss. Zwischen der Unabhngigkeit und der Angemessenheit einer Beschwerdestelle kann es zu Spannungen im Hinblick darauf kommen, dass bei der Ermittlung von Beschwerden polizeiliches Fachwissen und Befugnisse von Nten sind, aber gerade unabhngig von bereits erwhnten polizeilichen Abhngigkeitsstrukturen ermittelt werden soll.


2. Was gibt es bereits in Deutschland?


In Deutschland existiert bis dato keine unabhngige Untersuchungsstelle auf Bundesebene, die diesen Anforderungen gengen wrde. Zwar wird von der Bundesregierung regelmig behauptet, eine effektive Rechtsdurchsetzung sei bereits durch die bestehenden Strukturen gewhrleistet.[bookmark: _ftnref4][4] Man muss jedoch beachten, dass mehr als 90 Prozent aller Ermittlungen zu Anzeigen wegen Krperverletzung im Amt ( 340 StGB) und zu Aussetzung ( 221 StGB) gegen Polizist*innen eingestellt werden.[bookmark: _ftnref5][5] Aufgrund des Nhe- und Abhngigkeitsverhltnisses zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei in Deutschland scheinen diese Zahlen symptomatisch fr einen nicht effektiven Rechtsschutz zu sein. Ebenfalls muss davon ausgegangen werden, dass aufgrund der geringen Erfolgsaussichten zahlreiche Flle gar nicht erst zur Anzeige gebracht werden. Von Beratungsstellen wird zudem darauf hingewiesen, dass auf Anzeigen gegen Polizist*innen nicht selten mit Anzeigen gegen die Betroffenen, z.B. wegen Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte reagiert wird.[bookmark: _ftnref6][6] Eine unabhngige Stelle zur Untersuchung relevanter Vorflle knnte diese Tendenz mindern und insbesondere Menschen mit geringer Beschwerdemacht (z.B. aufgrund von geringem Einkommen, mangelnden Sprachkenntnissen, krperlichen und geistigen Beeintrchtigungen) zu ihren Rechten verhelfen. So sprachen sich die Fraktionen von SPD, Bndnis 90/Die Grnen und DIE LINKE im NSU-Untersuchungsausschuss fr die Errichtung von Polizei-Beschwerdestellen aus.[bookmark: _ftnref7][7] Ein Gesetzesentwurf auf Bundesebene wurde im Mrz 2015 von der Fraktion Die Linke in den Bundestag eingebracht.[bookmark: _ftnref8][8]


Schon 1995 wurde in Hamburg ein Gesetzesentwurf fr einen Polizeibeauftragten vorgelegt, der jedoch nicht verabschiedet wurde.[bookmark: _ftnref9][9] In zahlreichen Landesparlamenten werden seitdem entsprechende Vorhaben diskutiert.


In Rheinland-Pfalz gibt es seit 2014 einen Beauftragten fr die Landespolizei.[bookmark: _ftnref10][10] Dieser ist zur Wahrung seiner Unabhngigkeit nicht im Innenministerium angesiedelt, sondern beim Brgerbeauftragten.[bookmark: _ftnref11][11] Polizist*innen sowie Brger*innen knnen sich mit Beschwerden an ihn wenden.[bookmark: _ftnref12][12] Im ersten Jahr seiner Ttigkeit gingen 83 Beschwerden bei ihm ein, davon 54 von Brger*innen.[bookmark: _ftnref13][13] Es muss jedoch beachtet werden, dass es einige Zeit braucht, bis eine breite ffentlichkeit von einer solchen neuen Institution Kenntnis erlangt. Im Ttigkeitsbericht 2014/15 schreibt der Beauftragte fr die Landespolizei, dass viele der Beschwerdesteller*innen positiv darauf reagiert htten, ihr Anliegen vor einer polizei-externen Stelle vortragen zu knnen.[bookmark: _ftnref14][14]
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	Schn wr es. Unabhngige Beschwerdestellen gibt es in Deutschland noch nicht einmal in 200 Meilen Entfernung
	Flickr/Loonyhiker (CC BY-NC-ND 2.0)


3. ber den Tellerrand


Wie genau eine unabhngige polizeiliche Beschwerdestelle aufgebaut und ausgestaltet werden kann, um effektiven Schutz fr Betroffene zu gewhrleisten, wird im internationalen Vergleich unterschiedlich beantwortet. Zwei Modelle stehen im Mittelpunkt der Diskussion: Zum einen wird die Einrichtung sogenannter Ermittlungsstellen vorgeschlagen. Dies sind Stellen, die mutmaliche Polizeidelikte unter Sachleitung der Staatsanwaltschaft aufklren sollen. Als Ermittlungsstelle wre beispielsweise die Einrichtung einer neuen polizeilichen Ermittlungseinheit denkbar, die mit strafprozessualen Befugnissen ausgestattet und damit auch gerstet wre, gegen Polizeigewalt zu ermitteln[bookmark: _ftnref15][15]. Zum anderen wird die Einrichtung von Ombudsstellen vorgeschlagen. Alternativ oder ergnzend zu Ermittlungsstellen knnten sie auch bei nicht-strafbarem Verhalten ttig werden. Die aus den Ermittlungen resultierenden Ergebnisse von strafrechtlicher Relevanz knnten dann an die Staatsanwaltschaft weitergegeben werden. Wichtig ist hier, dass eine Ombudsstelle nur dann effektive Arbeit leisten und Vertrauen in der Bevlkerung gewinnen kann, wenn sie frei von exekutiven Weisungen agiert.


In jedem Fall muss eine Beschwerdestelle unmittelbar und barrierefrei fr alle Menschen zugnglich sein. Auerdem sollten ihr, um effektiven Rechtsschutz zu gewhrleisten, die Akteneinsicht, die Befragung von ZeugInnen und die unangemeldete Inspektion von polizeilichen Ermittlungen als Befugnisse zugesprochen werden. Eine Verpflichtung von polizeilichen sowie sonstigen Stellen zur Amtshilfe ist jedenfalls wnschenswert.


Die Humboldt Law Clinic Grund- und Menschenrechte hat es sich, untersttzt durch den Rechtsanwalt Carsten Ilius, zur Aufgabe gemacht, den hier skizzierten Fragen weiter nachzugehen und wird voraussichtlich Ende 2016 die Ergebnisse des Projekts vorlegen.[bookmark: _ftnref16][16]


Louise Majetschak und Eva Ritte sind TeilnehmerInnen des aktuellen Zyklus der Humboldt Law Clinic. Diese verfolgt ein Lehrkonzept, das bereits in einem frhen Stadium der juristischen Ausbildung die wissenschaftlichTtigkeit mit praktischen Erfahrungen verbindet. Studierende Arbeiten an konkreten Fllen. Der thematische Schwerpunkt der Humboldt Law Clinic liegt im Feld von Grund- und Menschenrechten. 
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Die Kosten der Diskriminierung

Warum Racial Profiling ein Thema für Law-And-Order-PolitikerInnen sein sollte

Stefan Gerbing


Die Bundesregierung stellt erneut fest, dass racial profiling im Sinne der Durchfhrung polizeilicher Manahmen allein aufgrund der ueren Erscheinung von Personen rechtswidrig ist, und (...) nicht vorgenommen wird. (hier Drucksache 18/453111) 


So lautet die Antwort auf alle parlamentarischen Anfragen an die Bundesregierung, die Racial bzw. Ethnic Profiling thematisieren. Der Satz ist auf mehrfache Weise perfide. Dass diese rechtswidrigen Manahmen in der polizeilichen Praxis sehr wohl vorkommen, ist durch obergerichtliche Rechtssprechung[bookmark: _ftnref1][1] belegt. Die Antwort der Bundesregierung legt also nahe, dass Flle, in denen Menschen allein auf Grund Hautfarbe, unterstellter Herkunft oder vermeintlicher Zugehrigkeit zu einer ethnischen Gruppe AdressatInnen polizeilicher Manahmen werden, individuelles Fehlverhalten einzelner PolizistInnen darstellen. Wo dies nicht der Fall war, mssten sich Betroffene mindestens durch weitere Merkmale oder Handlungen fr eine polizeiliche Behandlung qualifiziert haben  salopp gesagt: Selbst schuld bzw. Pech gehabt.


Bei Racial Profiling handelt es sich jedoch gerade nicht um ein individuelles Fehlverhalten von einzelnen PolizistInnen. Die Rechtswidrigkeit von Racial Profiling ndert auch nichts daran, dass es Gesetze gibt, welche die Anwendung rassistischer Raster unausweichlich macht. Eine Sensibilisierung von PolizistInnen fr Rassismus im Rahmen von Aus- und Fortbildung ist daher zwar erstrebenswert, wird dem grundlegenden Problem nur zum Teil gerecht. Um ihm strukturell zu begegnen, wre neben einem Kulturwandel bei der Polizei, die Reform von verschiedenen Befugnisnormen in den Bundespolizei- und Landespolizeigesetzen ntig. Dazu msste die Ignoranz und Bagatellisierung des Problems berwunden werden. Die Chancen dafr stehen derzeit leider sehr schlecht. Bisher sind es vor allem AnwltInnen von Betroffenen oder AntidiskriminierungsaktivistInnen, die sich in der ffentlichkeit des Themas annehmen. Dabei gbe es gute Grnde, warum sich auch (weie) Law-And-Order-VerfechterInnen fr die Bekmpfung von Racial Profiling interessieren sollten.


Den Schuss nicht gehrt  einmal, zweimal, dutzendfach. Eine kurze Erinnerung
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Ein zentraler Aspekt des NSU-Komplexes ist mittlerweile weitgehend aus dem ffentlichen Bewusstsein verschwunden. Racial Profiling war urschlich dafr, dass eine nationalsozialistische Terrororganisation ber mehr als zehn Jahre unentdeckt in ganz Deutschland morden konnte. Die Polizei verdchtigte durchgehend tatschliche oder potentielle Opfer und jagte abwegige Phantomorganisationen. Statt einer rassistischen Mordserie, versuchte die SOKO Bosporus Dnermorde aufzuklren und verfolgte eine vermeintliche migrantische Blumenmafia  das Opfer war schlielich Migrant und Blumenhndler. Allein in Bayern wurden daraufhin fast eintausend trkische Kleingewerbetreibende aufgesucht, um Ermittlungsanstze fr organisierte Kriminalitt zu finden.
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Am Anschlagsort in der Klner Keupstrae wurden trkische Kleingewerbetreibenden mit V-Leuten intensiv ausgeforscht. Baden-wrttembergische PolizistInnen fahndeten nach einer mordenden Romni, weil dem Phantom zeitweilig Morde in verschiedenen europischen Stdten zurgerechnet wurden. Das rassistische Klischee von kriminellen und mobilen Sinti und Roma wurde kurzerhand zum Ermittlungsansatz geadelt.


Im Angesicht des Schocks nach der Selbstenttarnung des NSU schien es fr einen kurzen Moment so, als wren die bis dato bliche Bagatellisierung von Racial Profiling erledigt. Die Vorstellung, dass ein polizeilicher Verdacht an sich nichts Schlimmes sei, schlielich knne er ja einfach entkrftet und ausgerumt werden, wurde drastisch widerlegt. Gerade entlastende Indizien wurden verdachtserhrtend gewertet. Die Tatsache, dass alle Opfer des NSU unbescholtene, unauffllige Gewerbetreibende waren, machte sie besonders verdchtig einer besonders gut abgeschotteten kriminellen Organisation anzugehren. Dass keiner der Angehrigen etwas zur Aufklrung beitragen konnten, wurde als besonders effektives Schweigegelbde einer mafisen Organisation interpretiert. Noch Jahre nach der Tat wurden die Opfer vorgeladen und ganze Familien mehrstndigen Kreuzverhren unterzogen.


Fr die Opfer gab es keine Mglichkeit der Entlastung. Darber zerbrachen Familien, Freundschaften, Geschftsbeziehungen.


Indem Unschuldige zu Ttern gemacht wurden, blieben die Tter unentdeckt.


Gefhrliche Hautfarben


Das Beispiel NSU ist ein extremes Beispiel. Aber auch im Bereich der Klein- und Alltagskriminalitt wie Diebstahls- und Betubungsmitteldelikte senken ethnische Verdachtsraster die Aufklrungswahrscheinlichkeit. Eindrcklich hat der Sachverstndige Gnter Schicht im NSU-Untersuchungsausschuss von polizeilichen Stereotypisierungen berichtet: Ich war erst krzlich bei einer Veranstaltung (), als ein junger Polizeibeamter aus den Einsatzhundertschaften  selbst mit Migrationshintergrund  ein Statement abgeliefert hat und sich eigentlich gegen Racial Profiling gewandt hat. [] In dem, was er gesagt hat, uerte sich Racial Profiling. Er hat gesagt: Man wei doch, dass 90 Prozent der Schwarzen in der Hasenheide[bookmark: _ftnref2][2] Drogendealer sind. (Drucksache 17/14600)


Bei solch einem polizeilichen Vorurteilsraster ist klar, dass hundert Prozent aller schwarzen Personen potentielle AdressatInnen polizeilicher Manahmen sind und sich im Zweifel regelmig erniedrigenden Durch- und Untersuchungen unterziehen lassen mssen. Im wichtigsten Naherholungsgebiet zweier von migrantischen Communities geprgten Stadtbezirke. Alle Betubungsmittelverkufer, die nicht diesen Klischees entsprechen haben hingegen gute Chancen unbehelligt zu bleiben.
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Angelina Weinbender vom Migrationsrat Berlin Brandenburg hat vor einigen Jahren in einer Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistiken des Landes Berlin gezeigt, dass die Zahl der nichtdeutschen Tatverdchtigen im Jahresvergleich in beunruhigendem Mae gestiegen ist. Parallel sanken die die Aufklrungsraten. Diese Korrelation ist zumindest ein Indiz, das ihre Schlussfolgerung mehr Racial Profiling bedeute weniger aufgeklrte Flle, plausibilisiert.[bookmark: _ftnref3][3]


Man kann sich dies als selbstverstrkendes System vorstellen. Wenn die Polizei sichtbaren Minderheiten eine besondere Gefhrlichkeit zuschreibt produziert sie damit Verdchtige, die wiederum in der Kriminalstatistik auftauchen, unkontextualisiert in der Berichterstattung aufgegriffen werden und das Bild vom gefhrlichen Fremden verstrken.


Gefhrliche Orte - Racial Profiling als polizeiliches Massendelikt


Neben der Tatsache, dass im Alltagsbewusstsein von PolizistInnen Bevlkerungsgruppen Kriminalittsformen zugeschrieben werden, existiert jenseits dessen aber auch eine gesetzlich legitimierte Form des Racial Profiling. Sie existiert, wo polizeiliches Handeln vom Ort oder vom Zweck her legitimiert wird.


Das klingt abstrakt, ist aber letztlich ganz simpel: Normalerweise darf die Polizei Personen durchsuchen oder ihre Identitt feststellen, wenn sie sich einer Straftat verdchtig gemacht haben oder wenn eine Gefahr droht.


Es gibt aber eine Reihe von Orten, an denen allein der Zweck die Mittel heiligt. So darf laut Berliner Polizeigesetz diese ohne besonderen Anlass oder Verdacht Menschen nicht nur an Orten (!) kontrollieren, an denen sich Menschen treffen, die gegen aufenthaltsrechtliche Strafvorschriften verstoen, wie es explizit im Gesetz heit, sondern grundstzlich an Orten, an denen mit der Begehung von Straftraten zu rechnen ist.


Somit ist Migrationskontrolle gleich zweimal gesetzlich legitimiert. Denn der Versto gegen aufenthaltsrechtliche Vorschriften stellt schlielich eine Straftat dar, zumal eine, die nur von AuslnderInnen begangen werden kann. Insofern ist es zwangslufig, dass die Polizei ausschlielich Personen kontrolliert, die sie fr AuslnderInnen hlt.


Seit Brecht wissen wir, dass der Pass zwar der edelste Teil eines Menschen ist, er hat nun einmal die Eigenschaft kein weithin sichtbarer Teil zu sein. Dass PolizistInnen daher zu anderen (in der Regel rassistischen) Merkmalen greifen, ist folgerichtig. Wer Racial Profiling verhindern will, muss daher Verste gegen das Aufenthaltsrecht entkrimininalisieren und die gefhrliche Orte aus den Landespolizeigesetzen verbannen.


Fazit


Mit der Duldung von Racial Profiling verstt die Bundesrepublik regelmig gegen europisches und internationales Recht. Sowohl die Internationale Antirassismus-Konvention, als auch die Europische Menschenrechtskonvention und der Internationale Pakt ber brgerliche und politische Rechte verbieten rassistische Diskriminierung. Diese Vertrge wurden ratifiziert und sind damit innerstaatlich geltendes Recht.


Zunchst und in erster Linie schdigt Racial Profiling jene, die davon betroffen sind. Sie sind es, die gesellschaftlich ausgegrenzt und stigmatisiert, sowie zu GrundrechtstrgerInnen zweiter Klasse degradiert werden. Racial profiling fhrt allerdings auch zu einer schlechten Polizeiarbeit im Sinne der Zielstellung einer Aufklrung von Straftaten. Wo Kapazitten fr die Verfolgung zu Unrecht Verdchtigter verwandt werden, fehlen sie fr zielfhrende Ermittlungsarbeit. Die Entfremdung zwischen von racial profiling betroffenen Bevlkerungsgruppen trgt darber hinaus dazu bei, dass diese sich nicht an die Polizei wenden, wenn sie selbst Opfer von Straftaten werden.


Deswegen mssten sich auch Law-&-Order-PolitikerInnen fr die Bekmpfung von Racial Profiling interessieren.


Sie knnten dabei einige einfach zu verwirklichende Anstze verfolgen:


Auf Landesebene wre ein erster Schritt die Entfernung einer gesonderten Auffhrung der Staatsangehrigkeit von Tatverdchtigen aus der Polizeilichen Verdchtigenstatistik (PKS). Sie sagt lediglich etwas ber Kontroll- und Verdchtigungsverhalten der Polizei aus, erweckt aber den Eindruck Aussagen ber die Gesetzestreue der nichtdeutschen Bevlkerung zu treffen.


Verdachtsunabhngige Befugnisse befrdern Racial Profiling, sie sind sowohl aus den Landes- als auch den Bundespolizeigesetzen zu entfernen. Das Aufenthaltsgesetz gehrt entkriminalisiert. Sondergesetze wie die Aufenthaltsbeschrnkungen fr AsylbewerberInnen mssen abgeschafft werden. Sie stellen nicht nur einen nicht zu rechtfertigenden Eingriffen in die Grundrechte von Schutzsuchenden dar, sie sind auch eine Rechtfertigung fr rassistische Polizeikontrollen. Schlielich gehrt das Thema Diskriminierung in die Aus- und Fortbildungsprogramme der Polizeien. Auerdem bruchte es unabhngige Polizeibeschwerdestellen sowohl fr die Bundes- als auch fr die Lnderpolizeien.


Stefan Gerbing ist Redakteur dieser Zeitschrift.
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[bookmark: _ftn1][1] Vgl. Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz  Az.: 7 A 10532/12.OVG,http://www.anwaltskanzlei-adam.de/index.php?oberverwaltungsgericht-rheinland-pfalz-ae-az-7-a-1053212ovg


[bookmark: _ftn2][2] Die Hasenheide ist ein groer Park an der Grenze der Berliner Bezirke Neuklln und Kreuzberg.


[bookmark: _ftn3][3] Der Beitrag ist im Themenheft Racial profiling der Zeitschrift Brgerrechte & Polizei vom Dezember 2013 abbgedruckt.
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Als ich einmal Mitglied der G-10-Kommission werden wollte

Eine kleine Geschichte über Geheimdienste und ihre versuchte Kontrolle

Jörg Schindler


Nach Geheimdienstskandalen macht die Forderung nach demokratischer Kontrolle der Geheimdienste die Runde. Sie, die Geheimdienste, mssten transparenter werden, fordern die Jungen Liberalen, und immerhin Justizminister Maas, quasi der Kollege des Chefs der Geheimdienste, fordert, dass der BND die Grundrechte beachten msse. Wenn also dies, diese Bindung der Schlapphte an Recht und Gesetz, Mastab fr eine Behrdenkontrolle ist, verweist das auf ein grundstzliches Problem. Und es lohnt sich, die parlamentarische Kontrolle der Geheimdienste konkreter anzusehen. Der Autor dieser Zeilen kann dies schon mangels eigener profunder Kenntnisse kritischer Geheimdienstkontrollttigkeit nicht umfassend und systematisch leisten. Aber er kann eine kleine Geschichte erzhlen, nmlich jene, als er versuchte, seinen Teil zu dieser ominsen demokratischen Kontrolle der Geheimdienste zu leisten, und sei es auch erst einmal nur ihre schlichte Bindung an Recht und Gesetz. Diese demokratische Kontrolle der Geheimdienste knnte vielleicht so etwas sein, wie der Hund an der Kette  wobei nicht klar ist, wie gro hierbei der Hund und wie klein der kettenfhrende Mensch ist. Und es scheint ja offenbar eine solche Mammutaufgabe zu sein, dass der Justizminister sich fordernd auffhrt wie ein Radikaloppositioneller. Dabei msste er ja eigentlich nur mal ins Nachbarministerium zu den Damen und Herren Schlapphten schlappen. Aber das geht offenbar nicht.


Wahl - das heit noch garnichts.


Als stellvertretender Landesvorsitzender der Linkspartei in Sachsen-Anhalt und zudem als Rechtsanwalt mit rechtlichem Handwerkszeug vertraut, wurde ich gefragt, ob ich mich fr einen Platz in der so genannten G-10-Kommission des Landtags Sachsen-Anhalt zur Verfgung stellen knnte. Dazu muss man wissen: Die G-10-Kommission wird von der Parlamentarischen Kontrollkommission (PKK) des Landtags berufen und soll die Ttigkeit von Polizei, Staatsanwaltschaft und Verfassungsschutz kontrollieren, wenn es um so genannte Beschrnkungsmanahmen des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses geht. Dies bedeutet, dass die G-10-Kommission ber diese Abhr- und Mitlese-Angriffe der staatlichen Behrden gegen Verdchtige oder Mitwissende oder anderweitig interessante Personen entscheiden bzw. diese nachtrglich genehmigen muss. Anderenfalls mssen diese beendet werden. Eine ehrenwerte Aufgabe, meinte ich. So weit, so gut, und ich sagte zu, wurde folgend in der PKK des Landtags zusammen mit den anderen konkurrenzparteilich Vorgeschlagenen nach demokratischem Proporz zu einem Mitglied der G-10-Kommission berufen. Doch dies bedeutet noch gar nichts. Die tatschlichen Probleme kamen nmlich erst noch.


Voraussetzung der Ttigkeit in der G-10-Kommission ist nmlich nicht allein die Bestellung durch die Parlamentarische Kontrollkommission des Landtags. Sondern die praktische Ttigkeit also die tatschliche Teilnahme an den Treffen der geheim tagenden Kommission ist erst mglich, wenn eine so genannte Sicherheitsberprfung stattgefunden hat. Das ist vorliegend nicht irgendeine Frmelei. Sondern es ist notwendig, dass der Kandidat die hchste Stufe der Weihen erreicht, um die demokratische Kontrolle auch ausben zu drfen. Diese erweiterte Sicherheitsberprfung mit Sicherheitsermittlungen, die so genannte 3, muss er erfolgreich absolvieren und mit Bravour bestanden haben. Dies bedeutet, dass alle mglichen Behrden und Auskunftsstellen, Nachbarn, Verwandte, Freund*innen oder auch berufliche Geschftspartner ber den Kandidaten darber befragt werden, ob dieser in irgend einer Weise nicht geheuer ist. Und hier kommen dann wieder die Geheimdienste ins Spiel. In meinem Fall konkret: der Verfassungsschutz.
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	Geheimdienste lassen sich nur ungern in die Karten schauen ...
	Martin McKenna (CC BY-NC-SA 2.0)


Kontrolle der demokratischen Kontrolleure


Dieser Verfassungsschutz teilte nmlich nach hochkonspirativer monatelanger berprfungsttigkeit meiner Person der Parlamentarischen Kontrollkommission des Landtags mit, dass ich zwar durch diese bereits bestellt worden sei, allerdings habe eben diese darauf folgende berprfung nun ergeben, dass ich dennoch fr die Ttigkeit in der G-10-Kommission nicht geeignet sei. Denn ich sei  was man meiner Internetseite entnommen habe  Mitglied des Vereins Rote Hilfe e.V.. Dieser Verein wiederum wrde vom Bundesamt fr Verfassungsschutz als linksextremistisch eingestuft. Ich sei daher ein Sicherheitsrisiko und drfe daher an der ehrenwerten demokratischen Kontrolle der Geheimdienste nicht mitwirken. So weit, so nicht gut.
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	... und in die Aktenschrnke schon garnicht.
	www.blackbox-vs.de


Tatschlich hat sich der Autor irgendwann vor vielen Jahren  die genaue Jahreszahl ist ber die grau gewordenen Kopfhaare verschwommen  zur Mitgliedschaft in dieser Roten Hilfe entschieden, und zwar aus ganz pragmatischen Grnden. Musste ich doch anhand praktischer Nahanschauung beim Wirken der bayerischen Polizeikrfte bei der Begleitung von antifaschistischen Demos, an denen ich mit meinen studentischen Freund*innen aus voller jugendlicher berzeugung teilnahm, feststellen, dass die Polizei durchaus nicht mal immer ganz zimperlich war, wenn es verschiedene Auffassungen ber politische und versammlungsrechtliche Gut-Bse-Einschtzungen gab. Da machte es schon Sinn, dass man den armen Teufeln, die es in so einem Konflikt konkret dumm erwischt hatte, wenigstens finanziell und rechtlich so gut es ging beistand  man htte es ja auch schnell mal selbst sein knnen. ber die Jahre nahm diese Nahanschauung ab, die Mitgliedschaft blieb.


Nun hatte also der Verfassungsschutz mich per ohnehin ffentlicher Internetseite als linksextremistisch geoutet. Jedoch war ich bereits als G-10-Kommissionsmitglied bestellt, durfte nur noch nicht als solches ttig sein. Daher versuchte der Vorsitzende der G-10-Kommission, in einer Sitzung des Gremiums feststellen zu lassen, dass ich aufgrund fehlender 3-Geeignetheit doch nicht an den Sitzungen teilnehmen drfe. Da jedoch fr einen solchen Beschluss eine Mehrheit des Gremiums erforderlich war und  wie ich folgend aus der Zeitung erfuhr  diese aufgrund der Abwesenheit des SPD-Vertreters nicht zustande kam, konnte eine solche Ungeeignetheit meiner Person nicht festgestellt werden  ich war also weiter in Sachen G-10-Kommission im Spiel.


Jedoch weigerte sich wiederum die CDU, die G-10-Kommission mit meiner Teilnahme tagen zu lassen. Schlielich sei ich als Kontrolleur ein Sicherheitsrisiko, meine Bestellung durch die Parlamentarische Kontrollkommission nicht abschlieend. Hierzu bemhte man sogar ein Rechtsgutachten, wonach angeblich der entsprechende Passus im G-10-Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt anders zu lesen sei als es der Wortlaut ergbe. Kurz und gut: Nach dieser Auffassung darf die demokratische Kontrolle der Geheimdienste also durchaus erfolgen, allerdings nur unter Wohlwollen und mit quasi Vetorecht der Geheimdienste. Sozusagen mit eingebauter Geheimdienstkontrolle der demokratischen Kontrolle der Geheimdienste. Das hrt sich sehr kontrolliert an, ist aber damit die Abwesenheit von Kontrolle, wenn sich die Kontrolleure durch die Kontrollierten zunchst auf Zuverlssigkeit kontrollieren lassen mssen. Oder kurz: Es ist die Kammerdienerkontrolle ihrer majesttischen Durchlaucht.


Kennste den?


Was lernt uns das? Ich habe dazu keine abschlieende Antwort. Insbesondere kann ich die Frage nicht beantworten, ob es theoretisch  also unter den Laborbedingungen politischer Sterilitt, fernab der politischen Kleingeistrauferei oder gesellschaftlicher Grokonflikte  irgendwie mglich ist, das Diktum von der demokratischen Kontrolle der Geheimdienste zu erfllen. Oder ob es nicht bereits denklogisch unmglich ist, eine Behrde, die ja, um berhaupt effektiv arbeiten zu knnen, intransparent arbeiten  also mit allerlei Tricksen, Tuschen, Tarnen hantieren  muss, wiederum an Recht und Gesetz binden zu knnen und dies dann auch noch zu berwachen. Schlielich fiele das ja ziemlich bld auf: Der Spion, der seine Zielperson zunchst ber seine Rechte belehren muss. Der V-Mann, der abgeschaltet werden muss, wenn er die Straftat, deren man seine ganzen Freunde verdchtigt, dann auch selbst begeht. Die ffentliche Entschuldigung der Behrde, wenn das abgehrte Telefon doch durch einen Zahlendreher das falsche war  irgendwie undenkbar. Vielleicht auch lustig, wenn das irgendeiner dieser Politiker*innen in diesen Geheimdienst-Kontrollgremien, die aus linken Grnden mit der Vorstellung vom alternativen Gebrauch unserer Verfassung fr grundrechtliche Zwecke schwanger gehen, fordert, Nur: Ich glaube zu sehen, wie sich hinter der Spiegelwand die kontrollierten Verfassungsschutzmitarbeiter darber scheckig lachen, bis ihnen die Trnen kommen.


Ich wei auch nicht, ob wir Linke klger beraten sind, dieses ganze nrrische Hase-Igel-Spiel zwischen narrendem Geheimdienst und genarrtem Kontrollgremium zumindest aus taktischen Grnden  vielleicht verplappern sie sich ja doch mal  mitzuspielen oder nicht. Ab einem gewissen Grad an Illusionsfreiheit und Chuzpe kann man ja die seltsamen Pirouetten der Geheimdienstmitarbeiter in diversen Geheimdienstuntersuchungsausschssen, den Untersuchern die Wahrheit vorzuenthalten, ja auch schon wieder aufklrerisch verwerten. Nheres knnen die Leute berichten, die  im Gegensatz zu mir  so etwas schon mal von innen gesehen haben.


Aber ein Fazit meine ich, aus der kleinen Geschichte ziehen zu knnen: Unter realen politischen Alltagswetterverhltnissen, erst recht den aktuellen winterlichen Politverhltnissen einer gesellschaftlichen Linken, die nicht hegemoniefhig ist, kann eine demokratische Kontrolle der Geheimdienste wirklich nur ein schlechter Rausschmeierwitz am Ende der Betriebsfeier von BND, MAD und VS sein.  Kennste den? Hlt sich der Verfassungsschutz an die Verfassung...


Jrg Schindler ging als Jura-Student lieber zu Antifa-Demos als zu Burschenschaften. Als Rechtsanwalt, der Rechtsschutzversicherung schtzt, ist er heute in Wittenberg und Berlin ttig. Auerdem ist er stellvertretender Landesvorsitzender der LINKEN in Sachsen-Anhalt. 
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Unionists in Uniform

Über Polizei und Gewerkschaften

Alex Haas
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	Nicht immer einfaches Verhltnis: Unionists & uniforms ...
	Truthout.org  (CC BY-NC-SA 2.0)


Die letzte polizeiliche Rumung dieses Hauses fand 1933 statt  die kommen mir nicht ins Haus, erklrte ein Funktionr des Deutschen Gewerkschaftsbundes als 2013 zur Debatte stand, ob man angesichts der Besetzung eines sddeutschen Gewerkschaftshauses das Hausrecht mit Hilfe der Polizei durchsetzen solle. So ganz stimmt der letzte Halbsatz natrlich nicht. Als DGB-Mitglied ist die Gewerkschaft der Polizei (GdP) hufig anzutreffen. Und ihre Funktionstrger*innen sind oftmals freigestellte Personalratsmitglieder der Polizei. Also Polizist*innen, die nur eben blo nicht in Uniform anzutreffen sind, weil sie in groen Dienststellen den ganzen Tag die Beschftigten vertreten  so wie freigestellte Betriebsrte es in Wirtschaftsunternehmen tun.


Rechts von der GdP kmpft die deutlich mitgliederschwchere Deutsche Polizeigewerkschaft um ffentliche Aufmerksamkeit  und um Mitglieder. Sie ist Mitglied des Deutschen Beamtenbundes (dbb), einem in Konkurrenz zum DGB stehenden Dachverband. Fehlt nur noch der noch kleinere unabhngige Bund deutscher Kriminalbeamter (BDK), fertig ist der Blumenstrau. Mal abgesehen von kleineren Verbnden wie jenem lesbischer und schwuler Polizeibediensteter (VelsPol), die mit Gewerkschaften kooperieren.


In wohl keiner Gewerkschaft drfte die DGB-Mitgliedschaft an der Basis mitunter so umstritten sein, wie in der GdP. Ein Grund: Wenn in einer Demo, aus der gerade eine Flasche auf die Kollegin in Uniform fliegt, die Fahne einer Gewerkschaftsjugend aus dem gleichen Dachverband weht, dann kommen Fragen auf. In einer aufgeheizten Situation, in der sich Blcke gegenberstehen, wird oft nicht erkannt, dass es keinesfalls Gewerkschafter*innen sind, die da werfen oder das auch nur gutheien wrden. Genauso wenig wie es Demonstrant*innen oftmals schwer fllt, zwischen individuellen Polizist*innen und der von der Polizeifhrung festgelegten Einsatzstrategie zu unterscheiden, die diese umsetzen mssen  wobei es auch bei der Umsetzung solche und solche Wege gibt. Und hier kommt die Gewerkschaft ins Spiel. Sie macht im Hintergrund Druck, wenn Einsatzleitungen es darauf anlegen, mediengngige Bilder zu produzieren, anstatt sich auf das wirklich polizeilich Notwendige zu beschrnken. Um nicht einem Generalverdacht gegen die Polizei das Wort zu reden, kommt nur die Eisbergspitze der Kritik an solchen und anderen, eher strukturellen Defiziten, an die ffentlichkeit. Ein Groteil wird intern bearbeitet.


Noch seltener gestehen Polizeigewerkschafter*innen ffentlich individuelles Fehlverhalten einzelner Kolleg*innen ein. Das passt eben nicht zur Rolle der Gewerkschaften, genauso wenig wie man die Rolle einer Anwltin zuvorderst in der Verlesung von Gestndnissen sehen wrde. Wenn es ums individuelle Eingemachte geht, bis dorthin, wo Personen ein Disziplinarverfahren bekommen (knnten), stellt sich die Polizeigewerkschafterin auf die Seite der Kolleg*innen und glaubt ihnen erstmal.


Polizei als Zerrspiegel der Gesellschaft


Das gilt nicht unbegrenzt. Die Grenzen z.B. in Bezug auf AfD- und *GIDA-Anhnger*innen werden mancherorts klar gezogen, andernorts (das gilt fr alle Gewerkschaften) muss das noch deutlicher geschehen. Auch wenn das Mitglieder kostet. Die GdP hat mit die engagiertesten Aktiven in der gewerkschaftlichen Antirassismusinitiative Mach meinen Kumpel nicht an! und darber hinaus. Fr die gibt es auf Grund der schwierigen Rahmenbedingungen in der Polizei viel zu tun.


Zum einen ist die Polizei zwar Spiegel der Gesellschaft, aber eben ein verzerrter. Das gilt in vielerlei Hinsicht. Manche*r Bewerber*in fhlt sich z.B. von der Sondereinsatzkommando-Action aus dem Vorabendprogramm mehr angezogen als von der juristischen Dogmatik einer Verhltnismigkeitsprfung. In Einstellungsverfahren und Ausbildungsplnen wird versucht, solcherlei Verzerrungen in den Griff zu bekommen. Auch hier sitzen Gewerkschafter*innen in ihrer Rolle als Personalrte mit am Tisch. Bei ihrem Einsatz fr eine vielfltigere Polizei grenzen sie sich vom Diversity-Verstndnis des Arbeitgebers ab, der oft auf diese Logik hinausluft: Wir stellen den mit dem trkischen Namen ein, dann luft die Polizeiarbeit in Neuklln besser. So nachdrcklich Gewerkschafter*innen der Polizei einen hheren Anteil von Kolleg*innen mit Migrationshintergrund fordern, so zurckhaltend sind sie, wenn es um Instrumente geht, die von anderen Mitgliedern unmittelbar als Benachteiligung wahrgenommen werden knnten (z.B. individuelle Quotenregelungen).


Schwerpunkt der gewerkschaftlichen Antirassismusarbeit ist das Agieren im und die Verarbeitung des Polizeialltags. Die Erfahrungen aus dem Polizeivollzug bilden eben nur einen Ausschnitt der Realitt. Nur den konfliktbeladenen und auch davon nur einen Teil. Da ist nicht der Insiderhandel an der Frankfurter Brse und auch nicht der Subventionsbetrug in Mnchen dabei. Und dass es einfach so viele Delikte gibt, die nur von Nichtdeutschen verbt werden knnen, weil sie fr sie nur gelten, muss vielen erst ins Bewusstsein gebracht werden. Oft leistet das die Gewerkschaft. Genauso wie sie die Vermittlungsarbeit leistet, um Kolleg*innen klar zu machen, dass Kriminalitt mit sozialer Situation zusammenhngt und nicht mit etwaigem Migrationshintergrund.
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	Gnzlich unkompliziert hingegen das Verhltnis von unionists and unicorns.
	DGB Jugend


Stimme der Vernunft unter Dampf


Die GdP ist eine Gewerkschaft, die nicht Gefahr luft, Stellvertreter*innenpolitik zu machen. Wenn dort die Funktionr*innen ein Thema mal etwas verschlafen haben, dann brennt die Bude. Unmut ber Missstnde des Arbeitgebers (bei Beamt*innen heit das Dienstherr) bricht sich massenhaft, schnell und unmittelbar Bahn und sorgt fr groen Handlungsdruck bei der Gewerkschaft. Kchentischpsychologische Erklrung: in einer stark befehlsgebundenen, hierarchischen Organisation mit extremer psychischer und krperlicher Belastung gibt es kaum einen anderen  legitimen  Weg, um Dampf abzulassen. Und an der Basis ist der Druck derzeit enorm. Allein um die aufgelaufenen berstunden abzubauen, wren 9000 neue Stellen notwendig. Die Kolleg*innen erledigen ihre Aufgaben bei der Flchtlingsaufnahme  und Aufgaben fr die sie weder ausgebildet noch ausgestattet sind  im permanenten Ausnahme- und berlastungszustand. Da macht es sich die DPolG leicht, in dem ihr Vorsitzender Wendt ber einen Zaun zu sterreich schwadroniert. Die GdP indes zeichnet sich nicht nur intern, sondern auch in der ffentlichkeit als Stimme der Vernunft im Flchtlingsdiskurs aus. Sie tritt der Schiebefehlforderung der AfD, Grenzschlieungsphantasien aus der groen Koalition oder dem Mrchen, bei Diebsthlen von Flchtlingen drcke die Polizei die Augen zu in den Medien prompt und entschieden entgegen. Und anders als die DPolG will sie die Aufgabenberlastung der Kolleg*innen nicht durch Bekmpfung der Aufgabe lsen. Sie fordert und tut alles, damit die Polizistinnen und Polizisten ihre Aufgaben bei der Flchtlingsaufnahme dauerhaft erfllen knnen. Ihre Personalrte kmpfen tglich ganz konkret dafr, dass die Arbeit in den Aufnahmezentren und anderswo nicht zusammenbricht.


Ob Anti-Stuttgart21, Anti-Castor oder Antirassismus  viele Uniformierte sind politisch von den Forderungen jener Demos, aus denen sie manchmal mit Blumen, manchmal mit Hrterem beworfen werden, gar nicht so weit entfernt. Und trotzdem mussten sie in Extremfllen ber 24 Stunden an der Castorstrecke stehen. Oft ohne Verpflegung  abgesehen von gewerkschaftlichen Versorgungswagen, die sich durch die Treckerblockaden mogelten wie anderntags sich die Demonstrant*innen an Polizeisperren vorbeimogelten. Ohne Informationen ber die aktuelle Lage  abgesehen vom Anti-Castorticker auf dem eigenen Smartphone. Wenn im Lagezentrum die Durchsetzung gesellschaftlich hochumstrittener Politik exekutiert wird, dann kommen sie nicht vor, nur die anonymen Nummern der Einsatzgruppen auf der Karte. Und genau hier kommt wieder die Gewerkschaft der Polizei ins Spiel: Sie kmpft dagegen, dass ihre Mitglieder in Konflikten verheizt werden, in die eine verfehlte Politik fortwhrend neues l giet. Und genau da kommt der DGB ins Spiel, weil er  neben den ganzen blichen Vorteilen gemeinsamer Interessenvertretungen aller Beschftigten des ffentlichen Dienstes und darber hinaus  die Organisation ist, die die Brcke zu den politischen Bndnissen bauen kann, die diese Politik ndern knnen.


Die Mitglieder der Schwestergewerkschaften haben aus ihrer politischen Arbeit so ihre Erfahrungen und ihre Meinungen zum Einsatz mancher polizeilicher Mittel. Viele DGB-Gewerkschafter*innen treten daher fr die Kennzeichnungspflicht ein. Doch auch hier sticht die Gewerkschaftslogik mitunter gegenber der eigenen politischen Position. So hoben beispielsweise im Hauptpersonalrat des Landes Berlin die Angehrigen anderer Gewerkschaften, ob nun aus Brgeramt oder Schule, Grnflchen- oder Finanzamt zhneknirschend ihre Hand zu Gunsten des GdP-Antrags gegen die Kennzeichnungspflicht. Solche Spagate gibt es oft im gewerkschaftlichen Geschft. Da gibt es nix schn zu reden, da kommen mitunter schmerzliche Kompromisse  oder in diesem Fall: Zugestndnisse  bei raus. Die Bereitschaft dazu folgt der Logik, dass eine Schwchung einer Schwestergewerkschaft (wie hier der GdP) der gemeinsamen bzw. auch der eigenen Sache abtrglich wre: Jede Gewerkschaft fordert dann und wann die Solidaritt der anderen, wenn es ums Eingemachte geht. Man denke an die Kohlefrage. Wann es ums Eingemachte geht, erfhrt man anhand berdurchschnittlich hitziger Diskussionen, off- und online. Und wenn sich in solchen Diskussionen bei den Vertreter*innen der Schwestergewerkschaften der glaubhafte Eindruck eingrbt, dass sich an dieser Frage entscheidet, ob massenhaft Mitglieder der betroffenen Gewerkschaft austreten, dann geht es wohl ums Eingemachte. Und so hoben in diesem Fall auch Leute ihre Hand gegen die Kennzeichnungspflicht, die andernorts vehement fr sie warben. Themen, bei denen es nicht derart ums Eingemachte geht, sind indes Strafverschrfungen oder berwachungsbefugnisse von Polizei und Geheimdiensten. Hier sind die Schwestergewerkschaften kaum zu Zugestndnissen bereit und verweisen auf ihre solidarische Untersttzung bei der viel entscheidenderen Frage der Personalausstattung.


In der Linken nicht pauschal von der Polizei zu sprechen, sondern unterschiedliche Akteure zu identifizieren, die sich innerhalb der Polizei  mal mehr, mal weniger weitgehend  fr fortschrittliche Anliegen einsetzen, wrde diese Akteure strken und Bndnisoptionen erffnen. Gewerkschaften knnen dabei helfen.


Alexander Haas ist beruflich als politischer Referent fr Laufbahnrecht, Gesundheitsmanagement, Digitale Verwaltung und Vielfalt im ffentlichen Dienst beim Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes ttig. Der Artikel gibt ausschlielich seine private Meinung wieder. 
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Plünderungsökonomie und Terror

Die hochprofitablen islamistischen Terrornetzwerke halten dem Westen den Spiegel vor

Tomasz Konicz


Kein politischer und weltanschaulicher Abgrund scheint grer als der zwischen dem neoliberal-kapitalistischen Westen und den Steinzeitislamisten der Terrorgruppe Islamischer Staat (IS). Und dennoch kommen etliche Beobachter im Westen nicht umhin, die evidenten hnlichkeiten bei Organisationsformen, Strukturen und ffentlichkeitsarbeit zwischen der Terrortruppe und dem Rckgrat der westlichen freien Marktwirtschaft, den transnationalen Grokonzernen, zu bemerken. Der IS operiere wie ein multinationales Unternehmen, titelte etwa der britische Telegraph im Juni 2014, whrend die in Wirtschaftsfragen bewanderte Financial Times zu der Schlussfolgerung gelangte, das Dschihadisten-Netzwerk strebe letztendlich danach, Terror zu verkaufen.




Der IS sei kein Konzern und habe keine Aktionre, aber die militrischen Erfolge und die Brutalitt der Dschihadisten im Irak seien auf einem Niveau der Przision festgehalten worden, das zumeist der Buchfhrung von Konzernen vorbehalten sei, so die Financial Times. In regelrechten Jahresberichten lege die Terrorgruppe detailliert Rechenschaft ab ber die Fortschritte ihrer Terrorkampagne. Ein ehemaliger Mitarbeiter des britischen Geheimdienstes MI6 kommentierte: Sie produzieren Bereichte nahezu wie ein Konzern, mit Details ber Mrtyrer-Operationen und Ziele. Du kannst hier eine klare umfassende Struktur, Planung und Strategie in der Organisation erkennen. Die Direktorin des US-Thinktanks Institute for the Study of War, Jessica Lewis, erluterte gegenber Telegraph: Sie haben einen Geschftsplan und ihr primres Geschftsfeld besteht in Expansion durch Eroberung. Es ist eine sehr effektive Institution und das macht sie zu einem sehr effektiven militrisch-nationalen Konzern.




Der IS stellt somit gewissermaen ein Nebenprodukt der krisenhaften kapitalistischen Globalisierung dar. Hierbei handelt es sich gerade nicht um eine autochthone, traditionalistische und aus den regionalen Sippenverbnden und Stmmen hervorgegangene Aufstandsbewegung, sondern um eine im hchsten Mae globalisierte Besatzungsarmee, die sich in den soziokonomischen und politischen Zusammenbruchsregionen des Zweistromlandes konstituierte. Deswegen massakriert der Islamische Staat immer wieder nicht nur Unglubige, sondern auch Sunniten, die sich dieser Fremdherrschaft zu widersetzen wagen.




Vorbild Grokonzern




Worin aber besteht das Wesen dieser Fremdherrschaft, die eine  zumindest in ihrer Fhrungsriege  grtenteils zugereiste Dschihadistentruppe in dieser Zusammenbruchsregion zu errichten trachtet? Das, was sich im Zweistromland in Gestalt des IS materialisiert, ist eine bitterbse Karikatur, ein Negativ der effizientesten Organisationsform, die der Sptkapitalismus hervorgebracht hat: der transnationale Grokonzern. Der Islamische Staat stellt eine hocheffiziente Geldmaschine (Bloomberg) dar, die durch Einnahmen aus lschmuggel und sonstigen Geschftsfeldern der Organisierten Kriminalitt einen permanenten Strom von Geldzuflssen erzeugen konnte. Der Islamische Staat ist wahrscheinlich die vermgendste Terrorgruppe, die wir jemals kennengelernt haben, erklrte ein US-Analyst gegenber Bloomberg.




Dieser Terrorkonzern, der regelrechte Geschftsberichte publiziert, verfgt ber eine hocheffiziente interne Befehlsstruktur und eine sehr effektive Militrmaschine, er unterhlt eine professionelle Public-Relations-Abteilung, die sich sehr erfolgreich der Rekrutierung neuer Mitglieder widmet  und er bt sich im Lean Management der eroberten Gebiete, deren Verwaltung lokalen Wrdentrgern berlassen wird, sofern sie dem Kalifat Treue schwren und Gefolgschaft leisten. Die Internationalen Verflechtungen dieser dschihadistischen Geldmaschine beschrnken sich nicht nur auf dessen Mitgliederstruktur, auch die Anschubfinanzierung des IS erfolgte bekanntlich ber internationale Finanzzuwendungen reicher Sponsoren aus den Golfstaaten.




Der wichtigste Unterschied zwischen dem global agierenden Konzern und dem Islamischen Staat besteht darin, dass fr die transnationalen Konzerne die Akkumulation von Kapital den Selbstzweck ihrer gesamten Ttigkeit bildet. Alle Verwstungen und Zerstrungen, die der Sptkapitalismus den Menschen und der Umwelt antut, bilden nur Nebenprodukte des blinden und uferlosen Strebens nach Kapitalverwertung, worin der irrationale Kern der kapitalistischen Produktionsweise nun einmal besteht. Fr den Islamischen Staat stellt die Kapitalakkumulation hingegen nur ein Mittel zu einem anderen irrationalen Zweck dar, der in einem mglichst effizienten Vernichtungs- und Zerstrungswerk besteht. Nichts anderes stellen die besagten Geschftsberichte des IS dar, es sind Auflistungen der erfolgreichen Terroroperationen dieses Unternehmens. Die implizite Tendenz zur Selbstzerstrung, die dem Kapitalismus innewohnt, tritt beim IS somit offen zutage, sie wird explizit.
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	ISIS: Brachiale Gewalt mit Social Media Button
	Khalid Albaih (CC BY-NC-SA 2.0)


Rationeller Wahn




Der Islamische Staat nutzt somit die effektivsten Organisationsformen und rationellsten Methoden, die der krisengeplagte Sptkapitalismus hervorbrachte, um ein irres, ein wahnsinniges Ziel zu verfolgen: die buchstbliche Auslschung aller Unglubigen. Sptestens hier wird eine Parallele zu dem bisher grten Zivilisationsbruch der Weltgesichte, dem Vernichtungswerk des deutschen Nationalsozialismus, offensichtlich. Auch die Nazis bedienten sich der damals modernsten Organisationsformen und Methoden, um mit Auschwitz eine fordistische Todesfabrik zu erschaffen, deren fliebandartig hergestelltes Produkt in dem aus den Krematorien aufsteigenden Rauch verbrannter Menschenleiber bestand. So wie die Nazis im rassistischen Wahn eine effiziente negative Fabrik der Menschenvernichtung errichteten, um die Welt von Juden, Roma, slawischen Untermenschen oder Bolschewisten zu subern, so konstituiert sich der IS in der Organisationsform eines negativen Konzerns, um sein irres Ziel eines religis reinen Weltkalifats zu verfolgen. Die instrumentelle Rationalitt und konomistische Vernunft des westlichen Kapitalismus, die zwecks effizientester Kapitalakkumulation immer weiter vervollkommnet wird, schlgt so in den Hnden des IS in nackte Barbarei um.




Im Terrorkonzern, den der Islamische Staat errichtet, spiegelt sich somit die krisenhafte Irrationalitt kapitalistischer Vergesellschaftung. Inzwischen scheinen sich erste Franchisenehmer auf dem globalisierten Terrormarkt einzufinden, die das massenmrderische Erfolgsrezept des IS zu kopieren versuchen. Eine zweite Welle der Globalisierung der dschihadistischen Barbarei setzt ein. Die westafrikanischen Dschihadisten der irren Terrorsekte Boko Haram, die laut Neewsweek ein Territorium von der Gre Irlands kontrollieren, bemhen sich ebenfalls, mit der Ausrufung ihres afrikanischen Kalifats das Vorgehen des IS zu imitieren.




Die New York Times sieht in der zunehmenden Kommerzialisierung islamistischer Terrornetzwerke gar einen globalen Trend, der von den Taliban mit ihrer Heroinindustrie begrndet und von dem IS auf die Spitze getrieben wurde. Al-Qaida im Maghreb, Boko Haram oder die somalischen Shabab-Milizen wrden lokale Gelegenheiten zum Geldverdienen immer besser nutzen. Hierzu zhlten Entfhrungen, Schmuggel, Geldwsche, Schutzgelder oder berflle und Plnderungen. Der IS sei inzwischen dazu bergegangen, eine regelrechte Kriegskonomie aufzubauen, bei der die Kontrolle ber die berreste der lokalen lindustrie und der Ausverkauf des Eigentums und der Ausrstung der kollabierten Regierungen Einnahmen generieren wrden. Dieses auf Profiterzielung ausgerichtete Militanzmodell habe der Milizbildung auf der ganzen Welt neues Leben eingehaucht. 




Dieser Plnderungskonomie in den Zusammenbruchsgebieten des Weltmarktes knnen somit traumhafte Wachstumsprognosen ausgestellt werden. Um was konkurrieren die Terrorgruppen auf dem globalen Terrormarkt? Neben den Finanzzuwendungen vermgender Sponsoren aus den Despotien der arabischen Halbinsel ist es vor allem die Ware, die der Sptkapitalismus im berfluss ausscheidet: Menschen. Viele der spektakulren Angriffe und Aktionen des IS zielen gerade auf einen propagandistischen Effekt ab, mit dem die Rekrutierung neuen Menschenmaterials beschleunigt werden soll.
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	Hipsterterror: ISIS-Graffiti.
	Thierry Ehrmann  (CC BY 2.0)


Heimat heiliger Krieg




Es ist ein Eingestndnis des vlligen Scheiterns des brutalen westlichen Krieges gegen den Terror, der letztendlich unter Anwendung terroristischer Methoden gefhrt wurde. Nach rund 13 Jahren hat sich eine global agierende Schicht von Zehntausenden heimatlosen Gotteskmpfern herausgebildet, deren Heimat der Heilige Krieg ist. Im Gegensatz zum global agierenden Al-Kaida-Netzwerk ist diese neue Generation von Dschihadisten aber bemht, in den Zusammenbruchsgebieten des Weltmarktes Territorien zu erobern und zu halten, um ihr Wahngebilde eines weltumspannenden Kalifats zu verwirklichen.




Zurckgreifen kann der in Geld schwimmende Islamische Staat dabei auf die Heerscharen konomisch berflssiger junger Mnner, die in der Peripherie  und zunehmend auch in den Zentren  des kapitalistischen Weltsystems ein marginalisiertes und elendes Dasein fristen. Ein Sold von wenigen Hundert US-Dollar im Monat und die Hoffnung auf ein jenseitiges Paradies reichten in vielen Fllen aus, um diese perspektivlosen Menschen, die in der Hlle zerfallender Staaten und Gesellschaften vegetieren, zum Beitritt in die Reihen des IS zu motivieren.




Und tatschlich verwandelten diese ungeheuren Finanzmittel den IS in ein organisatorisches Gravitationszentrum in der gesamten Region, das Islamisten, Milizionre und perspektivlose Jugendliche gleichermaen anzieht. Die Terrorgruppe kann sich bereits eine riesige Armee schlicht zusammenkaufen. In der Ukraine kostet ein Milizionr rund 1000 US-Dollar monatlich, doch im Nahen Osten sind die Preise aufgrund des weitaus greren Elendsniveaus niedriger, wie ein Nahost-Analyst in der Washington Post vorrechnete: Zum Beispiel knnte der IS fr 425 Millionen US-Dollar ber ein ganzes Jahr hinweg 60.000 Kmpfern 600 US-Dollar monatlich zahlen.





	[image: ]
	Mit dem BMW in die Steinzeit ist in der kulturindustriellen Variante viel mehr Fun.
	Sachin Kerkar (CC BY-NC-SA 2.0)


Im BMW in die Steinzeit




Fr viele marginalisierte Jugendliche in der konomisch daniederliegenden Region stellt eine Karriere beim Islamischen Staat schlicht die einzige nennenswerte Perspektive dar, um Elend und Hunger zu entgehen. Der Spiegel berichtete etwa von einem jugendlichen ISIS-Milizionr aus einem verarmten konservativen Stadtteil von Istanbul, der sich den Islamisten angeschlossen habe, nachdem man ihm 400 Dollar im Monat versprochen habe. Ein fr den IS kmpfender Milizionr aus Syrien nannte im Interview mit Welt-Online ausdrcklich den gerchteweise verbreiteten Reichtum der Gotteskrieger als einen wichtigen Grund fr deren erfolgreiche Rekrutierungskampagne: Angeblich bekamen die Kmpfer zur Hochzeit Zehntausende Dollar. Viele sollen einen BMW X5 fahren. Diese Aussage verdeutlicht den postmoderne Gemtszustand vieler jugendlicher Dschihadisten, der kaum noch hnlichkeiten mit der klassischen islamischen Religion aufweist: Sie mchten im BMW X5 in die Steinzeit zurckfahren.




Von Tomasz Konicz erschien zuletzt im Unrast-Verlag das Buch Aufstieg und Zerfall des Deutschen Europa.
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We look out for each other

Für eine Welt ohne Polizei

Daniel Loick


Die meisten Menschen machen im Alltag selten Begegnung mit der Polizei: Hchstens ein gestohlenes Fahrrad, eine Geschwindigkeitsberschreitung oder eine Ruhestrung fhren mal zum Kontakt mit der Wachtmeisterin. Fr die Mehrheit ist die Polizei eine wenn auch gelegentlich unbequeme, so doch keine problematische oder kritikwrdige Institution; im Gegenteil erfllt die Polizei dieser hegemonialen Ansicht zufolge eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe, indem sie die allgemeine Sicherheit garantiert und das geltende Recht durchsetzt. Diese Mehrheitsmeinung spiegelt sich sowohl in der ffentlichen Debatte und in den Medien, als auch in der politischen Theorie und Philosophie wieder. Im medialen Diskurs werden bei so gut wie allen Missstnden, die auf die politische Tagesordnung gelangen, zuerst und vor allem strafrechtliche und polizeiliche Lsungen gesucht  seien es Fragen des Drogenkonsums, politische Demonstrationen, Jugendkriminalitt oder Hausbesetzungen. Auch wird die ffentliche Diskussion um die Polizei stark von finanzstarken und medial einflussreichen Lobbygruppen wie den so genannten Polizeigewerkschaften bestimmt, die als gern Interviewpartner_innen bereit stehen und ber die Ressourcen verfgen, ihre Interessen laut zu vertreten. Auch fr den Mainstream der politischen Philosophie scheint die Polizei schlicht unverzichtbar. In den allermeisten Rechtstheorien besteht seit Jahrhunderten Einigkeit darber, dass die jeweils geltende Rechtsordnung auch mit Zwangsgewalt durchgesetzt werden muss. Das betrifft sowohl das Strafrecht, das allgemeinen Schutz garantiert, als auch das Privatrecht, das etwa die Eigentumsansprche der Brger_innen untereinander regelt sowie das ffentliche Recht, das ihre politischen Mitwirkungsmglichkeiten sichert. Zwar wird hufig ber die Richtigkeit des Rechts gestritten  ob dieses oder jenes Gesetz gut oder schlecht ist , unangezweifelt bleibt im Allgemeinen aber die Gleichsetzung von Recht und Zwang.[bookmark: _ftnref1][1]
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	Subjekt als Objekt polizeilicher Manahme
	Astrid Idlewild (CC BY-NC-ND 2.0)


Objekte und Subjekte polizeilichen Handelns


Es gibt aber neben dieser Mehrheitsperspektive, die sowohl die mediale als auch die philosophische Debatte dominiert, auch noch die Perspektive anderer Gruppen von Menschen. Die Perspektive von Menschen nmlich, die regelmig und oft mit der Polizei in Kontakt kommen: Wohnungslose, Drogennutzer_innen, Prostituierte, Refugees, Arme.[bookmark: _ftnref2][2] Sie erfahren polizeiliche Interventionen in ihrem Alltag meistens als repressive Eingriffe: Sie werden Opfer wiederholter Kontrollen, Durchsuchungen, Razzien oder Verhaftungen, leiden unter Schikanen, Beleidigungen und physischer Gewalt. Diese Menschen sind aus der Gemeinschaft jener, deren Sicherheit die Polizei schtzen soll, schlicht ausgeschlossen. Sie sind immer nur Objekte, nie Subjekte polizeilichen Handelns, und sie wrden daher auch niemals selbst die Polizei rufen. Die Perspektive dieser polizeilichen Klientel kommt in den Medien nicht vor, sie werden nur Gegenstand von Debatten, die andere ber sie fhren. Und schlielich bleiben die Erfahrungen und Perspektiven dieser Menschen, in deren Alltag die Polizei lediglich ein Faktor der Unterdrckung ist, auch in der politischen und philosophischen Theoriebildung unterbelichtet.


Recht und Polizei


Eine Gesellschaftsanalyse und -kritik, die ihren Ausgang von den Erfahrungen und Perspektiven solcher Opfer von Polizeihandeln nehmen will, muss damit beginnen, die allgemein geteilte Grundprmisse der Legitimierung von Polizei zurckzuweisen: die Behauptung eines notwenidgen Zusammenhangs des Rechts mit dem Zwang. Weder lsst sich nmlich die Polizei auf ihren Status als Mittel zur Durchsetzung des Rechts reduzieren, noch ist sie als Mittel des Rechtsvollzugs normativ unproblematisch. Gegen die Annahme von der Polizei als Mittel zur Rechtsdurchsetzung lassen sich zwei Arten von Argumenten vorbringen, empirische und prinzipielle. Die empirischen Argumente bezweifeln, dass die Polizei sich faktisch auf ihre Rolle als bloes Mittel reduzieren lsst. Nicht nur diktatorische Unrechtsregime, auch liberale und demokratische Rechtsstaaten erweisen sich faktisch immer wieder als unfhig, das Verhltnis von Recht und Polizei als reines Zweck-Mittel-Verhltnis aufrechtzuerhalten. Weil Polizeihandeln immer ein Moment der eigenstndigen Entscheidung beinhaltet, neigt die Polizei vielmehr dazu, sich von ihrem nur abgeleiteten Status zu emanzipieren.[bookmark: _ftnref3][3]


Das zeigt sich im routinemigen Polizeihandeln im Alltag wie mit der rechtswidrigen, aber weit verbreiteten Praxis des racial profiling, in kleineren Schikanen von Punks, Junkies oder Obdachlosen, ber schwerer wiegende rassistische Misshandlungen, Fllen der Korruption und Bestechlichkeit, Phnomenen von Polizeigewalt und Willkr auf Demonstrationen, bis hin zu Ttungen und Mord, wie in dem Fall von Oury Jalloh, der 2005 unter noch immer nicht aufgeklrten Umstnden unbewaffnet in seiner Polizeizelle in Dessau verbrannt ist.[bookmark: _ftnref4][4] (Die USA, in denen die Funktion der Polizei noch deutlicher zutage tritt als in Deutschland, bieten noch viel mehr Beispiele fr rassistische Polizeigewalt: Im Jahr 2015 wurden ber 100 unbewaffnete schwarze Mnner von der Polizei gettet).


Exzessives Handeln und polizeiliche Binnenkultur


Die Grnde fr solche regelmigen Exzesse im Polizeihandeln lassen sich leicht identifizieren. Am eindeutigsten, aber auch am seltensten sind Flle, in denen der polizeilichen Strategie eine intentional gesetzte politische Agenda zugrunde liegt. Dies war etwa im Jahr 2014 in Hamburg der Fall, als die Polizei einige Gebiete zu Gefahrengebieten erklrt hat, um z.B. anlasslose Personenkontrollen, Durchsuchungen und Einschrnkungen der Demonstrationsfreiheit zu ermglichen. Diese spter vom Hamburger Oberverwaltungsgericht als verfassungswidrig erklrte Entscheidung ist Ergebnis der Anfang der Nuller Jahre unter dem rechten Innensenator Ronald Schill bewusst umgebauten Personalstruktur, die einen dezidierten Rechtsruck der Hamburger Polizeifhrung zufolge hatte. Auch jenseits solcher offensichtlich politisch-programmatisch begrndeten Strategien spielt jedoch Politik im Alltagshandeln der Polizei eine Rolle. Wie alle Menschen, haben auch Polizist_innen politische berzeugungen, Wertvorstellungen und Weltanschaungen, Urteile und Vorurteile.[bookmark: _ftnref5][5] Allerdings ist die Polizei strukturell ein autoritres Milieu, das die Tendenz hat, einige Haltungen und Einstellungen eher zu frdern als andere. Studien zeigen etwa, dass die Binnenkultur der Polizei regelmig von Korpsgeist, Maskulinismus und Rassismus geprgt ist (vgl. etwa Behr 2000; 2006, Fassin 2013, Skolnick 1994, Westley 1970). Um berhaupt in der Lage zu sein, ihre Pflichten zu erfllen, bedrfen Polizist_innen zudem einer affektiv-habituellen Dispositionen, die von Unnachgiebigkeit, Strenge und Gewaltbereitschaft geprgt ist. Hinzu kommt, dass solche Haltungen in der Polizei-Ausbildung und in der tglichen Polizeipraxis auch verstrkt und kultiviert werden.
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	Protest gegen rassistische Polizeigewalt in Ferguson
	Scottlum  (CC BY-NC 2.0)


Die Hufigkeit und Regelmigkeit gesetzwidrigen oder rechtsfeindlichen Polizeihandelns lsst bereits Zweifel daran aufkommen, ob die Polizei wirklich das beste Mittel zur Umsetzung des Rechts ist.[bookmark: _ftnref6][6] Es ist ironisch, dass ein demokratisch ausgehandeltes Recht immer nur mit Mitteln aufrechterhalten werden knnen soll, die es immer zugleich auch untergraben. Jenseits dieser empirischen Kosten-Nutzen-Abwgung lassen sich gegenber der Polizei als zwangsfrmiger Rechtsdurchsetzung aber auch prinzipielle Vorbehalte formulieren. Prinzipiell sind diese Vorbehalte, weil sie gar nicht nach den Kosten oder Nutzen von Gewalthandlungen fragt, sondern die Legitimitt solcher Handlungen grundstzlich bestreitet. Dies kann man sich am besten am Beispiel der Folter veranschaulichen: In Rechtsstaaten ist die Folter verboten, und zwar unabhngig davon, ob durch sie ein gewnschtes Ergebnis erzielt (etwa eine bentigte Information erlangt und so andere Menschenleben gerettet) werden knnte. Die Wrde des Menschen, auch die der Verbrecherin oder der Terroristin, ist unantastbar. Das heit, dass sie nicht Gegenstand von utilitaristischen Abwgungen werden darf. Nun ist die Folter ein Extrem- und ein Ausnahmefall. Es ist aber keinesfalls absurd, auch das polizeiliche Handeln unter einen solchen generellen Menschenwrdevorbehalt zu stellen. Immerhin verfgt die Polizei ber eine ganze Batterie von Befugnissen, die schwere Eingriffe in die Freiheit, krperliche Unversehrtheit und psychische Integritt von Menschen beinhaltet. Allein aber die prinzipielle Mglichkeit einer solchen Problematik einzurumen heit bereits, dass der Rechtszwang selbst dann nicht einfach aus dem Recht abgeleitet werden knnte, wenn sich die Polizei auf ihren Status als bloes Mittel zu Rechtszwecken festschreiben liee. Der Zweck heiligt niemals die Mittel. Es besteht dann ein betrchtlicher zustzlicher, das heit von der Legitimation des Rechts insgesamt unabhngiger, Legitimationsbedarf fr die Gewaltdimension polizeilichen Agierens, von dem alles andere als klar ist, ob er sich normativ decken lsst.[bookmark: _ftnref7][7]


Es sprechen also eine ganze Reihe von empirischen und prinzipiellen Grnden gegen die Vorstellung, eine Gesellschaft bedrfe notwendigerweise der Polizei zur Durchsetzung von Recht. Dennoch fllt es den meisten schwer, sich wirklich eine Gesellschaft ohne Polizei vorzustellen. Seit Thomas Hobbes Menschenbild vom Menschen als des Menschen Wolf hat sich allgemein die Befrchtung durchgesetzt, ein Wegfall staatlichen Schutzes wrde unweigerlich zu einem Krieg aller gegen alle fhren. Selbst wenn man sich solch pessimistischen anthropologischen Annahmen nicht anschlieen mag, bleibt dennoch die Frage offen, wie das Recht, wenn es nicht polizeilich durchgesetzt wird, vor seiner Irrelevanz und somit seinem Verfall bewahrt werden soll.


Zunchst kann man darauf verweisen, dass es andere und bessere Wege der Konfliktschlichtung und Umgangsweisen mit gesellschaftlicher Devianz gibt. Das wird bereits in dem Slogan zum Ausdruck gebracht, den sich die Polizei hufig auf Demos anhren muss: No Justice, no peace, kein Frieden ohne Gerechtigkeit. Das heit im Umkehrschluss: Mehr Gerechtigkeit fhrt zu mehr Frieden, das heit: weniger Anlsse fr polizeiliche Intervention. Vergleichende Kriminalittsstatistiken besttigen, dass eine bessere soziale Absicherung zu einer sinkenden Kriminalittsrate fhrt. Doch wre es verkrzt, Gerechtigkeit auf die Frage der sozialen Absicherung zu beschrnken. Vielmehr lsst sich ebenfalls empirisch zeigen, dass das Recht in solchen Situationen eine grere Akzeptanz und freiwillige Umsetzung geniet, in denen es auf mglichst demokratische Weise zustande gekommen ist: Wenn ich an der Aushandlung einer Regelung beteiligt war, steigt die Chance, dass ich mich daran auch dann halte, wenn dies nachteilige Folgen fr mich hat.[bookmark: _ftnref8][8] Die radikale Intensivierung und Vermehrung demokratischer, sozialer und kultureller Teilhabemglicheiten kann so dazu beitragen, polizeiliche Lsungen fr soziale Konflikte immer mehr zurckzudrngen.


Das heit also, Sicherheit kann hergestellt werden, obwohl es keine Polizei gibt. Ebenso richtig ist aber: Sicherheit kann hergestellt werden, weil es keine Polizei gibt. Die Polizei ist eine Institution, die das soziale Leben prinzipiell mit Gewalt durchzieht. Solange die Gesellschaft sich so eine Institution leistet, heit das, wird sie auf die Entwicklung gewaltfreier Konfliktschlichtungen nicht hoffen drfen. Hier hilft ein Vergleich mit dem Bereich des Militrs: Allein die Existenz der Armee bedroht die Mglichkeit diplomatischer, das heit nicht-militrischer Konfliktlsungen. Aus dieser Perspektive erscheint die Polizei nicht nur als keine Bedingung, sondern sogar als ein Hindernis gesellschaftlicher Sicherheit. Ihre berwindung knnte die Voraussetzung schaffen fr die Entwicklung, Erprobung und Etablierung alternativer Umgangsweisen. Einige Vorschlge wurden etwa in der Tradition anarchistischer Gesellschaftskritik unterbreitet, dazu zhlen etwa unbewaffnete Mediations- und Interventionsteams, weitgehende Entkriminalisierung zahlreicher Straftatbestnde oder Modelle des Tter-Opfer-Ausgleichs (vgl. als Einstieg etwa Martn 2014).


Solange diese grundlegenden gesellschaftlichen Vernderungen nicht erreicht sind, welche die Polizei als manifeste Gewaltinstitution grundstzlich berwindet, lassen sich einige konkrete realpolitische nderungen einfordern. Im Mittelpunkt steht dabei das Ziel, die Polizei soweit wie mglich einer demokratischen und rechtlichen Kontrolle zu unterwerfen und also die Eigenstndigkeit des Polizeihandelns einzuhegen und zurckzudrngen. Dazu zhlen:



		Polizeirechtliche Manahmen wie die flchendeckende Einfhrung der Kennzeichnungspflicht fr Polizeibeamte, damit diese bei Fehlverhalten und bergriffen identifiziert und verantwortlich gemacht werden knnen, sowie unabhngige Untersuchungs- und Kontrollinstanzen, die fr eine umfassende Transparenz und Aufklrung bei Vorwrfen gegen die Polizei sorgen,

		die Verbesserung der Polizeiausbildung und Steigerung der polizeilichen Awareness zu Themen wie Rassismus, Sexismus und Antizigianismus, sowie

		eine grere Verantwortung der Medien, nicht ausschlielich blind die Pressemitteilungen der Polizei zu verffentlichen, sondern Hintergrnde zu recherchieren und den Opfern polizeilicher bergriffe eine Stimme zu geben.




Aufpassen!


Jenseits dieser Forderungen an Gesetzgeber und Medien kann auch jede_r einzelne zur besseren Kontrolle der Polizei durch die Gesellschaft beitragen. Fast jedes Telefon ist mittlerweile mit einer Kamera ausgestattet, mit der sich Flle von Polizeigewalt, Schikanen und bergriffe dokumentieren lassen. Laut einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2015 ist das Filmen von Polizist_innen durch die Brger_innen erlaubt. Oft sind solche Aufnahmen fr die Betroffenen spter die einzige Mglichkeit, die jeweiligen Beamten zur Verantwortung zu ziehen. Aber auch in der konkreten Situation verndert es die Situation schon sehr, wenn Polizist_innen merken, dass sie unter Beobachtung stehen. Der Einsatz fr die gesellschaftliche berwindung der Polizei kann also nicht nur im Parlament, sondern auch im Alltag stattfinden.


Beide Strategien, sich fr eine Zurckdrngung der Rolle der Polizei in unserem Leben einzusetzen  die rechtspolitische und die alltagspolitische  werden in der Doppeldeutigkeit des Slogans der Gruppe copwatch frankfurt zum Ausdruck gebracht (einer Gruppe, die es sich zum Ziel gesetzt hat, Flle von Polizeigewalt zu dokumentieren und dagegen vorzugehen): We look out for each other. Wir passen aufeinander auf  das heit zum einen: Wir passen selbst aufeinander auf, wir brauchen dafr keinen repressiven Staatsapparat, der meistens alles nur noch schlimmer macht. Zum anderen heit das aber auch: Wir werden unsere Communities vor den bergriffen bewaffneter Banden in Uniformen beschtzen.


Daniel Loick ist Philosoph und arbeitet an der Goethe-Universtitt Frankfurt/Main. Seine Arbeits- und Forschungsschwerpunkte sind Politische Philosophie, Rechts- und Sozialphilosophie, Ethik und Moralphilosophie, insbesondere Kritische Theorie und Poststrukturalismus, moderne politische Theorie, jdische Philosophie des 20. Jahrhunderts sowie politische sthetik. Dieser Text ist ein Originalbeitrag; einige der zentralen Argumente sind aber bereits enthalten in Loick 2010.
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Über die strukturellen Gemeinsamkeiten von fundamentalistischem Terror und rassistischer Gewalt
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	Und hier das Gegenteil: Freundliche Brder im Geiste
	Jos Manuel Ros Valiente (CC BY-ND 2.0)


berall auf der Welt  und quer zu allen Kulturen, von christlich-evangelikal ber russisch-orthodox bis hin zu islamistischen Kreisen  ist ein Anwachsen reaktionrer Bewegungen zu beobachten, die im Namen von Kultur und Religion in die Schlacht gegen die jeweils Anderen ziehen wollen. Der christlich-fundamentalistische Terror des extrem rechten Anders Breivik und der islamisch-fundamentalistische Terror von Paris und Kopenhagen hneln einander wie feindliche Brder.


Die grausamen Anschlge zum Beispiel in Paris und die Brandanschlge auf Flchtlingsunterknfte, kurzum Rassismus und religiser Fundamentalismus, bedingen einander. Beide basieren auf der Verachtung von Menschenleben, beide missachten Demokratie und Menschenwrde, und beide verstrken sich gegenseitig. In einem verschrften gesellschaftlichen Klima fllt es Fundamentalisten leichter, neue Kmpfer zu gewinnen. Wo jedoch Weltoffenheit und Menschlichkeit dominieren, hat es auch die fundamentalistische Propaganda deutlich schwerer. Oder wie es der arabische Demokratie-Aktivist Lyad El-Baghdadi in einem Tweet auf den Punkt brachte: You know what pissed off Islamist extremists the most about Europe? It was watching their very human, moral response to the refugee crisis. Was die Extremisten also am meisten genervt hat an Europa, war die menschliche und moralische Reaktion vieler Menschen an den Bahnhfen auf die Flchtlingskrise im Sommer 2015.[bookmark: _ftnref1][1]


Auch der Franzose Nicolas Hnin teilt diese Einschtzung. Hnin wurde zehn Monate lang vom IS als Geisel gehalten; in dieser Zeit konnte er die Denkweise der IS-Mitglieder beobachten. Er berichtet davon, dass die Fundamentalisten obsessiv die Nachrichten verfolgen, doch diese anders interpretieren als wir.[bookmark: _ftnref2][2] Seiner Einschtzung zufolge haben gerade die Bilder von Deutschen, die MigrantInnen am Bahnhof begrten, sie besonders gestrt. Grenzbergreifenden Zusammenhalt und Toleranz  das wollen sie gerade nicht sehen. Sein Fazit lautet: Sie frchten unsere Einheit mehr als unsere Bombenangriffe.
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	Mit ISIS einer Meinung: Muslime sollen nicht in Deutschland leben. Mob in Heidenau
	Caruso Pinguin (CC BY-NC 2.0)


Also stellen wir uns der Tatsache: Fundamentalistischer Terror und rassistische Mobilisierungen schaukeln sich gegenseitig hoch. Wenn infolge von Terroranschlgen der Islam-Hass wchst und Muslime noch mehr Abwehr erleben, haben es Terrorbanden leichter, neue MitstreiterInnen fr ihren Kampf zu finden. Auch Terror und Militarisierung verstrken sich gegenseitig. Die militrische Mobilmachung von Nato-Staaten in Reaktion auf Terroranschlge ist in den perfiden Rekrutierungsplnen der Terrorbanden eingeplant. Wo Bomben fallen, sterben schlielich immer auch Unschuldige. Und wer einen geliebten Menschen durch westliche Bomben verloren hat, ist womglich eher ansprechbar fr die antiwestliche Propaganda des IS. Wir befinden uns also mitten in einer Eskalationsspirale aus fundamentalistischen Terror, militrischer Mobilmachung und rassistischer Mobilisierung.


Armeen von Sozialarbeitern statt Bomben


Zumal die Terrordividende, wie die Auswirkung von Attentaten wie denen in Paris zynisch genannt wird, ausgerechnet jenen rechtspopulistischen Parteien und Bewegungen zugutekommt, die an einer weiteren Eskalation des Kulturkampfs arbeiten. Der Backlash, also der Rckschritt im Namen von Kultur und Religion, ist ein schmerzhaftes Symptom einer Modernisierungskrise. Die fundamentale Umwandlung der Weltordnung nimmt viele Menschen einfach nicht mit. Als Identittsrettung bieten sich dafr  wie Georg Seelen schreibt  zwei Konstrukte an, die objektiv so berflssig werden, wie sich so manche Menschen subjektiv fhlen: Nationalismus und religiser Fundamentalismus.[bookmark: _ftnref3][3]


Die Anschlge von Paris im November 2015 haben das nochmal deutlich gemacht. Die identifizierten Attentter sind junge Franzosen zwischen 20 und 31 Jahren mit arabischem Migrationshintergrund, die in den Vororten von Paris und Brssel aufwuchsen und lebten. Sie hielten sich mit Gelegenheitsjobs ber Wasser oder waren erwerbslos. Mindestens einer war bereits durch Kleinkriminalitt aufgefallen. Mehrere hatten mit ihren Familien gebrochen.


Das bedeutet sozialpsychologisch, wie Caroline Fetscher treffend beschreibt: Das Gros der jungen Mnner, die solche Attentate begehen, zeichnet sich durch einen Mangel an gesellschaftlichem Status aus, einen Mangel an Ich-Strke, an Souvernitt, an Bildung und an Distanzvermgen. Intrapsychisch sind die Pendants dazu am Werk, ein qulender berschuss an Abwertung, Ich-Schwche, Reizberflutung, Desorientiertheit. Negative, innere Instanzen senden die Signale: Du bist wenig wert, wirst nicht gewollt, kannst und weit nichts.[bookmark: _ftnref4][4]


Selbstverstndlich ist das keine Rechtfertigung fr den Terror, dafr kann es keine Rechtfertigung und keine mildernden Umstnde geben. Aber das Wissen um die Entstehungsbedingungen des Terrors knnte ein Ansatz fr eine erfolgreiche Gegenstrategie sein. Schlielich stellt selbst die konservative Neue Zrcher Zeitung fest: Immer mehr verdichtet sich der Verdacht, dass die in der Vorstadt herrschenden Lebensumstnde die Radikalisierung junger Leute begnstigen  bis zu dem Punkt, an dem sie ihrer eigenen Gesellschaft, dem eigenen Land den Krieg erklren.[bookmark: _ftnref5][5]


Wer Terror bekmpfen will, sollte also eher auf Armeen von Sozialarbeitern statt auf Bomben setzen.


Schleichender Legitimittsverlust


Klar ist zugleich auch: Fundamentalistischer Terror und rassistische Gewalttaten sind nur die Spitze des Eisbergs. Schon seit einiger Zeit ist in unserer Gesellschaft insgesamt ein schleichender Legitimittsverlust politischer Institutionen festzustellen. Dieser Legitimittsverlust verweist letztlich auf die multiple Krise des neoliberalen Gesellschaftsmodells, das bestndig Menschen ausschliet.[bookmark: _ftnref6][6] Die aktuellen Zuspitzungen der gesellschaftlichen Verhltnisse sind also insgesamt ein Krisensymptom des neoliberalen Kapitalismus. Denn ein selbsttragender Wirtschaftskreislauf fehlt, stattdessen dominieren kurzfristige Profitinteressen, Klimakatastrophe, Prekarisierung, geopolitische Konflikte, postdemokratische Verhrtung von Staatlichkeit sowie Transnationalisierung von Wertschpfungsketten. Damit verbunden ist, dass die Schere zwischen Arm und Reich innerhalb der Lnder sowie zwischen Lndern und Regionen zunehmend auseinanderklafft. Dies wiederum fhrt grenzbergreifend zu Verteilungskonflikten, einem Anwachsen reaktionrer Bewegungen und gesellschaftlicher Polarisierung.


Auch wenn man sich weithin daran gewhnt hat, dass die Bekmpfung von Terror und Gewalt nur im markigen Vokabular des Militrs verhandelt wird, ist der Bankrott dieses Kampfes inzwischen doch zugleich berall berdeutlich. ber 15 Jahre Krieg gegen den Terror und unsere Welt ist nirgendwo sicherer geworden  im Gegenteil. Wir glauben, ja, wir wissen dagegen, dass man etwas tun kann. Und wir haben die Verantwortung, es jetzt zu tun.


Katja Kipping ist langjhrige *prager frhling-Redakteurin und hat zuletzt das Buch Wer flchtet schon freiwillig herausgegeben.


Anmerkungen


[bookmark: _ftn1][1] brigens: Lyad El-Baghdadi wurde wegen seines Engagements im arabischen Frhling 2014 von den Vereinigten Arabischen Emiraten, immerhin einem der wichtigsten Abnehmer deutscher Rstungsgter, ohne Begrndung des Landes verwiesen.


[bookmark: _ftn2][2] Nicolas Hnin: I was held hostage by Isis. They fear our unity more than our airstrikes, The Guardian, 16. 11. 2015, unter: http://www.theguardian.com/commentisfree/2015/nov/16/isis-bombs-hostage-syria-islamic-state-paris-attacks [05. 12. 2015].
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„Der Terrorist von nebenan“

Über den Umgang mit der braunen Terrorwelle
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Im vergangenen Jahr begann es. Pltzlich erfuhren wir von Orten, von deren Existenz wir bis zum Hashtag #kaltland nichts wussten: Orte wie Einsiedel, Freital, Jahnsdorf, Lahntal, Marl, Ansbach, Clausnitz die man in sozialen Netzwerken kennenlernte. Das Bundeskriminalamt verzeichnete im Jahr 2015 1029 Angriffe gegen Geflchtete und ihre Unterknfte. Erst krzlich meldeten Amadeu Antonio Stiftung und Pro Asyl, dass in der offiziellen Statistik des BKA mehr als 200 bergriffe fehlten und berichteten von ihnen bekannten 1239 Vorfllen.


Es brennt in Deutschland. Die rassistische Stimmungsmache nimmt tagtglich auf den Straen ihren Raum und mndet in zahlreichen bergriffen und Angriffen auf Geflchtete, deren Unterknfte und ihre Untersttzer_innen. Angesichts der tglichen bergriffe ist es  abgesehen von den jeweiligen kurzzeitigen Emprungswellen nach einem Vorfall wie in Clausnitz (von denen es dutzende in 2015 gab)  ohrenbetubend still. Einzeltaten mit Einzelttern so die landlufige Ansicht. Unbescholtene Brger aus der Mitte der Gesellschaft. Ersttter ohne Vorstrafen, ohne Verbindungen in die rechte Szene, die weder dem Verfassungsschutz noch dem polizeilichen Staatsschutz je aufgefallen seien. Man knne sie deshalb vorher nicht beobachten, ihre Taten nicht vorhersehen, so das Bundeskriminalamt, welche sie als emotionalisierte Einzeltter, die keine ideologische Anbindung an rechte Strukturen haben definiert. Eine fatale Einschtzung. Es sind keine Einzeltaten, es sind keine Einzeltter, es ist rechter Terror, der sich zunehmend ausbreitet. Der Boden wurde mit verbalen Brandstzen, auch in den Parlamenten bereitet, auf Demonstrationen wird er beklatscht. Es handelt sich um Rassismus in Reinform mit all seinen Abscheulichkeiten.


Das rechte '90er-Jahre-Revial


Betrachtet man sich die wchentlich in Thringen stattfindenden Demonstrationen von Thgida, dem eindeutig von Rechten organisierten Ableger von Pegida ist feststellbar, dass die alt gewordenen Naziaktivisten der 1990er Jahre in Organisation, Durchfhrung und vor allem als Teilnehmer eingebunden sind. Das Gleiche gilt auch fr die AfD-Demonstrationen in Thringen.


Neonazis, in den 90er Jahren teils im Thringer Heimatschutz sozialisiert, teils im politischen Umfeld von Bhnhardt, Mundlos und Zschpe aufgewachsen, sind Akteure heutiger rassistischer Demonstrationen. hnliches wird aus anderen Bundeslndern berichtet. Die Neonazis der Generation Rostock-Lichtenhagen, Solingen, Mlln und Hoyerswerda fachen heute die Proteste gegen Flchtlingsunterknfte an.


Die Terrorwelle als solche zu begreifen ist Voraussetzung, um gegen sie agieren zu knnen. Wenig hilfreich  sowohl in der Debatte als auch in der Forderung nach Konsequenzen ist eine rein quantitative Aufrstung der Polizei, eine Strkung der Geheimdienste, ein Ausbau der berwachung. Vielfach gefordert, zeugt dies eher von einer um sich greifenden Konzeptlosigkeit angesichts von hunderten bergriffen. Wenn wir eins aus der bisherigen Aufklrung rund um den Nationalsozialistischen Untergrund gelernt haben sollten, dann das alle Institutionen  von Polizei ber Geheimdienste, Justizbehrden  aber auch Verantwortungstrger querbeet durch die Gesellschaft versagten. Rassismus als Ursache wurde weder erkannt noch benannt, die Wahrnehmung und Einschtzung der migrantischen Community ignoriert[bookmark: _ftnref1][1].


Die rassistisch motivierten Ermittlungen der BAO Bosporus fhrten zu einer sekundren Viktimisierung der Opferangehrigen und der Betroffenen der Sprengstoffanschlge in Kln.


Die Verwicklung von Geheimdiensten in das Terrornetzwerk des Nationalsozialistischen Untergrunds ist in groen Teilen bereits bekannt: Mehr als 40 V-Leute diverser Sicherheitsbehrden waren im Umfeld des Kerntrios Bhnhardt, Mundlos und Zschpe aktiv, mehrere von ihnen in direkte Untersttzungshandlungen  von Geldbeschaffung ber Waffenorganisation eingebunden.


ber die finanziellen Mittel, welche der Verfassungsschutz seinen diversen V-Leuten zur Verfgung stellte, wurden Neonazi-Netzwerke wie der Thringer Heimatschutz auf- und ausgebaut, die V-Leute vor Strafverfolgung geschtzt, die zur Verfgung gestellten Informationen im Verfassungsschutz gesammelt, gehortet, verwahrt und teils  im Zuge der beginnenden Aufklrung nach dem 4. November 2011 - geschreddert.


Von Brand- und Anstiftern


Angesichts der vielen gleichgelagerten Fälle von Unterstützung, Abschirmung und Einflussnahmen auf Ermittlungsverfahren in Bezug auf Quellen, ist nicht von Einzelfällen sondern von einem systemischen Versagen der Institution Verfassungsschutz auszugehen, das sich wie folgt skizzieren lässt:
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	Quellenschutz vor Strafverfolgung ist die Geheimdienstdevise ...
	www.blackbox-vs.de


Im Jahr 1997 fasste ein Positionspapier des Bundeskriminalamtes hnliche Kritik am Verfassungsschutz und dem V-Leute-System zusammen. So hielt das BKA fest, dass es Probleme gbe, deren Ursache die zunehmende Divergenz zwischen Verfassungsschutzoperationen und exekutiven Manahmen[bookmark: _ftnref2][2] sei. Aus Sicht des BKA seien Quellenaktivitten dafr verantwortlich.
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	... die den Verfassungsschutz selbst der Polizei verdchtig erscheinen lsst.
	www.blackbox-vs.de



		Es bestehe die Gefahr, dass Quellen des Verfassungsschutzes (VS) sich gegenseitig zu greren Aktionen anstacheln; es drohe ein Brandstifter-Effekt;

		aus Quellenschutzgrnden wrden Informationen des Verfassungsschutzes an die Polizei erst so spt weitergeleitet, dass rechte Aktionen nicht mehr verhindert werden knnen;

		wenn der Verfassungsschutz ber Durchsuchungen informiert werde, wrden die Quellen oft vorher gewarnt. Es bestehe die Gefahr, dass Beweismittel vor Eintreffen der Exekutive vernichtet werden;

		Verfassungsschutz-Quellen, die als Straftter festgestellt wurden, wrden oft weder angeklagt noch verurteilt;

		die Mehrzahl der Quellen seien berzeugte Rechtsextremisten, die glaubten, unter dem Schutz des VS im Sinne ihrer Ideologie ungestraft handeln zu knnen und die Exekutive nicht ernst nehmen zu mssen[bookmark: _ftnref3][3].




Trotz der bekannt gewordenen Verwicklungen, des mindestens systemischen Versagens der Sicherheitsbehrden nun eine weitere Strkung der Geheimdienste zu fordern ist nichts anderes als Zynismus. Dringende, lngst anstehende Aufgabe wre es hingegen, die Ursachen zu bearbeiten: institutionellen Rassismus als Problem anzuerkennen und entgegenzuwirken, das V-Leute-System zu beenden und die bereits zur Verfgung stehenden repressiven Mittel gegen Rassisten konsequent auszuschpfen.


Man kann gegen Rechte, die seit Jahren Terror ausben, nicht labern, schreiben und argumentieren, man muss Politik und Gesellschaft gestalten!, so Mely Kiyak in der ZEIT vom 24. Februar 2016.


Entscheidend ist letztlich die Forderung des Verbandes der Beratungsstellen fr Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt: Wir brauchen eine Praxis der unmissverstndlichen Solidaritt mit den Opfern rechter Gewalt. Mit allen dazugehrigen Konsequenzen.


Es gilt, den enthemmten und entfesselten rassistischen Mob in seine Schranken zu weisen.


Katharina Knig ist linke Landtagsabgeordnete in Thringen und Mitglied im dortigen NSU-Untersuchungsausschuss. 


Anmerkungen:


[bookmark: _ftn1][1] Im Jahr 2006 fanden, organisiert durch Familienangehrige der Mordopfer des NSU in Dortmund und Kassel zwei Demonstrationen statt, an denen sich mehrere tausend Menschen mit Migrationshintergrund beteiligten und welche bereits damals auf Rassismus als Motiv hinwiesen


[bookmark: _ftn2][2] Baumgrtner Maik; Rbel, Sven; Stark, Holger: Der Brandstifter-Effekt, DER SPIEGEL 45/2012.


[bookmark: _ftn3][3] Baumgrtner Maik; Rbel, Sven; Stark, Holger: Der Brandstifter-Effekt, DER SPIEGEL 45/2012.
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Was vom Strafrecht übrig bleiben sollte

Ein schnelles Plädoyer, das aber ganz ernst gemeint ist

Lore Crack
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Das Strafrecht ist ein mieses Ding, das je nach gesellschaftlicher Vorliebe Verhalten als sanktionswrdig beschreibt. Dabei beschrnkt es sich nicht auf fremdschdigende Taten. Ein Versto gegen das Betubungsmittelgesetz wird genauso pnalisiert wie die Anstiftung zu einem schlussendlich nicht begangenen Verbrechen. Auf die Spitze hat es der in den 1990er Jahren gestrichene  175 StGB getrieben, der schwule Mnner mit Strafe bedroht hatte.


Darber hinaus gibt es Straftatbestnde, die nicht jede_r erfllen kann. Ein illegaler Schwangerschaftsabbruch setzt die Fhigkeit, Kinder zu gebren voraus. Das Auslnderstrafrecht ist fr die meisten bereits deshalb uninteressant, weil sie strukturell den Tatbestand nicht erfllen knnen.


Grob mchte ich die Strafnormen in folgende Gruppen unterteilen:



		Straftaten gegen den Staat: Das sind beispielsweise Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Falschaussagen vor Gericht, Sozialbetrug oder eben das, was unter Auslnderstrafrecht luft.

		Selbstschdigung: Hier gibt es kein besseres Beispiel als unter Strafe gestellten Drogenkonsum.

		Politisches Strafrecht: Die Bildung einer terroristischen Vereinigung kommt wohl den meisten als erstes in den Sinn, nach der Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole.

		Fremdschdigung: Hier ist zwischen Vermgensdelikten wie Diebstahl oder Betrug und der Verletzung von Leben und Gesundheit zu unterscheiden.




Von mir aus kann man smtliche Straftaten bis zu einem gewissen Grad des Eingriffs in die Integritt eines anderen Menschen ersatzlos aus dem Strafkatalog streichen. All dies, vor allem die Flle, in denen eine andere Person (und nicht der Staat) geschdigt worden ist, kann man meines Erachtens zivilrechtlich deutlich interessenswahrender lsen.


Bei Vermgensdelikten leuchtet dieser Zugang besonders leicht ein: Wenn eine Person einer anderen Person etwas wegnimmt, soll sie es zurckgeben oder, wenn das nicht mehr mglich ist, den Wert der Sache ersetzen. Natrlich setzt dies voraus, dass die geschdigte Person nicht das Prozessrisiko zu tragen hat und ihre Aufwendungen zu erstatten sind. Auerdem muss vom Beibringungsgrundsatz abgewichen werden oder zumindest eine zivilrechtliche Staatsanwaltschaft die Interessen der geschdigten Person vertreten.


Vielen strafrechtlichen Verurteilungen folgen bereits jetzt Verfahren vor den Zivilgerichten, in denen die Geschdigten von den Tter_innen einen Ausgleich in Geld fr den erlitten Schaden begehren. Oder die Geschdigten machen von der Mglichkeit Gebrauch, bereits im Strafprozess ihre Schadensersatzansprche anzumelden und mit der strafrechtlichen Verurteilung einen Geldbetrag zugesprochen zu bekommen. In diesen Fllen tragen die Geschdigten nicht das Prozessrisiko und knnen einen zivilrechtlichen Schadensersatzanspruch im Strafverfahren durchsetzen. An diesem Gedanken orientiert sich mein Vorschlag. (Neben den Ansprchen gegen den_die Tter_in sollten Ansprche gegen den Staat nach dem Opferentschdigungsgesetz bestehen bleiben.)


Das politische Strafrecht mchte ich ersatzlos streichen. Einer Demokratie steht es nicht gut zu Gesicht, politische Differenzen repressiv zu lsen. Und auch die Straftatbestnde, die konformes Handeln zugunsten des Staates sicherstellen sollen, sind entbehrlich. Macht jemand eine falsche Aussage, ist sie nicht verwertbar. Kassiert jemand Sozialleistungen, die ihm_ihr ganz und gar nicht zustehen, muss er_sie sie zurckzahlen. Man sieht, ich traue der vermeintlichen Generalprvention durch Strafnormen keinen Meter. Dafr habe ich schon zu viele Straftter_innen gesehen.
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	Ist doch Scheie: Verunreinigung des Gehwegs sowie Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole in einem
	Robert Agthe (CC BY 2.0)


Um Drogenkonsum zu vermeiden, ist eine solide Aufklrungsarbeit ntzlicher als jede Kriminalisierung. Eine Politik, die vollkommen zu recht  den Schutz der Konsument_innen zum obersten Gebot erklrt, muss Verbraucher_innenschutz gro schreiben.


Einzig bei Gewaltdelikten, die eine gewisse Intensitt in Qualitt und Quantitt berschritten haben, mchte ich im Sinne einer negativen Spezialprvention auf eine Bestrafung setzen. Das heit: Vor einer Person, die wiederholt und/oder mit besonderer Brutalitt andere Menschen verletzt (hierzu zhle ich Vergewaltigungen und sexuelle Ntigungen), sind andere zu schtzen. Dies ist in vielen Fllen alleine ber eine Freiheitsstrafe mglich. Dabei sollte der offene Vollzug den Regelvollzug darstellen und die Haftstrafe darauf ausgerichtet sein, die Tter_innen begleitet mit ihrem Handeln zu konfrontieren, auf dass sie lernen, fremdschdigenden Bedrfnissen zu widerstehen.


Der Juristin Lore Crack wurde jngst das Portemonnaie geklaut. Da sprte sie kurz das Bedrfnis nach Rache. Nachdem das Portemonnaie samt aller wichtigen Dokumente wieder aufgetaucht war, hat sie sich fr eine friedliche Koexistenz mit dem_der Diebin entschieden. Mgen ihre Euro gut am Kotti angelegt worden sein.
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	Eine der beliebtesten Straftaten: Versto gegens BTMG
	Chris Goldberg (CC BY-NC 2.0)
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Conni, Helmut Schmidt und DIE LINKE



Katalin Gennburg


Es gibt einen Klassiker der Kinderliteratur der BRD, insbesondere fr Mdchen: Conni. Im Mittelpunkt der Buchreihe steht ein Mdchen gleichen Namens. Die Bcher behandeln lebensnah Probleme von Heranwachsenden (Geschwisterkind, Schwimmunterricht, Haustierfragen etc.). Das ganze spielt sich in einem fast schon steinzeitlich anmutenden Mutter-Vater-Kind-Haushalt, samt Ernhrermodell wie im Nachkriegswohlfahrtsstaat ab. Der Vater geht arbeiten und kommt dementsprechend nicht aktiv vor, whrend Mami kocht, wscht, streichelt, putzt und organisiert.


Egal knnte einem das sein, wenn nicht die Realitt meiner Tochter auch durch dieses vermaledeite Buch geprgt und sich in Erwartungshaltungen manifestieren wrde. Denn was bei Conni normal ist, sollte schlielich aus Tochters Sicht auch in aller Kinder heiler Welt normal sein.
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	Familienbild  la Conni
	

Hierin findet sich ein Kulminationspunkt des zeithistorischen Gendertroubles: Geschichten decken sich hufig nicht mit der erlebten Realitt. So treffen sich auf der conniistischen Problemfolie sehr reale Alltagserfahrungen: whrend mein Kind quengelt warum ich so wenig mit ihr spiele, zeigen mir stolze Genossen-Papas auf Parteitagen Fotos ihrer Kinder auf Smartphones und es finden etliche spannende Abendveranstaltungen ohne mich statt. Das Problem sind also die vielschichtigen Erwartungshaltungen, die vor allem einer Realitt nicht entsprechen: der von engagierten und viel beschftigten Mttern. Unsere Alltagserfahrungen gleichen einem ewigen Kampf gegen die Norm. Gesteigert wird dieser Druck im Bereich linker Politik auch durch die imaginierte Normalitt des 24-Stunden-Politaktiven  wer kann dem gerecht werden?


Weil meine Partei, solange ich sie kenne, immer wieder auf das Problem fehlender weiblicher Kandidaturen zurckgeworfen ist, stellte sich jngst in einer Diskussion die Frage: Hat DIE LINKE. eigentlich ein Frauenproblem oder ein Mnnerproblem?!


Der Jahrhundertmann, Der Jahrhundertlotse oder Mit dem Tod Helmut Schmidts haben die Deutschen eine Vaterfigur verloren  das durften wir nach dem Tod dieses Staatsmannes im Spiegel lesen. Im selben Magazin findet sich ein Artikel mit der berschrift: Die versptete Kanzlerin Angela Merkel ist zehn Jahre im Amt und erst jetzt werden die Umrisse ihrer ra deutlich. Reden wir ber die Frau, die inzwischen die lngste Zeit eine Kanzlerschaft der BRD innehat und die neoliberale Architektur Europas entscheidend zu verantworten hat? Zugegeben: ein Vergleich vom SPIEGEL mit dem Kinderbuch ist vermessen und dennoch lsst sich hier ablesen, was auf diese Kinderliteratur als anschlussfhiges Erwachsenenformat folgt. Auch als entschiedene Gegnerin von Merkel und Co. muss einem dieser Umgang zu denken geben, auch weil sich hierin immer wieder Unterschtzung breit macht, die schlielich zum allgemeinen berraschtsein ber Merkels Erfolgsgeheimnis fhrt und dem gegenber bislang auch noch nicht zum Bruch der gesellschaftlichen Hegemonie mit der CDU und Mutti gefhrt hat. Diese Schlagzeilen illustrieren das Mnnerproblem, welches wir in der Politik haben. Die Ikonisierung und berhhung findet fast ausschliesslich bei mnnlichen Persnlichkeiten statt und konterkariert die Idee einer geschlechtergerechten Gesellschaft und hintertreibt den feministischen Kampf.
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	Schmitts letzter Weg
	Wolf-Dietrich Krause  (CC BY-SA 2.0)


Damit dieser starre Gesellschaftszustand keine sich auf ewig immer wieder neu erfllende Prophezeiung bleibt, muss auch Die LINKE weg von Winkonkeln und Ein-Mann-Shows!


Und noch ein Relikt aus der fordistischen Steinzeit sollte als von Mnnern getragenes Ethos angezhlt werden. Abgesehen davon, dass es auch fr den Neoliberalismus wunderbar anschlussfhig war und ist: Der Arbeitsfetisch... Nicht nach Hause gehen [knnen!], arbeiten bis der Arzt kommt und damit obendrein auch noch der protestantischen Ethik a la, Wer nicht arbeitet, soll nicht essen-Logik den Weg bereiten?


Jungs, so wird das nichts! Die real existierenden Ungleichberechtigungen zwischen den Geschlechtern anerkennen, heit auch die real existierenden Ungleichverteilungen mit in die politische Arbeit und die Verteilung dieser einbeziehen. Das heit also: Das historisch gewachsene und gesellschaftlich manifeste Mnnerproblem ernst nehmen und gezielt versuchen aufzubrechen. Das vermeintliche Frauenproblem ist ein Mnnerproblem und die gute Botschaft ist: Ohne die Auflsung des einen wird es die Auflsung des anderen nicht geben und wer das eine nicht wahrhaben will, wird das andere automatisch vergrern.


Braucht es vielleicht mehr Mitwirkungsangebote und Aktivitten mit konkreten Themen, um die wenige verfgbare Zeit von Mitgliedern, also auch engagierten Vtern und anderen vielbeschftigten Menschen, fokussiert zu nutzen? Braucht es darber hinaus eine Wertschtzung dieser Aktivitten, wo niemand sich als exorbitant engagiert verobjektiviert (z. B. Gremienarbeit, Arbeitskreisaktivitten, Geschftsstellenprsenz etc.), womit auch Lohnarbeitende und verschiedene Formen von Care-Arbeit leistende Personen explizit eingeschlossen wren?


Wollen wir als Partei nicht aussterben, mssen wir nicht nur Revolution schreien, sondern auch die strken, die nicht auf jede Demo und zu jeder Abendveranstaltung rennen und sich in anderen Lebenswelten und anderen Zeitablufen bewegen. Genau deshalb wird die Attraktivitt unserer Partei davon abhngen, wie es ihr gelingt, die Widersprche zwischen Mensch und kapitalistischer Gesellschaft aufzuzeigen und fr die eigene Arbeit mitzudenken und erst so eine eigene Normalitt zu schaffen. Diese muss freilich gesellschaftliche Normalitten einbeziehen und gleichermaen die sich diesen Normalitten bewusst entziehenden Menschen ansprechen. Das klingt fast schon grenwahnsinnig, aber nichts Anderes kann man von einer sozialistischen Organisierung im Kapitalismus erwarten 


Katalin Gennburg ist treue Autorin beim *prager frhling und kandidiert fr DIE LINKE im September 2016 fr das Berliner Abgeordnetenhaus.
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Gegen falsche Sicherheiten

Feministische Kämpfe um Stadt und Raum

Ruth May


Die Stadt ist der Ort der Frauenbewegung und ihrer Kmpfe. Sie hat die Stdte fr ihre Aktionen genutzt, hier wurden Frauen zu Pionierinnen neuer Lebensweisen, hier haben sie sich organisiert, Initiativen ergriffen  und gegen mchtige und erbitterte Widerstnde ihre Beteiligung und Rechte zh erstritten und so auch die Stadt verndert und zivilisiert. Diese nicht eben leichtfig erreichte Aneignung nun zur westlichen Kultur und berlegenheit zu erklren, sie gegen Einwanderer ins Feld zu fhren, um ihnen Zugang zu verwehren, verleugnet Emanzipation als immer schon vorhandenes Anhngsel und verleugnet zugleich die weiter bestehende Gewalt gegen Frauen.


Angstraumdebatten werden zu einer Zeit gefhrt, in der Privatisierung und berwachung des ffentlichen Raums vorangetrieben werden. Kaum, dass man wirksame Perspektiven anbietet, rcken das Fehlen sozialer Kontrolle, nicht einsehbare Pltze, schlechte Beleuchtung, Mangel an Sicherheitstechnik, ein verwahrloster Zustand in den Blick. Prominent ist die Broken-Windows-Theorie, die unterstellt, dass zunchst undramatische Zeichen von Unordnung sich rasant verstrken, solange nicht durch ordnungsmchtige Eingriffe ein Sicherheitsgefhl wiederhergestellt wird. Beim Angstraum geht es nicht um tatschliche Kriminalitt (tatschlich werden junge Mnner am hufigsten Opfer von Kriminalitt im ffentlichen Raum) oder um tatschliche Gewalterfahrungen von Frauen; stattdessen wird behauptet, man nehme selbst diffuse ngste ernst. Angst kann irrational sein, sich aus trben Quellen speisen, wie etwa aus einem Misstrauen gegenber Fremden. Wir wissen aber, dass Gewalt gegen Frauen ganz berwiegend von Freunden und Angehrigen ausgeht und ebenso berwiegend der Ort der Gefhrdung nicht der ffentliche, sondern der private Raum ist, der doch als sicherer Hafen gilt. Der Angstraum und mit ihm die Vorstellung vor einem anonymen fremden Gewalttter aus einer dunklen Ecke lsst die eigenen Mnner als Beschtzer dastehen und setzt Ordnungsmchte, Polizei und Techniken der berwachung des stdtischen Raums in freundliches Licht. Versteckt im gefhrlichen nchtlichen Fremden sind aber ganz andere ngste von Untreue und Eifersucht, die sexuellen Ambivalenzen der Stadt  von denen ehrbare Frauen fern gehalten werden sollen.


ngste entstehen (Freud zufolge) in Widersprchen, die man allein nicht lsen kann. Sie behindern eigenstndiges Handeln, das auf Vernderung zielt. So besagen die Widersprche der Angstraumdebatten vor allem, dass Frauen eine freie Raumaneignung schwer mglich ist. Geschlechtliche Zuweisungen von Rumen und mehr oder weniger versteckt eingebaute Erwartungen tragen dazu bei, die soziale Ordnung und die Geschlechterhierarchie wie eine natrliche Ordnung erscheinen zu lassen. Die Anwesenheit von Frauen in der Stadt wurde ber Jahrhunderte als ein Ordnungsproblem behandelt: Sie wurden aus dem ffentlichen Raum verdrngt  wenn sie sich doch dort aufhielten, umso schlimmer fr sie. Waren sie nicht durch einen sie begleitenden Mann legitimiert, wurden sie als Prostituierte behandelt. Sie wurden im stdtischen Raum diszipliniert, berwacht, kontrolliert, als unerwnscht ausgeschlossen. Schon weil viele in der Stadt arbeiteten, verschwanden sie nie ganz, aber ihre Anwesenheit wurde als Teil von Unordnung, Subkultur, des nicht Beherrschbaren betrachtet. Man kann dies vielleicht als eine andere, weniger irrationale Angst vor der Grostadt als einem Raum betrachten, in dem sich gefhrliche Gruppen bewegen, ungeordnete Minderheiten, ungeregelte sexuelle Begegnungen, Lust, Laster, Anarchie zuhause sind  schlielich eine lauernde Revolte, der mit allen Mitteln von Polizei und Stadtplanung vorgebeugt werden soll. Planungskonzepte wurden seit dem 19. Jahrhundert darauf ausgelegt, innerstdtische Slums auszurumen und generell Frauen an den Stadtrand zu verbannen und auf das Heim zu verweisen. Diesen Bestrebungen steht der Elan der Frauenbewegung entgegen, den ffentlichen Raum zu erobern, auch als Bhne fr ihre Forderungen, wie es z. B. die Suffragetten in London taten oder in der 2. Frauenbewegung die Dollen Minas in Amsterdam.
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	Hart erkmpft: Recht zu Whlen und Recht auf Stadt
	Scrappy Annie  (CC BY-NC 2.0)


Ist die Stadt also ein Raum der Angst oder ein Raum der Utopien von Frauen oder beides? Schlielich kmpfen Frauen nicht nur gegen Hindernisse von auen, sondern auch mit sich selbst: Das Angebot, sich als Opfer zu verstehen und Konflikten aus dem Weg zu gehen, ist trgerisch, denn es isoliert von der Welt und eigener Entwicklung. Wie kommen sie zu einem Handeln, einem Handeln zumal, das nicht nur eines der Unterordnung ist? Und welche Mglichkeiten erffnet ihnen dabei die Stadt?


Die Stadt war und ist der Ort, wo Frauen aus alten Bindungen und Abhngigkeiten heraustreten; ihre Anonymitt ermglicht es, Kontrollen zu entkommen und Freiheiten zu entdecken, festgelegte Pltze zu verlassen, nicht in ngsten befangen zu bleiben und neue Rume zu erobern. Dies gilt gerade auch fr diejenigen, die neu in die Stadt kommen, wie etwa Migrantinnen. Stadt beheimatet jene Subkulturen, mit denen sich etwas neues herausbildet, sie ist Raum der Vernderung. Gerade Frauen haben sich in Initiativen um die Entwicklung der Stdte gestritten, z. B. um den Erhalt ihrer Wohnungen und Nachbarschaften und haben so die Entwicklung von Stdten beeinflusst. In einer Untersuchung ber Migrantinnen in Hannover konnte ich feststellen, wie ihnen das Leben in der Stadt Sicherheiten, Hilfen und Solidaritten auerhalb familirer Bindungen gibt, was hilft, eigene Initiativen zu ergreifen und ein selbstndiges Leben zu fhren. Dabei bezogen sie sich auf ihren Stadtteil als einen Raum, in dem sie sich selbstsicher bewegen, in dem sie sich etwas zutrauen. Wichtig dafr waren ein sozial und nutzungsgemischtes Umfeld, in dem Verschiedenes ausprobiert werden konnte, und Kontakte in der Umgebung (Freunde, Bekannte) ebenso wie die Mglichkeit einer relativen Distanz, das Fehlen enger sozialer Kontrollen. Alles dies ermglichte ihnen, aktiv werden, z. B. Geschfte zu grnden und dabei ihre Umgebung und zugleich sich selbst zu verndern.


Was kann Stadtplanung tun, um diese ffentlichen Qualitten zu untersttzen? Nach Untersuchungen ber das Leben von Frauen in Barcelona, Hannover und Paris kann ich allgemein sagen, dass leistungsfhige ffentliche Verkehrssysteme die Handlungsmglichkeit gerade von Frauen entscheidend verbessern. Ihre Zeit-Raum-konomie im Alltag mit ihren (auch versorgenden) Ttigkeiten kann durch eine Planung untersttzt werden, die Infrastrukturen an zentralen rumlichen Abfolgen von Straen und Pltzen konzentriert. Freie Raumaneignung bedeutet Aneignung des ffentlichen Raums in seinen verschiedenen Formen: Wege, PNV, soziale und ffentliche Einrichtungen, Haltestellen, Begegnungen und Aufenthalte. Frauen bevorzugen dabei solche rumlich-gestalterischen Konzepte, die auf Belebung, plurale Nutzungen, Begegnung, Kommunikation und interaktive Beziehungen, und nicht solche, die auf Kontrolle und berwachung setzen. In Stadtquartieren sollten deshalb ffentliche Rume Beziehungen zu angrenzenden Stadtquartieren und zur ganzen Stadt herstellen und so ffentliche Begegnungen frdern. Dazu gehrt eine Strkung gemischter anstelle rumlich separierter Nutzungen, die auch Menschen von auerhalb am Leben im Stadtteil teilnehmen lsst. Dies setzt voraus, dass es keine abgehngten und abgeschlossenen Gebiete gibt, die vom stdtischen Leben ignoriert werden. Der Anspruch an Stadtpolitik und Planung muss also unbescheiden sein, der strukturellen Segregation, die sich verfestigt, entgegenarbeiten. Insgesamt geht es um eine Strkung der stdtischen ffentlichkeit (die im brigen auch dazu beitrgt, sich gegen Okkupationen durch Rechtsradikale zu behaupten). ffentlich-stdtische Rume, die bei Frauen beliebt sind, an denen sie sich gerne aufhalten, verbessern nicht nur deren Situation im stdtischen Leben, sondern tragen darber hinaus entscheidend zur Zivilitt urbanen Lebens fr alle bei.


Ruth May leitet die feministische Sektion des Instituts fr kritische Theorie (InkriT) und ist Mitglied im Forum fr GenderKompetenz in Architektur Landschaft Planung an der Leibniz Universitt Hannover. Sie hat u.a. ber Stadterneuerungsstrategien in Europa, ber Frauen in der Stadt und ber migrantische Existenzgrnderinnen geforscht.
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Zum Phänomen Instantfeministin



Katja Kipping


Nach Kln hat ein kulturalistisches Deutungsmuster Oberwasser, welches sich wie folgt zusammenfassen lsst: Muslime und all die anderen Flchtlinge seien potentielle Frauenmissachter und Vergewaltiger. Zum Schutz der deutschen Frauen mssten also Asylbewerber entschiedener abgeschoben werden. Wer nicht einstimmt in diesen Chor, sondern auf logische Inkonsistenzen hinweist, ist oft einem heftigen Shitstorm ausgesetzt.
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	Instantbarbie zu Lebzeiten ...
	Zebrio (CC BY-SA 2.0)


Wer den Wortlaut von Artikel 3 des Grundgesetzes ernst nimmt, msste Rassismus und Sexismus gleichermaen bekmpfen. Denn dieser Artikel besagt, dass niemand wegen seines Geschlechts, aber eben auch nicht wegen seiner Hautfarbe oder seiner Herkunft benachteiligt werden darf. Wer an diese Selbstverstndlichkeit erinnert, ist aktuell heftigen Anfeindungen ausgesetzt. Davon knnen auch die Feministinnen, die sich zu dem Aufruf #ausnahmslos zusammenfanden, ein Lied singen. Zum Glck erfuhr dieser Aufruf aber auch viel Untersttzung. So unterzeichneten in kurzer Zeit mehr als 10.000 Leute diesen Aufruf und es kam zu Demonstrationen im Sinne des Aufrufes.
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	... und Instantfeministin postum.
	Roadsidepictures (CC BY-NC 2.0)


Doch der antirassistische Feminismus ist den neuen Instantfeminist_innen ein Dorn im Auge. Bei Instantfeminist_innen handelt es sich um Frauen und Mnnern, denen pltzlich die Gleichheit der Geschlechter am Herzen liegt. Kabarettisten knnten sicherlich ein schnes Stck daraus machen, wie Konservative, die noch bis vor kurzem die Frauenquote bekmpften, als sei sie das Ende des Abendlandes, nun die Frauenrechte angeblich gegen die Machos aus dem Morgenlande verteidigen wollen.


So sprach sich beispielsweise Julia Klckner von der CDU noch 2013 gegen die Einfhrung einer verbindlichen gesetzlichen Quote fr Aufsichtsrte aus.[bookmark: _ftnref1][1] Offensichtlich wollte sie der Wirtschaft keine Vorgaben in punkto Gleichstellung machen. Seit medial ber den Anstieg der Flchtlingszahlen berichtet wird, uert sie sich hingegen hufig in Sorge um die Gleichstellung der Frauen: Wir drfen keine Fehler mehr machen. Die Gleichberechtigung von Mann und Frau drfe nicht in Frage gestellt werden  weder von den Muslimen, die bereits hier lebten noch von denen, die derzeit als Flchtlinge nach Deutschland kmen.[bookmark: _ftnref2][2] Auch Erika Steinbach twitterte: Bei mir hat eine Frauenquote keine Chance! Whrend sie angesichts von Geflchteten muslimischen Glaubens nun in groer Sorge um Frauenrechte ist.


Dazu ist folgendes anzumerken: Selbstverstndlich ist die Gleichheit der Geschlechter nicht verhandelbar. Der Einsatz fr Frauenrechte wrde nur glaubwrdiger wirken, wenn Sexismus nicht nur dann thematisiert wird, wenn er von vermeintlich Fremden begangen wird.


Es ist auffllig, dass diejenigen, die bisher zu christlich-fundamentalen Eiferern gegen das Recht auf Schwangerschaftsbruch schwiegen, nun angesichts von Geflchteten muslimischen Glaubens sich pltzlich berufen fhlen, die Gleichstellung der Geschlechter zu verteidigen. Zur Erinnerung: So fortschrittlich war Deutschland in punkto Gleichstellung der Frauen lange Zeit nicht. Noch bis April 1998 stand im Strafgesetzbuch nur der erzwungene auereheliche Beischlaf unter Strafe. Vergewaltigungen innerhalb der Ehe galten bis dahin auch hierzulande als nicht strafwrdig. Als ob ein Trauschein eine Vergewaltigung weniger schlimm machen wrde. Viele Frauenrechte musste die Frauenbewegung gegen den erbitterten Widerstand groer Teile des politischen Establishments durchkmpfen.


Nun knnte frau sich darber rgern, wie die Instantfeminist_innen die Frauenrechte nur vorschieben. Auf jeden Fall sollten wir all die vielen Bekenntnisse zur Gleichstellung der Geschlechter und all die Aussagen, wie wichtig der Schutz vor sexueller Gewalt ist, notieren und abspeichern. Und von Stund an nehmen wir die Konservativen bei ihrem eigenen Wort, zum Beispiel wenn es um die Finanzierung der Frauenschutzhuser, der Mdchenarbeit und der Notruftelefone geht.


Katja Kipping ist langjhrige Redakteurin des *prager frhling. Daneben ist sie ehrenamtlich als Parteivorsitzende ttig.


[bookmark: _ftn1][1] http://www.deutschlandfunk.de/kloeckner-ich-bin-ein-fan-von-quoten-aber-nicht-von-starren.694.de.html?dram:article_id=243539. vom 15.04.2013.


[bookmark: _ftn2][2] http://www.focus.de/politik/deutschland/nach-forderung-zur-integrationspflicht-kloeckner-hunderte-frauen-reden-sich-bei-mir-frust-ueber-muslimische-maenner-von-der-seele_id_4972380.html.
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Frankreich im politischen Ausnahmezustand

Die Versäumnisse der Linken und der Erfolg der Rechten

Johanna Bussemer


In dem kleinen Dorf in Burgund, in dem ich viel Zeit meines Lebens verbracht habe, whlten im ersten Wahlgang der Regionalwahlen Ende vergangenen Jahres 43,6 % Front National. Die Bckerin  vielleicht; der Restaurant-Besitzer  eher nein, aber der Bauer unten an der Ecke bestimmt. Womglich sogar der Brgermeister selbst? ging es mir fortwhrend durch den Kopf. Denn obwohl nach den barbarischen Anschlgen von Paris am 13. November 2015 und dem Erfolg des FN bei den Europawahlen 2014 dieses Wahlergebnis alles andere als eine berraschung gewesen ist, und durch den Rckzug der Sozialisten im zweiten Wahlgang letztendlich der Sieg des FN in den fnf mglichen Regionen verhindert wurde, wird ein starker FN fr lange Zeit nicht mehr aus der politischen Landschaft wegzudenken sein.


Der extreme Erfolg des FN hat mehrere Ursachen. Zum einen zeigt sich, dass Marine Le Pens mit Beginn ihres Parteivorsitzes 2011 eingeschlagener Kurs, den Front National durch ein Bekenntnis zur Demokratie und zum franzsischen Laizismus aus der rechtsextremen, antisemitischen Ecke heraus zu fhren, erfolgreich gewesen ist. Gleichzeitig hat es der FN geschafft, den beiden linken Parteien Parti de Gauche und Parti communiste in der Globalisierungskritik komplett den Rang abzulaufen. Zum anderen konnte die franzsische Linke auch nicht durch ihre noch vor einigen Jahren starke Prsenz in den Kommunen punkten.


Marine Le Pen wei die Schwche der franzsischen Linken geschickt auszunutzen, um die Modernisierung der Partei voranzutreiben. Zum Beispiel indem sie sich in Reaktion auf die sexuellen bergriffe gegen Frauen in der Silvesternacht in Kln als Feministin oder zumindest Frauenrechtlerin prsentierte. In Kln wurden hunderte Frauen Opfer sexueller Gewalt (...). Ich begehre heute auf gegen das nicht hinnehmbare Schweigen, das als stillschweigende Zustimmung franzsischen Linken gegenber diesen fundamenta